An das
Bundesverfassungsgericht
Postfach 1771

76006 Karlsruhe

Bielefeld, 25.02.2021

Verfassungsbeschwerde

des Attac Tragervereins e.V., vertreten durch den Vorstand Dirk Friedrichs,
Minchener Stral3e 48 in 60329 Frankfurt am Main

- Beschwerdefuhrer —

Verfahrensbevollméchtigte:

1. Prof. Dr. Andreas Fisahn,_
2. Prof. Dr. Wolfram Cremer,_

Namens und in Vollimacht des Beschwerdefihrers erheben wir — unter Vorlage einer auf

uns lautenden, gesonderten Vollmacht (Anlage 1) —
Verfassungsbeschwerde
gegen

1. den Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 10.12.2020, Az. V R 14/20, zugestellt per
Telefax am 27.01.2021 (Anlage 2),

2. das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 26.02.2020, Az. 4 K 179/16 (Anlage
3),

3. das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 10.01.2019, Az. V R 60/17 (Anlage 4),

4. die Korperschaftssteuerbescheide 2010 bis 2012 und die
Gewerbesteuermessbescheide 2010 bis 2012 jeweils vom 14.04.2014 in Gestalt der

Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016 des Finanzamts Frankfurt am Main Il
(Anlagen 5 bis 10; Anlage 17),



5. die Bescheide Uber die gesonderte Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags
zur Korperschaftssteuer zum 31.12.2010 bis zum 31.12.2012 und Uber die gesonderte
Feststellung des vortragsfahigen Gewerbeverlustes zum 31.12.2010 bis zum
31.12.2012 jeweils vom 14.04.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom
22.01.2016 des Finanzamts Frankfurt am Main Ill (Anlagen 11 bis 16; Anlage 17),

6. hilfsweise gegen 8§ 52 Abs. 2 Abgabenordnung in der Fassung vom 10.10.2007 (BGBI.
| S. 2332)

und beantragen:

1. Der Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 10.12.2020, Az. V R 14/20, das
Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 26.02.2020, Az. 4 K 179/16 und
das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 10.01.2019, Az. V R 60/17, verletzen
die Grundrechte des Beschwerdefiihrers aus Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit
Art. 5 Abs. 1 S. 1 1 Alt.,, Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip; sie
werden aufgehoben.

2. Die Korperschaftssteuerbescheide 2010 bis 2012, die
Gewerbesteuermessbescheide 2010 bis 2012 jeweils vom 14.04.2014 in
Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016 des Finanzamts
Frankfurt am Main Ill, die Bescheide Uber die gesonderte Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags zur Korperschaftssteuer zum 31.12.2010 bis
zum 31.12.2012 und uber die gesonderte Feststellung des vortragsfahigen
Gewerbeverlustes zum 31.12.2010 bis zum 31.12.2012 jeweils vom
14.04.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016 des
Finanzamts Frankfurt am Main Il verletzen die Grundrecht des
Beschwerdeflihrers aus Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1S. 11
Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip; sie werden aufgehoben.

3. Hilfsweise § 52 Abs. 2 Abgabenordnung in der Fassung vom 10.10.2007 fir
unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1 Alt., Art. 9

Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip zu erklaren.

Gerugt wird die Verletzung der Grundrechte des Beschwerdefiihrers aus Art. 3 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1 Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip.
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A. Sachverhalt

I. Allgemeiner Hintergrund

Der Beschwerdefiihrer ist ein seit 2003 unter VR 12648 im Vereinsregister eingetragener
Verein mit dem Namen ,Attac Tragerverein e.V.“. Attac ist die Abkirzung fur den
franzosischen Ausdruck fur ,Vereinigung zur Besteuerung von Finanztransaktionen im
Interesse der Birger” (franzosisch: ,association pour une taxation des transactions

financiéres pour 'aide aux citoyens®).

Der Zweck des Vereins ist nach § 2 der Satzung vom 24.04.2004 und der Satzung vom
20.11.2010 ,die Forderung von Bildung, Wissenschaft und Forschung, die Férderung
des Schutzes der Umwelt und des Gemeinwesens, der Demokratie und der Solidaritat
unter besonderer Berlicksichtigung der ©6konomischen und gesellschaftlichen
Auswirkungen der Globalisierung. Der Verein fordert die Volkerverstandigung und den

Frieden.”

§ 2 der Satzung bestimmt insoweit, dass der Verein ausschlielich und unmittelbar
gemeinniitzige Zwecke verfolge. Diese Zwecke sollen nach § 2 der Satzung durch

folgende Mafl3nahmen verwirklicht werden:

e ,Aufklarung und Offentlichkeitsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland zu den
Themen Nord-Sid-Differenz und Entwicklung, Umweltschutz und Nachhaltigkeit,

Frieden, Voélkerverstandigung und weltweite Gerechtigkeit; hierzu gehdren u.a.:

- Veranstaltungen und Mit-Veranstaltung von Konferenzen, Tagungen
und sonstige Fach- und Publikumsereignissen zu den vorgenannten

Themen,
- erstellen und verbreiteten entsprechender Publikationen,
- Bildungsarbeit an Schulen und Erstellung von Unterrichtsmaterialen,

- Durchflihrung von Seminaren und Bildungsveranstaltungen, wie zum

Beispiel eine Sommerakademie,

- Forderung wissenschaftlicher Projekte und Forschung zu den oben

genannten Themen unter Mitwirkung eines Wissenschaftsbeirates;

o Entwicklungs-, Umwelt- und friedensbezogene internationale Begegnungen von
Jugendlichen und Erwachsenen bei Seminaren, Sommercamps und

themenbezogene Veranstaltungen;



o Aufbau eines internationalen Kontakt-Informationsnetzes zur Férderung der in
Abs. 1 genannten Ziele im Bereich der Entwicklungspolitik, der Friedensarbeit
und des Umweltschutzes im In- und Ausland;

o die finanzielle und ideelle Unterstitzung konkreter Umwelt-, Entwicklungs- oder

friedensbezogener Projekte im In- und Ausland.”

Im Einzelnen wird zu der Satzung des Vereins auf die Anlage 18 verwiesen.

Der Beschwerdefihrer hat ca. 28.200 Einzelmitglieder und (dber 100
Mitgliederorganisationen. Er definiert sich als ,Bildungsbewegung mit Aktionscharakter
und Expertise”. Die Bildungs- und Kampagnenarbeit wird durch ca. 170
Regionalgruppen realisiert. Im Attac-Rat (60 Mitglieder) diskutieren die gewé&hlten
Vertreterinnen und Vertreter der Regionalgruppen, bundesweiten Arbeitsgruppen und
der Mitgliederorganisationen die Themen und Aktivitdten des Beschwerdeflihrers. Die

Mitglieder des Rats sind gleichzeitig Mitglieder des Beschwerdefiihrers.

Der Beschwerdefiihrer wurde zunéchst mit Bescheinigung vom 09.03.2005 vom
Finanzamt Frankfurt am Main [l vorlaufig als gemeinnlitzig anerkannt. In den
streitgegenstandlichen Jahren 2010 bis 2012 fiihrte der Beschwerdefiihrer zahlreiche —
in seinen Geschaftsberichten (Anlage 19) naher aufgefiihrte — Aktivitdaten durch. Teils
wurden die Aktivitaten durch themenspezifische Arbeitsgruppen teils durch
(themenubergreifende) rund 170 unselbstandige Regionalgruppen durchgefiihrt. Die
Regionalgruppen erhielten fiir die Tatigkeit 30 % der in ihrer Region vereinnahmten

Mitgliedsbetrage.

In den Streitjahren beschatftigten sich sowohl die bundesweiten Arbeitsgruppen als auch
die zahlreichen Vortragsveranstaltungen sowie die sonstigen Aktivitdten der

Regionalgruppen insbesondere mit folgenden Kernthemen:

¢ Finanz- und Wirtschaftskrise / Finanzmarkte besteuern, Reichtum umverteilen

¢ Kampagne zur Einfilhrung einer Finanztransaktionssteuer: Steuern gegen Armut
e Arbeit zur Spekulation mit Lebensmitteln

¢ Seminar- und Workshop-Programm im Rahmen von Blockupy

¢ Regulierung der Finanzmarkte

¢ Finanzmarkttagung Geld

¢ Inszenierung eines Bankentribunals in der Volksbihne

e Kampagne zu Geschéftspraktiken von Banken und Aufklarung ulber einen

Wechsel der Hausbank: Krétenwanderung



o Vortragsreise zum Arabischen Frihling

o Bundesweiter Aktionstag zu Banken

e Aktivitaten zur Krise des Euro und der Finanzmarkte und gegen den
europaweiten Sozialabbau

o Konferenz Wege aus der Krisenfalle

e Umverteilung (finanzieller Mittel)

e Aufklarung- und Informationsarbeit zur weitergehenden Regulierung der
Finanzmérkte

e Tagung zur Feministischen Okonomie

e Informationskampagne zu Public Private Partnership

e Beteiligung an Aktivitaten der Anti-Atom-Bewegung

e Auseinandersetzung mit den Zielen der Atomwirtschaft

e bedingungsloses Grundeinkommen

e Aktivitaten zu Klimaschutz und globaler Klimagerechtigkeit

e Beschaftigung mit alternativen Formen des Lebens und Wirtschaften

In den Streitjahren fanden unter anderem die folgenden Kampagnen statt:
Kampagne ,Sparpaket*

Das Thema ,Verteilen statt kirzen* befasst sich mit dem gesetzgeberischen
.Einsparprogramm der Bundesregierung® und dessen gesamtgesellschaftlichen
Auswirkungen. Dabei sprach sich der Beschwerdefiihrer fur die Wiedereinfihrung der
Vermogensteuer, der Besteuerung von Kapitalertragen als Einkommen, fir den Abbau
von Steuervorteilen fur Kapitalgesellschaften und fir die realistische Bewertung von
Vermogen fir die Erbschaftsteuer und die Austrocknung von Steueroasen aus.

Kampagne ,Carlyle stoppen*

Die Kampagne ,Carlyle stoppen“ betraf die vom Beschwerdefiihrer kritisierte
Ubernahme des naturnah und nachhaltig produzierenden Unternehmens Hess Natur
durch den Finanzinvestor Carlyle. Der Beschwerdefiuihrer problematisierte die
Produktion von Billigwaren und hielt die Griindung einer Genossenschaft und den Kauf

von Anteilen durch die Belegschaft fur vorzugswirdig.

Kampagne ,Steuerflucht*



Mit der Kampagne ,Steuerflucht“ verband der Beschwerdefuhrer das Engagement fir
die SchlielBung von Steueroasen und die Kritik am damals geplanten Steuerabkommen

mit der Schweiz.
Kampagne ,Demokratie statt Stuttgart 21*

Unter dem Schwerpunkt ,Demokratie statt Stuttgart 21" setzte sich der
Beschwerdefihrer kritisch mit der mangelnden Transparenz und fehlenden
Bilrgerbeteiligung bei privaten Groldvorhaben und der ErschlieBung von Flachen

auseinander.

Zu den einzelnen Themen fanden Informationsveranstaltungen und Ausstellungen statt.
Des Weiteren gab der Verein zu den Themen auch verschiedene Faltblatter, Broschiren

und Tagungsbénde heraus.

Il. Verfahrensablauf

1. Finanzbehordliches Verfahren

Der Beschwerdeflihrer legte flr die Streitjahre zunachst Steuererklarungen,
Geschéftsberichte, Jahresabschliisse und Erlduterungen zu den Tatigkeiten vor. Er
machte geltend, dass er eine gemeinniitzige Kdrperschaft sei. Unter Hinweis auf die in
den Geschaftsberichten, dem Internetauftritt und den weiteren Unterlagen genannten
Aktivitaten gelangte das Finanzamt zu der Ansicht, dass der Verein in den Streitjahren
die Voraussetzungen fir die Steuerbefreiung als gemeinniitzige Koérperschaft nicht
erfille. Ausgehend davon begrindete das Finanzamt die Versagung der
Gemeinnitzigkeit nicht nur damit, dass die in der Satzung genannten Zwecke
.Gemeinwesen®, ,Solidaritat® und ,Demokratie* im Katalog des 8§ 52 Abs. 2 der
Abgabenordnung (AO) nicht genannt seien, sondern auch damit, dass die tatsachliche
Tatigkeit politischer Natur sei und daher nicht der ausschlieBlichen Erfullung der
steuerbegunstigten Satzungszwecke diene. Das Finanzamt setzte deshalb mit
Bescheiden vom 14.04.2014 die Kdrperschaftsteuer und die
Gewerbesteuermessbetrdge 2010-2012 auf Grund von Verlusten in den Streitjahren
jeweils mit O € fest. Ferner stellte das Finanzamt den verbleibenden Verlustvortrag zur
Kdrperschaftsteuer zum 31.12.2010 auf 76.131 €, zum 31.12.2011 auf 135.451 € und
zum 31.12.2012 auf 277.255 € sowie den vortragsfahigen Gewerbeverlust zum
31.12.2010 auf 75.905 €, zum 31.12.2011 auf 212.044 € und zum 31.12.2012 auf



277.717 € gesondert fest. Auf die vorliegend angefochtenen Bescheide wird im

Einzelnen verwiesen (Anlagen 5 bis 17).

Gegen diese unter dem Vorbehalt der Nachprifung erlassenen Bescheide legte der
Beschwerdefiihrer Einspruch ein, den das Finanzamt, bis auf einen geringen
Abhilfebetrag aufgrund eines unstreitigen Zahlendrehers, durch
Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016 als unbegriindet zuriickwies (Anlage 17). In
der Einspruchsentscheidung wies das Finanzamt allerdings ausdriicklich darauf hin,
dass dem Verein hinsichtlich der mangeinden formellen Satzungsmafigkeit
Vertrauensschutz zu gewahren sei. Dagegen sei die Gemeinniitzigkeit zu versagen, weil
die tatsachliche Geschaftsfihrung des Beschwerdefiihrers nicht auf die ausschlief3liche
und unmittelbare Erflllung der steuerbeginstigten Zwecke gerichtet sei. Er habe bereits
in seinem Internetauftritt in schadlicher Weise die politische Beeinflussung von Politik
und Wirtschaft als wesentliches Ziel benannt. Dariiber hinaus wirden die finanz- und
wirtschaftspolitischen Ziele des Vereins insbesondere in den Kampagnen ,Sparpaket”,
.Demokratie statt Stuttgart 21“, ,Casino schlieen“ und ,Carlyle stoppen” deutlich.
Anhand der ,Umverteilungskampagne“ zum Sparprogramm der Bundesregierung héatte
er gesellschaftspolitisch Partei ergriffen und pragenden politischen Einfluss versucht.
Auch die Breite der Themenstellungen -- als Beispiele fiihrte das Finanzamt hierfir die
vom Verein aufgestellten Forderungen nach der 30-Stunden-Woche, nach einem
bedingungslosen Grundeinkommen oder die Befassung mit feministischer Okonomie an
-- zeige die allgemeinpolitische Betatigung, die die gemeinnitzigen Zwecke
Uberlagerten. Der Verein bette seine wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstellungen in
das Ubergeordnete Ideengebdude eines Gesellschaftsmodells ein und Uberschreite

damit die Grenzen des Gemeinniitzigkeitsrechts.

Der Beschwerdefuhrer erhob mit Schriftsatz vom 28.01.2016 gegen die Bescheide des
Finanzamts Frankfurt am Main [l vom 14.04.2014 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016 beim Hessischen Finanzgericht Klage und
begriindete dies mit Schreiben vom 17.05.2016. (Anlage 20)

2. Verfahren vor dem Hessischen Finanzgericht im ersten Rechtsgang

Der 4. Senat des Hessischen Finanzgerichts gab der Klage mit Urteil vom 10.11.2016,
Az, 4 K 179/19, im ersten Rechtsgang statt und bejahte die Gemeinnitzigkeit im Hinblick
auf die mit der Volksbildung verbundene politische Bildung und die Forderung des

demokratischen Staatswesens. Bildungszwecke miussten sich nicht auf theoretische
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Unterweisungen beschrénken, sondern kénnten durch Aufrufe zu konkreten Handlungen
erganzt und mit Forderungen verknipft werden. Dabei seien alle Aktionsformate wie
etwa Demonstrationen, Petitionen, Seminare oder 6ffentliche Veranstaltungen zulassig,
sofern derartige Aktionen in einem Gesamtzusammenhang zu dem gemeinniitzigen
Zweck stinden. Die Einflussnahme auf die Tagespolitik kbnne der Vermittlung der Ziele
der Korperschaft dienen. Die Mal3nhahmen und Aktionen miissten von einem inhaltlichen
Anliegen getragen, in ein umfassendes Informationsangebot eingebettet sein und dazu
dienen, sich Gehdr zu verschaffen. Lediglich eine parteipolitisch motivierte
Einflussnahme sei unzulassig. Im Streitfall habe der Beschwerdefiihrer mit der
Kampagne "Sparpaket/Finanztransaktionensteuer/Umverteilen" neben dem
Bildungszweck auch an das Sozialstaatsprinzip als Teil des demokratischen
Staatswesens angeknipft. Der Beschwerdefiihrer habe mit konkreten steuerpolitischen
Forderungen zur Einnahmeverbesserung des Gesamtstaats fir die Allgemeinheit
alternative Losungsansétze zur Entlastung des Staatshaushalts vermittelt. Die Kritik an
dem Gesetzesvorschlag der Bundesregierung sei in  eine Analyse der
Verteilungswirkung eingebettet und wissenschaftlich aufgearbeitet gewesen. Die
Verbesserung der sozialen Balance durch Aufklarung zu wirtschafts- und
finanzpolitischen Themen fordere die Allgemeinheit. Hierflir miisse kein Konsens uber
die Ausgestaltung des sozialen Gemeinwesens bestehen. Durch AufRerungen zur
aktuellen Tagespolitik und Herausgreifen aktueller tagespolitischer Ereignisse habe der
Beschwerdefihrer diese Themenbereiche nachvollziehbar und fir die Allgemeinheit
greifbar gemacht. Es sei ein sachlicher Bezug zu den Satzungszwecken der politischen
Bildung und der allgemeinen Forderung des demokratischen Staatswesens gegeben.
Aktionsformate wie Veranstaltungen mit Politikern, Demonstrationen und aktives
Lobbying seien nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht zu beanstanden.
Dies gelte ebenso fur Online-Unterschriftenaktionen. Indem der Beschwerdefiihrer bei
der Kampagne ,Carlyle stoppen“ mit einer modellhaften Konzeptentwicklung zur
WeiterflUhrung des Unternehmens in einer anderen Gesellschaftsform (Beteiligung der
Beschaftigten in einer Genossenschaft) sowohl eine rechtliche als auch eine
wirtschaftlich tragbare Alternative zu der gesellschaftlich umstrittenen Beteiligung
auslandischer Investmentgesellschaften entwickelt und diese im Zusammenwirken mit
anderen Akteuren in der Offentlichkeit dargestellt habe, trage er zur Verwirklichung des
Satzungszwecks der 6konomischen Bildung bei. Dem Beschwerdefiihrer sei es weiter
um das Aufzeigen unfairer Verteilungswirkungen sowie um die Information tiber negative

Folgen von Schattenfinanzpléatzen und schlechter Steuermoral fur die Staatshaushalte
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und fur die Stabilitait der Finanzméarkte und damit um staatsburgerlich-politische
Okonomiebildung  gegangen. Zudem habe der Beschwerdefiihrer den
forderungswirdigen Zweck verfolgt, Geheimvertrage im Zusammenhang mit "Stuttgart
21" offenzulegen und damit die Baumalnahme der demokratischen Kontrolle der
Offentlichkeit zu unterwerfen. Beim Thema "30-Stunden-Woche" sei es dem
Beschwerdefihrer darum gegangen, im Rahmen des Bildungsauftrags dieses
Arbeitszeitmodell als Alternative zur bisherigen Normalarbeitszeit vorzustellen. Die
Themen "bedingungsloses Grundeinkommen" und "feministische Okonomie" seien vom
Bildungszweck des Beschwerdefiihrers umfasst. Neben Broschiren, Filmen und
Vortrdgen, Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen habe er auch kirchliche
Organisationen und Kritiker einbezogen und zur ékonomischen Bildung beigetragen.

Zum weiteren Inhalt des Urteils vom 10.11.2016 wird auf die Anlage 29 verwiesen.

Das Hessische Finanzgericht lie3 die Revision nicht zu. Hiergegen legte das Finanzamt
Frankfurt am Main lll, nach Weisung des Bundesministerium der Finanzen (Anlage 22),
die Nichtzulassungsbeschwerde mit Schriftsatz vom 06.07.2017, Az. V B 51/17, beim
Bundesfinanzhof ein (Anlage 21). Dieser lie mit Beschluss vom 13.12.2017, Az. V B
51/17, die Revision zu. Am 13.01.2018 erklarte das Bundesministerium der Finanzen
seinen Beitritt zum Revisionsverfahren und nahm mit Schreiben vom 6.06.2018 zum
Verfahren Stellung (Anlage 23).

3. Revisionsentscheidung des Bundesfinanzhofs im ersten Rechtsgang

Der Bundesfinanzhof hob die Entscheidung des Hessischen Finanzgerichts vom
22.01.2016 mit seinem Urteil vom 10.01.2019, Az. V R 60/17, auf und verwies die Sache
an das Finanzgericht zuriick. Er begriindete seine Entscheidung damit, dass das
Finanzgericht die Begriffe der Volksbildung in § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO und des
demokratischen Staatswesens in § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO verkannt habe. Nach Auffassung
des Gerichts erfillle die Verfolgung politischer Zwecke durch Einflussnahme auf
politische Willensbildung und Gestaltung der 6ffentlichen Meinung keine gemeinniitzigen
Zwecke im Sinne von § 52 AO. Eine gemeinniitzige Korperschaft dirfe sich in dieser
Weise nur betétigen, wenn dies der Verfolgung eines der in § 52 Abs. 2 AO ausdrtcklich

genannten Zwecke diene.

Hieraus folge, dass die Tatigkeit der Kérperschaft weder unmittelbar noch allein auf das
politische Geschehen und die staatliche Willensbildung gerichtet sein dirfe. Unter

Hinzuziehung der Definitionen des PartG gehdrten somit weder die Einflussnahme auf
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die ,politische Willensbildung“ (8§ 2 Abs. 1 PartG) noch die Einflussnahme auf die
.Gestaltung der Ooffentlichen Meinung® (8 1 Abs. 2 PartG) zur Forderung der
Allgemeinheit im Sinne von § 52 AO. Es sei demnach unerheblich, ob eine derartige
Einflussnahme unter den weiteren Voraussetzungen der Parteiendefinition in 8 2 Abs. 1
PartG wie etwa der Beteiligung an Wahlen erfolge. Die Einflussnahme auf die politische
Willensbildung und die Gestaltung der 6ffentlichen Meinung dirfe nur im Rahmen der
Verfolgung der in 8 52 Abs. 2 AO genannten Zwecke erfolgen. Der Gemeinnitzigkeit
stehe es daher nicht entgegen, wenn eine nach § 52 Abs. 2 AO begiinstigte Tatigkeit im
Einzelfall zwangslaufig mit einer gewissen politischen Zielsetzung verbunden sei. Sie

misse sich aber parteipolitisch neutral verhalten

Im Falle Férderung der Volksbildung im Sinne von § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO habe sich die
Einflussnahme auf die politische Willensbildung und Gestaltung der 6ffentlichen
Meinung auf bildungspolitische Fragestellungen zu beschranken. Politische Bildung
misse sich in geistiger Offenheit vollziehen und sei dann nicht férderbar, wenn sie
eingesetzt werde, um die politische Willensbildung und die 6ffentliche Meinung im Sinne
eigener Auffassungen zu beeinflussen. Die politische Bildung, die von der Volkshildung
im Zusammenhang mit der Férderung des demokratischen Staatswesens in § 52 Abs. 2
Nr. 24 AO mit umfasst sei, ziele auf die Schaffung und Foérderung politischer
Wahrnehmungsfahigkeit und politischen Verantwortungsbewusstseins sowie auf die
Diskussion politischer Fragen ,in geistiger Offenheit” ab. Die Gemeinnutzigkeit sei nicht
beeintrachtigt, wenn auch Ldsungsvorschlage fir Problemfelder der Tagespolitik
erarbeitet werden. Der Bereich der nach 8 52 Abs. 2 Nr. 7 und Nr. 24 AO
steuerbeglinstigten politischen Bildung werde aber Uberschritten, wenn so entwickelte
Ergebnisse durch Einflussnahme auf politische Willensbildung und &ffentliche Meinung
mittels weiterer MalBhahmen durchgesetzt werden sollen. Denn der Begriff der
politischen Bildung umfasse keinen eigenstandigen steuerbeglnstigten Zweck der
Einflussnahme auf die politische Willensbildung und auf die Gestaltung der 6ffentlichen

Meinung in beliebigen Politikbereichen im Sinne eines ,allgemeinpolitischen Mandats".

Unter dieser Pramisse sei das Finanzgericht zu Unrecht davon ausgegangen, dass die
Forderung der von der Volksbildung mitumfassten politischen Bildung dazu berechtige,
zu konkreten Handlungen aufzurufen und Forderungen zu tagespolitischen Fragen zu
erheben. Damit liege ein Verstold gegen 8§ 52 Abs. 2 Nr. 7 und Nr. 24 AO vor. Dem
Beschwerdeflihrer gehe es insbesondere bei den in der Entscheidung des
Finanzgerichts angefiihrten Kampagnen im Schwerpunkt nicht um die Vermittlung von

Bildungsinhalten zu diesen Themen, sondern um eine Offentlichkeitswirksame
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Darstellung und Durchsetzung eigener Vorstellungen zu tagespolitischen Themen und
damit um die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und auf die 6ffentliche

Meinung.

Die Verfolgung steuerbeglnstigter Zwecke ergebe sich auch nicht aus einem
Zusammenhang mit der Férderung des demokratischen Staatswesens in 8 52 Abs. 2 Nr.
24 AO, denn diese schliel3e die Verfolgung von ,Einzelinteressen staatsbirgerlicher Art*
ausdricklich von der Steuerbegiinstigung aus. Zum weiteren Inhalt des Urteils vom
10.01.2019 wird auf die Anlage 4 verwiesen.

4. Verfahren vor dem Hessischen Finanzgericht im zweiten Rechtsgang

Das Hessische Finanzgericht hat mit Urteil vom 26.02.2020, Az. 4 K 179/16, im zweiten
Rechtsgang die auf Anerkennung der Gemeinnitzigkeit gerichtete Klage des

Beschwerdefihrers als unbegrindet abgewiesen.

Der Beschwerdefiihrer beantragte zunachst mit Schriftsatz vom 03.04.2019, wie im
Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 10.11.2016, Az, 4 K 179/19 im ersten
Rechtsgang zu erkennen. Der Beschwerdefiihrer war weiterhin der Auffassung, dass
seine Satzung den Vorgaben der 8§ 51 ff. AO entspreche und er ausschliellich
gemeinniitzig tatig gewesen sei. Die Férderung des Gemeinwesens und die Forderung
der Solidaritat gehorten zur Férderung des demokratischen Staatswesens nach § 52
Abs. 2 Satz 1 Nr. 24 AO, denn es handele sich bei dem Begriff Gemeinwesen um einen
Sammelbegriff, der durch seinen direkten Zusammenhang mit dem Satzungszweck
Demokratie einen inhaltlichen Anhaltspunkt erhalte, der eine Zuordnung zum Katalog
des 8 52 Abs.2 Satz 1 Nr. 24 AO zulasse. Solidaritdt sei ein integraler
verfassungsrechtlicher Grundwert, der zum Sozialstaatsprinzip ebenso gehére wie zum
demokratischen Staatswesen. Der Beschwerdefiihrer habe insbesondere nicht gegen
das AusschlieBlichkeitsgebot verstol3en. Er habe weder allgemeinpolitische Ziele
verfolgt, noch sei die Tagespolitik Mittelpunkt der Aktivitaten gewesen. Dies zeige sich
an den zahlreichen Veranstaltungen im Veranlagungszeitraum. Da die gemeinnitzigen
Zwecke nach dem Katalog des § 52 Abs. 2 AO uberdies lUberwiegend ,politische
Zwecke" seien, ergaben sich Grenzen flir die Gemeinnitzigkeit ohnehin nur aus dem
Gesetz selbst. Der Beschwerdefiihrer verweist in diesem Zusammenhang auf § 55 Abs.
1 AO. Schadlich fur die Gemeinnutzigkeit sei nur, wenn die Tatigkeiten der unmittelbaren
oder mittelbaren Unterstltzung von Parteien dienten oder die gebotene Neutralitat

verletzt werde. Dies sei nicht der Fall gewesen.
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Der Beschwerdefuhrer fiihrte ferner an, dass 8 52 AO in der Auslegung des
Revisionsurteils gegen Art. 3 Abs. 1, 5 Abs. 1 und 9 des Grundgesetzes (GG) verstolRe
und daher die Frage, ob die Rechtslage in der Auslegung des Revisionsurteils vom
10.01.2019 verfassungsgemald ist, nach Art. 100 Abs. 1 GG dem

Bundesverfassungsgericht vorzulegen sei.

Das Gericht begriindete die Abweisung der Klage des Beschwerdefiihrers damit, dass
ausgehend von der Interpretation der gemeinnitzigen Zwecke durch den
Bundesfinanzhof in seiner Entscheidung vom 10.01.2019 die tatsachliche
Geschéftsfilhrung des Beschwerdefiihrers die Grenzen der gemeinnitzigen Zwecke
nach § 52 AO (berschritten habe. Das Gericht sei insoweit gemal § 126 Abs. 5 FGO an
die rechtliche Beurteilung der gemeinnitzigen Zwecke durch den Bundesfinanzhof
gebunden. Dies gelte auch fur verfassungsrechtliche Vorfragen der rechtlichen
Beurteilung der Entscheidung des Bundesfinanzhofs. Daher ware das erkennende
Gericht selbst dann, wenn es von der Verfassungswidrigkeit des § 52 AO in der
Auslegung durch das Revisionsurteil Giberzeugt ware, an einer auf Art. 100 Abs. 1 GG
beruhenden Vorlage an das Bundesverfassungsgericht gehindert. Dennoch gebe das
Revisionsurteil vom 10.01.2019 den Anlass, die VerfassungsmaBigkeit der
Ausgestaltung des Gemeinnutzigkeitskatalogs in Frage zu stellen. Denn durch die
Aufnahme und das Weglassen bestimmter Politikfelder im Katalog des § 52 Abs. 2 Satz
1 AO habe der einfache Gesetzgeber es in der Hand, die politische Einflussnahme
zugunsten eines ausdriicklich genannten Zwecks steuerlich zu beglnstigen und
zugunsten nicht ausdricklich genannter Zwecke die Begtinstigung nicht zu gewahren.
Der Katalog des 8§ 52 Abs. 2 AO erscheine somit aus sich heraus nicht politisch

meinungsneutral.

Der Bindung an die rechtliche Beurteilung des Bundesfinanzhofs gemaf § 126 Abs. 5
FGO stehe die vom Verein aufgeworfene Frage eines gleichheitswidrigen Vollzugs des
8§ 52 AO in der Auslegung des Revisionsurteils nicht entgegen. Zwar kénnten andere
Finanzamter anderen Korperschaften die Gemeinnitzigkeit entgegen der Grundséatze
des Revisionsurteils zuerkannt haben. Hieraus kénne der Beschwerdefiihrer aber keine
fur ihn glnstigen Rechtswirkungen herleiten. Denn es bestiinde keine Gleichheit im
Unrecht. Stattdessen verweist das Gericht den Beschwerdefuhrer auf die
Rechtsprechung zum  wirtschaftlichen Konkurrenzschutz zur Wahrung der
Chancengleichheit im Meinungskampf aus den Art. 3 Abs. 1,5 Abs. 1 S. 1,9 Abs. 1, 19
Abs. 3 und Abs. 4 GG. . Zum weiteren Inhalt des Urteils vom 26.02.2020 wird auf die

Anlage 3 verwiesen.
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Mit Schriftsatz vom 12.05.2020, Az. V R 14/20, legte der Beschwerdeflihrer beim
Bundesfinanzhof gegen das Urteil des Finanzgerichts Revision ein und begriindete sie
mit Schreiben vom 3.06.2020 (Anlage 24).

5. Verfahren vor dem Bundesfinanzhof im zweiten Rechtsgang

Der Bundesfinanzhof hat mit seinem Beschluss vom 10.12.2020, Az. V R 14/20, die
Revision des Beschwerdefiihrer gegen das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom
26.02.2020, Az. 4 K 179/16, als unbegriindet zuriickgewiesen.

Der Beschwerdefiihrer beantragte mit Schriftsatz vom 12.05.2020, die Abanderung der
Entscheidung des Hessischen Finanzgerichts vom 26.2.2020, Az. 4 K 179/16 sowie wie
im Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 10.11.2016, Az, 4 K 179/19 im ersten
Rechtsgang zu erkennen. Hilfsweise beantragte er die Durchfihrung einer konkreten
Normenkontrolle nach Art. 100 Abs. 1 GG zur Frage der Verfassungskonformitat der
Auslegung der Abgabenordnung durch die Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom
10.01.2019, Az. V R 60/17, sowie die Zurtickverweisung der Sache an das Hessische

Finanzgericht.

Der Beschwerdefilihrer flhrte auch hier aus, dass er nur seine satzungsmafigen
gemeinnitzigen Zwecke verfolgt habe. Die Beschrankung der politischen Bildung in §
52 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 AO auf die Bildungspolitik sei verfassungswidrig. Daher sei der
Bundesfinanzhof zur konkreten Normenkontrolle nach Art. 100 des Grundgesetzes (GG)
verpflichtet. Denn bei einer verfassungskonformen Auslegung sei der Revision
stattzugeben. Auf der bisherigen Grundlage verkenne der Bundesfinanzhof die
Bedeutung des Grundrechts auf Vereinigungsfreiheit, des allgemeinen
Gleichheitsgrundsatzes und des Demokratieprinzips flr die Auslegung der AO. Weiter
fuhrt der Beschwerdefuhrer aus, dass bei zivilgesellschaftlichen Organisationen es nicht
um die Frage der Verwendung von Mitgliedsbeitrdgen gehe, wie dies bei einer
Zwangsmitgliedschaft der Fall sei. Eine solche vom Bundesfinanzhof durchgefiihrte
Abgrenzung bleibe methodisch ungenau und geniige nicht den Anforderungen an eine
verfassungskonforme Auslegung. Es bleibe unklar, weshalb das Engagement fir
Frieden und Umweltschutz gemeinnitzig sei, gehe es doch auch dort um staatliche
Willensbildung. Wie sich dies von der Stellungnahme gegen Sozialkiirzungen
unterscheide, werde durch die Entscheidung des Bundesfinanzhofs nicht deutlich. Die
Abgrenzung verkenne die Praxis und Realitat der Arbeitsweise zivilgesellschaftlicher

Organisationen. Die Ausfuhrungen unterschatzten zudem die Bedeutung der
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Kommunikationsgrundrechte und einer aktiven Zivilgesellschaft fir die Demokratie.
Versammlungs-, Meinungs- und Vereinigungsfreiheit seien
Kommunikationsgrundrechte, die nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts konstitutiv fir die Demokratie seien. Die Zivilgesellschaft
trage zur Meinungsbildung der Gesellschaft bei. Aktionen und Stellungnahmen zu
politischen Fragen gehérten somit zu dem fir eine Demokratie konstitutiven
Meinungsstreit. 8 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 24 AO sei verfassungskonform in diesem Sinne zu
verstehen. Weiterhin sei die Analogie zur Finanzierung von Bildungsveranstaltungen der
Parteien unzutreffend. Politische Bildung sei in der Regel nicht neutral.
Zivilgesellschaftliche Bildungsarbeit sei sinnvollerweise darauf angelegt, die in der
jeweiligen Auffassung existierenden Licken der offentlichen Bildung zu fillen.
Demokratieprinzip und Vereinigungsfreiheit seien bei der Auslegung der
steuerrechtlichen Begulnstigung von Vereinigungen, die Bildungsarbeit betreiben, zu
wurdigen. Zweck der Vereinigungsfreiheit sei es, sich mit Menschen mit gleichen

Interessen zusammenzuschlieRen.

Das Gericht begriindet die Zurtickweisung der Revision damit, dass das Finanzgericht
zutreffend entschieden habe, dass der Beschwerdefiihrer keine gemeinniitzigen Zwecke
nach § 52 AO verfolgt habe. Aufgrund der sich aus § 126 Abs. 5 FGO flr den zweiten
Rechtsgang ergebenden Bindungswirkung sei nur noch dartber zu entscheiden
gewesen, ob die fraglichen Tatigkeiten dem Beschwerdefiihrer zuzurechnen sind, nicht

aber, ob mit diesen Téatigkeiten steuerbegunstigte Zwecke verfolgt wurden.

Der Beschwerdefuhrer kdnne das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 10.01.2019, Az. V
R 60/17, nicht durch sein Begriffsverstandnis von politischer Bildung in Frage stellen.
Denn zu den nach 8§ 52 Abs. 2 AO eigenstandig steuerbeglnstigten Zwecken gehore
weder die Einflussnahme auf die politische Willensbildung (8 2 Abs. 1 des PartG) noch
die Gestaltung der offentlichen Meinung (8 1 Abs. 2 PartG). Gleichwohl dirfe eine
gemeinnutzige Korperschaft auf die politische Willensbildung und die o6ffentliche
Meinung Einfluss nehmen, wenn dies der Verfolgung eines der in § 52 Abs. 2 AO
genannten Zwecke diene. Eine derart dienende und damit ergdnzende Einwirkung
misse gegenlber der unmittelbaren Férderung des steuerbeginstigten Zwecks in den
Hintergrund treten. Die Tagespolitik dirfe nicht im Mittelpunkt der Téatigkeit der
Korperschaft stehen. Unter dieser Pramisse flihre diese Grenzziehung entgegen der
Auffassung des Beschwerdefihrers Zu keinen besonderen
Abgrenzungsschwierigkeiten, da der erforderliche Bezug zu den steuerbegtinstigten

Zwecken stets vorliegen misse.
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Im Zusammenhang mit der Férderung des demokratischen Staatswesens in § 52 Abs.
2 S. 1 Nr. 24 AO gehore zur Volksbildung auch die politische Bildung. Diese umfasse
die Schaffung und Forderung politischer Wahrnehmungsfahigkeit und politischen
Verantwortungsbewusstseins sowie die Diskussion politischer Fragen ,in geistiger
Offenheit”. Dabei kdnnten auch Ldsungsvorschlage fur Problemfelder der Tagespolitik
erarbeitet werden. Zudem kdnne die Korperschaft auch auf die politische Willensbildung
und die o6ffentliche Meinung Einfluss nehmen. Dies muisse hier jedoch dienenden
Charakter fur die Volksbildung und die politische Bildung haben. Sie habe sich somit auf

bildungspolitische Fragestellungen zu beschranken.

Eine Erweiterung des sich aus § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 und Nr. 24 AO ergebenden Begriffs
der politischen Bildung in der Weise, dass sich hieraus die eigenstandige
steuerrechtliche Foérderung einer Einflussnahme auf die politische Willensbildung in frei
gewdhlten Politikfeldern ergebe, komme nicht in Betracht. Hiergegen spreche
einfachgesetzlich, dass § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 24 AO die Verfolgung von ,Einzelinteressen
staatsbirgerlicher Art* ausdriicklich von der steuerbegiinstigten Zweckverfolgung

ausschlieRe.

Der Beschwerdefiihrer kbnne zudem nicht geltend machen, er habe steuerbegiinstigte
Zwecke durch Aufklarung der Gesellschaft UUber alternative 6konomische
Gestaltungsmdglichkeiten verfolgt und sich damit im originaren Bereich der politischen
Bildung betétigt. Denn seine Tatigkeit sei nicht in ,geistiger Offenheit* erfolgt, da mit
diesen eine Einflussnahme auf die politische Willensbildung und auf die &ffentliche

Meinung bezweckt wurde.

Das Erfordernis einer konkreten Normenkontrolle sei zu verneinen, denn das Gericht
habe sich in seinem Urteil der dort zitierten Rechtsprechung des BVerfG zur staatlichen
Finanzierung der politischen Bildungsarbeit parteinaher Stiftungen angeschlossen und
diese Rechtsprechung bei der Bestimmung des Bildungsbegriffs und der Auslegung von
8§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 und Nr. 24 AO berlcksichtigt.

Zudem entspreche die Rechtsprechung des Gerichts dem Verfassungsgrundsatz, dass
die politischen Parteien an der politischen Willensbildung des Volkes nur ,mitwirken* (Art.
21 Abs. 1 Satz 1 GG), dadurch, dass auch gemeinnitzigen Koérperschaften eine
Einflussnahme auf die politische Willensbildung ohne Gefahrdung der steuerrechtlichen
Gemeinnitzigkeit gestattet werde, wenn dies — lediglich ergdnzend — der Foérderung
eines der in 8 52 Abs. 2 AO genannten steuerbegunstigten Zwecke diene. Damit werde

der vom Beschwerdeflihrer verfassungsrechtlich abgeleitete Teilhabeanspruch an der
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politischen Willensbhildung gewahrt. Eine Beeintrachtigung des Gleichheitsgrundsatzes
aufgrund der Verneinung der Gemeinnutzigkeit im Verhdaltnis zu den nach § 52 AO
gemeinnttzigen Kdrperschaften liege nicht vor, da auch fir diese der Grundsatz gelte,
dass die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und die 6ffentliche Meinung
sich im Rahmen der steuerrechtlichen Gemeinnitzigkeit bewegen miusse.
Abweichendes ergebe sich nicht aus der Vereinigungsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 GG) als
Kommunikationsgrundrecht. Denn aus 8 52 AO folge, dass nur das gemeinnitzig sei,
was in 8 52 Abs. 2 AO als steuerbegtinstigt benannt werde. Auf den Einwand des
Beschwerdefiihrers, es liege ein selektiver Entzug der Gemeinnitzigkeit bei nur
einzelnen Koérperschaften vor, komme es nicht an. Selbst wenn die Finanzverwaltung
anderen Koérperschaften, die nach Maf3dgabe der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs
keine steuerbeglnstigten Zwecke verfolgen, die Steuerbeglinstigung nicht entziehen
wurde, werde die Versagung der Gemeinntzigkeit in Bezug auf den Beschwerdeftihrer
nicht rechtswidrig. Denn hieraus ergebe sich flir den Beschwerdefiihrer kein Anspruch
aus Art. 3 Abs. 1 GG, ebenfalls als gemeinniitzig anerkannt zu werden. Zum weiteren

Inhalt des Beschlusses vom 10.12.2020 wird auf die Anlage 2 verwiesen.
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B. Zuléassigkeit der Verfassungsbeschwerde

Die Verfassungsbeschwerde ist zulassig.

I. Zustandigkeit des Bundesverfassungsgerichts
Die Zustéandigkeit des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich aus Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a
GG, 88 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerfGG.

Il. Beschwerdefahigkeit

Der Beschwerdefihrer ist beschwerdeféhig.

Nach § 90 Abs. 1 BVerfGG ist ,jedermann® beschwerdefahig. Jedermann bezeichnet die
Fahigkeit, Trager von Grundrechten oder der in 8 90 | BVerfGG aufgefihrten
grundrechtsgleichen Rechten zu sein. Trager von Grundrechten sind nach Art. 19 Abs.
3 GG auch inlandische juristische Person, soweit Grundrechte ihrem Wesen nach auf
sie anwendbar sind. Der Beschwerdefiihrer ist als eingetragener Verein i.S.d. § 21 BGB
eine inlandische juristische Person und riigt die Verletzung seiner Grundrechte aus Art. 3
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt,, Art. 9 Abs. 1 GG und dem

Demokratieprinzip des Grundgesetzes.

Die genannten Grundrechte sind ihrem Wesen nach auf den Beschwerdeflihrer
anwendbar. Eine wesensmafige Anwendbarkeit von Grundrechten scheidet fir
juristische Personen aus, wenn der Grundrechtsschutz an Eigenschaften,

AuRerungsformen oder Beziehungen anknupft, die nur natirlichen Personen

. . 1
wesenseigen sind.

Der Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG ist wesensmalfig auf inlandische juristische
Personen anwendbar,2 soweit sie keine juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts
sind.® Dies ist beim Beschwerdefiihrer nicht der Fall. Im Ubrigen kann sich der
Beschwerdefiihrer auch auf Art. 9 Abs. 1 GG berufen. Die Anwendbarkeit der
Vereinigungsfreiheit als sogenanntes Doppelgrundrecht folgt fiir Vereinigungen als
juristische Personen ohne Ruckgriff auf Art. 19 Abs. 3 GG direkt aus der
Vereinigungsfreiheit selbst. Der personliche Schutzbereich des Art. 9 Abs. 1 GG erfasst

nicht nur Vereinsmitglieder, sondern auch die Vereine als Kérperschaften. Auch auf die

BVerfGE 95, 220, 224.

BVerfGE 3, 383, 390; 4, 7, 12.

BVerfGE 99, 367, 389; 126, 112, 136; 129, 78, 95.

BVerfGE 13, 174, 175; 30, 227, 241; 50, 290, 354; 62, 354, 373; 80, 244, 253; 84, 372, 378.

L w N Ll
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Meinungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt. GG kdnnen sich juristische Personen des
Privatrechts anerkanntermaRen berufen.” Das Demokratieprinzip des GG ist als
objektives Verfassungsrecht in Verbindung mit den Grundrechten aus Art. 3 Abs. 1 GG,

Art. 9 Abs. 1 GG und Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt. GG mit der Verfassungsbeschwerde
rt‘Jgefé‘thig.6

Ill. Beschwerdegegenstand

Die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeflihrers wendet sich gegen die Bescheide
des Finanzamts Frankfurt am Mainlll vom 14.04.2014 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 22.01.2016, gegen die Entscheidungen des
Bundesfinanzhofs vom 10.01.2019, Az. V R 60/17 und vom 10.12.2020, Az. V R 14/20
sowie gegen die Entscheidung des Hessischen Finanzgerichts vom 26.02.2020, Az. 4 K
179/16 (Anlagen 2 bis 17). Diese stellen Akte der 6ffentlichen Gewalt dar und sind somit
taugliche Beschwerdegegenstande einer Verfassungsbeschwerde. Hilfsweise wendet
sich der Beschwerdefihrer mit der Verfassungsbeschwerde gegen die Auslegung von §
52 Abs. 2 AO durch die angegriffenen Entscheidungen, namentlich des BFH. Auf
Letzteres wird im Rahmen der Beschwerdebefugnis und der Begrindetheit zurlick zu

kommen sein.

IV.Beschwerdefrist

Die Einlegung der Verfassungsbeschwerde erfolgt unter Wahrung derin 8§93 Abs. 1S. 1
und S. 2 BVerfGG normierten Frist. Das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 10.12.2020
wurde am 27.01.2021 zugestellt (vgl. Eingangsstempel des Prozessbevollmachtigten im
BFH-Verfahren auf Urteil, Anlage 2). Die Monatsfrist des § 93 Abs. 1 S. 1 und S. 2
BVerfGG ist mithin gewahrt.

V. Beschwerdebefugnis
Der Beschwerdefihrer ist nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG

beschwerdebefugt.

BVerfGE 45, 63, 79; 61, 82, 101; 68, 193, 205f.; 106, 28, 43.
VoRkuhle, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, 2018, Art. 93, Rn. 180.
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1. Mégliche Grundrechtsverletzung

Die geltend gemachte Verletzung von Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 9 Abs. 1, Art.
5 Abs. 1 S. 1 1. Alt. GG und dem Demokratieprinzip durch die angegriffenen

Entscheidungen wird nachfolgend substantiiert und ist zumindest mdglich.

Die mdgliche Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG, namentlich durch den Beschluss des
BFH vom 10.12.2020, beruht darauf, dass dieser wesentlich Gleiches ungleich
behandelt. Die dem Beschwerdefiinrer verweigerte steuerrechtliche Besserstellung
durch die angegriffenen Entscheidungen beruhen auf der Aberkennung bzw.
Nichtanerkennung seiner Gemeinnutzigkeit in dem streitbefangenen Zeitraum. Nach

dem Beschluss vom 10.12.2020 ist die Einflussnahme auf die politische Willensbildung

und offentliche Meinungsbildung kein eigenstandiger gemeinnutziger Zweck.’ Zugleich
wird die politische Einflussnahme bezogen auf einzelne (ausgewahlte) Gemeinwohlziele
vom BFH aber sehr wohl als eigenstandiger gemeinntitziger Zweck (etwa Umweltschutz)
anerkannt oder eine solche politische Einflussnahme in der Konsequenz der Verfolgung
einzelner Gemeinwohlzwecke jedenfalls als unschéadlich qualifiziert. So wird im
angegriffenen Beschluss ausdriicklich an einer Rechtsprechung festgehalten, nach der
die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und die &ffentliche Meinung fur die

Gemeinnitzigkeit unschadlich ist, wenn sie ,eindeutig “dienenden’ Charakter” fir die

Forderung des Umweltschutzes nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AO hatte*.® Des Weiteren
liegt eine Verletzung des Gleichheitssatzes darin, “dass die Aberkennung der
Gemeinnitzigkeit des Beschwerdefiihrers durch die angegriffenen Entscheidungen zu
Zeitpunkten ergehen, in denen geltende gesetzlichen Normen das bzgl. des
Beschwerdefihrers inkriminierte Verhalten eindeutig als gemeinnitzigkeits- bzw.
privilegierungsunschadlich qualifizieren. So werden Religionsgemeinschaften nach § 54
AO entsprechend den als gemeinniitzig nach § 52 AO anerkannten Kérperschaften
privilegiert, wenn sie kirchliche Zwecke verfolgen. Ungeachtet der in § 54 Abs. 2 AO
aufgeflihrten exemplarischen ,kirchlichen Zwecke" schadet es nach den gesetzlichen
Normen (und der Rechtsprechung) nicht, wenn eine Religionsgemeinschaft sich

»allgemeinpolitisch* oder gar parteipolitisch &uRert, etwa bei der (Bundestags)wahl zur

Wahl einer bestimmten Partei aufruft.” SchlieRlich ist die Einflussnahme auf die

politische Willensbildung und 6&ffentliche Meinung auch bei der sog. politischen

BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, Leitsatz Nr. 1 und Rn. 12.
BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —,Rn. 27.
Vgl. dazu in der Begrundetheit unter C. II. 2. b) (3).
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Stiftungen kein Grund, um diesen steuerrechtliche Vorteile abzuerkennen, die den an
die Gemeinnitzigkeit anknipfenden Vorteilen gleichen. Die genannten
Ungleichbehandlungen sind umso weniger zu rechtfertigen, als der Beschwerdeftihrer
sich bei seinen vom BFH als gemeinnitzigkeitsschadlich qualifizierten Zielen und
Aktivitaten auf die Grundrechte der Art. 9 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt. GG berufen

kann.

Vor diesem Hintergrund ist auch die Ungleichbehandlung gegeniiber allen prima facie
Lunpolitischen* Kérperschaften nach 8§ 52 AO, etwa Kleingartner, Karnevalsvereine,
Amateurfunker, Schach- und Hundesportvereine — um nur einige zu nennen —, nicht zu

rechtfertigen.

SchlieZlich ergibt sich eine mindestens mdgliche und nicht zu rechtfertigende
Ungleichbehandlung daraus, dass der BFH eine gleichheitswidrige Behandlung des
Beschwerdefiihrers seitens des Finanzamtes bzw. der Finanzverwaltung fort- und
festschreibt, welche den Beschwerdefiuihrer anders und eben schlechter behandelt als
Vereinigungen, die mindestens gleicher Weise Einfluss auf die politische Willensbildung
und offentliche Meinungsbildung nehmen und ihre Aktivitaten gar in enger Verzahnung
und gar Kooperation mit ausgewahlten politischen Entscheidungstrédgern ausiiben. Zu
nennen sind etwa - wie in der Begrundetheit naher ausgefiihrt wird — die als
gemeinnitzig anerkannten Vereine ,Atlantik-Briicke e.V.“ und ,Institut fir Steuern und
Finanzen*. Der urspriingliche Gleichheitsverstol geht — soweit ersichtlich — auf eine im
Wege der Bundesauftragsauftragsverwaltung  ergangenen  Weisung des
Bundesfinanzministers vom 9.05.2017 zurick (Anlage 22). In anderen gleichgelagerten
Fallen, etwa ,Atlantik-Briicke e.V.“ und ,Institut fir Steuern und Finanzen®, ist eine solche
Weisung indessen wohl nicht ergangen. Dieser Gleichheitsversto3 hat durch die
angegriffene Entscheidung des FA Frankfurt am Main Il sodann Au3enwirkung erlangt

und wurde durch den BFH befestigt.
2. Qualifizierte Betroffenheit

Die angegriffenen Akte betreffen den Beschwerdefihrer selbst, gegenwartig und
unmittelbar. Der Beschwerdefiihrer ist Adressat der angegriffenen belastenden
Entscheidungen. Durch den Entzug der Gemeinnltzigkeit entstehen dem

Beschwerdefuhrer unmittelbar und gegenwaértig steuerrechtliche Nachteile.

Ohne dass es darauf fur die Zulassigkeit ankdme, sind diese Nachteile auch durchaus
substanziell. Der Beschwerdeflihrer kann seit 2014, seit dem Aberkennungsbescheid

des Finanzamts Frankfurt am Main lll, auf finanzielle Mittel nicht zuriickgreifen, die ihm
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zur Verfuigung stiinden, wenn die Gemeinniitzigkeit anerkannt wirde. Vielmehr muss er
diese Mittel zuriickhalten, um eventuelle Steuernachzahlungen zu gewéhrleisten, falls
der Aberkennung der Gemeinnltzigkeit eine verfassungskonforme Auslegung des
§ 52 Abs. 2 AO zugrunde liegt (zum bisherigen Gesamtumfang der Rickstellungen vgl.

Anlage 25 zu diesem Schriftsatz). Der Nachteil, der dadurch entsteht, ist zwar nicht

irreparabel,lo sodass die Gelder dem Beschwerdefuhrer verloren gingen, aber sie stehen
fur die gegenwartige Arbeit nicht zur Verfigung. Diese muss derzeit eingeschrankt
werden, was wiederum die Aulenwirkung des Vereins und damit nicht nur den
Vereinszweck auf absehbare Zeit beeintrachtigt, sondern auch Einfluss auf die
Mitgliederentwicklung hat (siehe hierzu Anlage 26). Die stigmatisierende Wirkung der
Aberkennung der Gemeinnutzigkeit verstarkt diese Wirkung. Mag empirisch auch keine
direkte Kausalbeziehungen belegbar sein, so stagniert jedenfalls seit der Aberkennung
der Gemeinnltzigkeit die  Mitgliederentwicklung.  Zudem  stagniert das
Spendenaufkommen von Attac seit 2014 und entwickelt sich teilweise auch ricklaufig

(siehe hierzu Anlage 27) zuriickgegangen.
3. Verletzung spezifischen Verfassungsrecht

Der Beschluss des BFH verletzt spezifisches Verfassungsrecht. Eine spezifische
Verfassungsrechtsverletzung ist nach der Rspr. des BVerfG gegeben, wenn eine
gerichtliche Entscheidung erhebliche Auslegungsfehler aufweist, die erkennen lassen,
dass sie ,auf einer grundsétzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung der
betroffenen Grundrechte beruhen und auch in ihrer materiellen Bedeutung fiir den
konkreten Rechtsfall von einigem Gewicht sind, insbesondere, weil darunter die
Abwagung der beiderseitigen Rechtspositionen leidet” (Fall 1) " oder wenn das Gericht
bei Auslegung und Anwendung einfachen Rechts den EinfluR der Grundrechte
grundlegend verkennt (Fall 2).12 Letzteres ist in qualifizierter Form gegeben, wenn die
Bedeutung der Grundrechtsnorm im Kontext des zu beurteilenden Falles tbersehen
bzw. ignoriert wird. In der Begrindetheit wird gezeigt werden, dass namentlich dem BFH

in zweierlei Hinsicht eine Verletzung spezifischen Verfassungsrechts vorzuwerfen ist.

10 BVerfG NJW 2018, 1532.

BVerfGE 134, 204, 234; 148, 267, 281

BVerfGE 89, 276, 285; 18, 85, 92f. sowie BVerfG, Kammerbeschluss vom 31. August 2009 — 1 BvR
3275/07 —, Rn. 19. Vgl. zu diesen zwei Alternativen auch Kingreen/Poscher, Grundrechte, 36. Aufl.
2020, Rn. 1350.

11

12
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An dieser Stelle soll folgender Hinweis gentigen: Eine Verletzung der oben angefuhrten
2. Fallvariante liegt vor, weil der BFH sich in der Sache nicht einmal ansatzweise mit den
soeben und in den Vorinstanzen vom Beschwerdefiihrer geltend gemachten Verstéf3en
gegen Art. 3 Abs. 1 GG i auseinandersetzt. Schon darin liegt eine relevante und

spezifische Grundrechtsverletzung (Fall 2).

Zugleich weist die Auslegung von § 52 AO eben wegen der Ausblendung von Art. 3 Abs.
1in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S.1 1. Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip
des Grundgesetzes auch materiell erhebliche Auslegungsfehler mit erheblichem
Gewicht fur den zu entscheidenden Rechtsfall auf. Eine entsprechende
Auseinandersetzung hatte zu einer Einbeziehung des Beschwerdefiihrers in das
Gemeinnitzigkeitsprivileg der AO im Wege verfassungskonformer Auslegung gefiihrt,
zumindest aber zu einer Verpflichtung des Gesetzgebers zur Neuregelung der
Gemeinnitzigkeit in 8§ 52 AO (oder an anderer Stelle) aus Verfassungsgriinden,
namentlich wegen Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9 Abs. 1

GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes, geflihrt.

Der BFH hatte demgemalf etwa im Rahmen von § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO (,Forderung des

demokratischen Staatswesens"), welcher vorgeblich nur die objektive und neutrale

Befassung mit den demokratischen Grundprinzipien erfasst,”> Anlass gehabt, sich mit
der  verfassungsrechtlichen  Bedeutung der  Meinungsfreiheit —und  der
Vereinigungsfreiheit als Kommunikationsgrundrechte fir den Prozess der
demokratischen Willensbildung auseinander zu setzen und die Frage stellen missen,
ob Vereinigungen, die (gezielt) zu diesem Prozess beitragen, als nicht gemeinntzig
gualifiziert werden durfen, wenn andere Vereinigungen, welche andere (nicht mit
Verfassungsrang ausgezeichnete) Zwecke verfolgen bzw. ahnliche Tatigkeiten
entfalten, als gemeinnitzig anerkennt werden — weil sie keinen Einfluss auf den Prozess

der demokratischen Willensbildung nehmen (wollen).

In gleicher Weise héatte der BFH bei der Auslegung von § 52 Abs. 2 Nr. 7 (Volksbildung

und politische Bildung) ansetzen kénnen bzw. missen.

Der BFH verkennt die Bedeutung von politischer Bildung in einer pluralistischen
Gesellschaft, die diesen Pluralismus und unterschiedliche Wertvorstellungen,
Weltsichten sowie politische Ansichten voraussetzt, und gleichzeitig gleiche Chancen fir

die Weitergabe und Vermittlung solcher Wertvorstellungen bereitstellen muss. Die

v BFH, Urteil vom 10. Januar 2019 — V R 60/17 —, BFHE 263, 290, BStBI Il 2019, 301, Rn. 24.
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Bildungsangebote missen in einer demokratischen Gesellschaft nicht in sich neutral
sein, sondern die Meinungsfreiheit garantiert den Wettstreit der Meinungen und
Anschauungen. Sie ist konstitutiv fir den demokratischen Prozess und die
demokratische Willensbildung, insofern sie als Wettstreit unterschiedlicher Meinungen,
als Ringen um richtige L6sungen oder um Wahrheit unterschiedliche Positionen zuldsst,
die im Zweifel auch pointiert vertreten werden dirfen. Der BFH verengt dieses Recht im
Rahmen seiner Auslegung des 8 52 Abs. 2 Nr. 7 AO.

Die Auslegung des 8§52 Abs. 2 Nr. 7 und Nr. 24 AO durch den BFH ist somit als
verfassungswidrig zu qualifizieren. Eine Verletzung spezifischen Verfassungsrecht ist

mithin auch in der oben ausgewiesenen 1. Fallvariante gegeben.

VI.Erschépfung des Rechtsweges und Subsidiaritat

Der Rechtsweg im Sinne von § 90 Abs. 2 BVerfGG ist erschdpft. Der Beschwerdefiihrer
hat vergeblich séamtliche fachgerichtlichen Instanzen zur Beseitigung des
Ausgangsbescheids beschritten. Er erhebt seine Beschwerde nach Ergehen der
letztinstanzlichen Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 10.12.2020. Weitere
ordentliche Rechtsmittel gegen den Beschluss des Bundesfinanzhofs stehen dem

Beschwerdeflhrer nicht zur Verfligung.

SchlieBlich ist auch der Grundsatz der Subsidiaritat beachtet worden. Der
Beschwerdefihrer hat alles Zumutbare getan, um die Verletzung seiner

Verfassungsrechte schon im Vorfeld einer Verfassungsbeschwerde zu verhindern bzw.

Zu beseitigen.14 Sowohl der Sachverhalt als auch dessen rechtliche Wirdigung wurden
vollstandig dargestellt, wie aus den vorgelegten Schriftsétzen erkennbar ist (Anlage 20
und 24). Der Beschwerdefihrer hat auch verfassungsrechtliche Gesichtspunkte
frihzeitig vorgebracht, vertieft begrindet und insbesondere bereits in den
fachgerichtlichen Instanzen die Verletzung seiner Grundrechte geriigt. Er hat
insbesondere im zweiten Rechtsgang vor dem Finanzgericht Hessen eine auf Art. 100
Abs. 1 GG beruhende Vorlage an das Bundesverfassungsgericht (ber die

Verfassungswidrigkeit der im Revisionsurteil geauf3erten rechtlichen Beurteilung des

BFH angeregt.15 Zuletzt hat er die hilfsweise Durchfiihrung einer konkreten

Normenkontrolle nach Art. 100 Abs. 1 GG im Revisionsverfahren vor dem BFH beantragt

“ Vgl. zu dieser Anforderung BVerfGE 134, 242, 285.

Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 26. Februar 2020 — 4 K 179/16 —, Rn. 82; 90,
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und zur Notwendigkeit einer verfassungskonformen Auslegung von 852 A0

16
vorgetragen.

1 BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 8.
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C. Begrindetheit
Die angegriffenen Entscheidungen verletzen den Beschwerdefiihrer in seinen Rechten
aus Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem

Demokratieprinzip des Grundgesetzes.

Erstens verletzen die angegriffenen Entscheidungen und namentlich der Beschluss des
BFH vom 10.12.2020 Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9 Abs.
1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes schon deshalb, weil der BFH die
Bedeutung der Grundrechte ganzlich verkennt und den Gleichheitssatz zwar nennt, aber
nicht einmal Vergleichsgruppen bildet, geschweige denn eine Rechtfertigungspriifung

erwagt (1.).

Eine solche Verletzung liegt zweitens vor, weil Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs.
1S. 11 Alt, Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes (die
Verwaltung und) die Gerichte in der Sache dazu verpflichtete, dem Beschwerdefiihrer
die Gemeinnitzigkeit nach § 52 AO zuzuerkennen oder das Verfahren auszusetzen und
die Norm dem Gesetzgeber zur Neuregelung unter Beachtung von Art. 3 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt.,, Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip

des Grundgesetzes ,vorzulegen” (ll.).

I. Verletzung von Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9
Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes durch
Nichtbertcksichtigung

Die angegriffenen Entscheidungen verkennen die Bedeutung des Gleichheitssatzes
schon deshalb, weil der BFH sich mit der Frage der vorliegend relevanten Verletzung
des Gleichheitssatzes gem. Art. 3 Abs. 1 GG in der Sache gar nicht auseinandersetzt.
Im Beschluss vom 10.12.20 wird bzgl. der vom Beschwerdefiihrer geriigten Verletzung
des Gleichheitssatzes im Verhdltnis zu den nach 8§ 52 AO gemeinnitzigen
Korperschaften ausgefihrt, ,dass es fur die Zulassigkeit einer Einflussnahme auf die
politische Willensbildung und die 6ffentliche Meinung im Rahmen der steuerrechtlichen
Gemeinnutzigkeit stets darauf ankommt, dass diese der Verwirklichung eines der in § 52
Abs. 2 AO bezeichneten steuerbegunstigten Zwecke dient (s. oben 11.3.a), woran es im
Streitfall fehlt."" Dies ist keine Auseinandersetzung mit dem Gleichheitssatz im
Verhaltnis der Behandlung des Beschwerdefilhrers (nicht gemeinnitzig) mit der

Behandlung der Kérperschaften, die die (nach Auffassung des BFH) in § 52 AO

v BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 31.
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genannten Zwecke verfolgen, sondern eine isoliert am einfachen Recht und seinen
(vorgeblichen) Auslegungsregeln orientierte Auslegung, die den Gleichheitssatz in der
Sache génzlich ignoriert resp. ausblendet. Dass dazu angesichts der vorliegend den
Gleichheitssatz stimulierenden und aufladenden Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 1.Alt.
und 9 Abs.1 sogar ein qualifizierter Anlass bestand, macht das Versaumnis umso

schwerwiegender resp. die Grundrechtsverletzung umso verfassungsspezifischer.

Dieser Wirdigung steht auch nicht entgegen, dass der BFH sodann®® Art. 9 Abs. 1 GG
adressiert, denn in dieser Passage kommt der BFH nicht Uber einfachrechtliche
Erwégungen und verfassungsrechtlich (in der Tat) nicht Weiterfiihrendes hinaus, wenn
er ausfuhrt: ,Abweichendes ergibt sich auch nicht aus der Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG) als Kommunikationsgrundrecht. Dass die Absicht, auf die Meinungsbildung
des Volkes Einfluss zu nehmen, expliziter Grund sein kann, um eine Gemeinnutzigkeit
auszuschliel3en, folgt daraus, dass nach § 52 AO nur das gemeinnutzig ist, was in 8 52
Abs. 2 AO als steuerbegiinstigt benannt ist. Ein von den Voraussetzungen dieser
Vorschrift unabhangiges Teilhaberecht bestent im Rahmen der steuerrechtlichen
Gemeinnitzigkeit nicht (s. oben Il.4.a) und lasst sich auch nicht Gber eine erweiternde
Auslegung des Begriffs der politischen Bildung begrinden (s. oben 11.3.b). Im Ubrigen
besteht auch keine Pflicht des Staates zur Vereinsférderung durch Subventionen oder
steuerrechtliche Gemeinnutzigkeitsprivilegien (z.B. Lower in: v. Minch/Kunig, GGK,
6. Aufl.,, 2012, Rz 29 zu Art. 9).“ Der BFH wiederholt mit diesen Formulierungen
nochmals sein Verstandnis des einfachen Rechts, ohne zu fragen, ob diese methodisch
allein am einfachen Recht ausgerichtete Auslegung mit der Verfassung, namentlich
Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt.,, Art. 9 Abs. 1 GG und dem
Demokratieprinzip des Grundgesetzes, vereinbar ist. Die Ausfihrungen zum

.Teilhaberecht* verkennen bzw. verwischen den fundamentalen Unterschied zwischen
originaren und derivativen Leistungsrechten™ bzw. Verginstigungen, mdgen diese als
Teilhaberechte firmieren oder nicht. Origindre Leistungsrechte — oder wenn man mag
,Teilhaberechte” =20 gewahrt das GG nur ganz ausnahmsweise und bereichsspezifisch,

etwa und insbesondere aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip.

18 BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 32.

Vgl. dazu auch W. Cremer, Freiheitsgrundrechte, 2003, S. 360 ff.

Da Teilhabe die Partizipastion an etwas Vorhandenem suggeriert, erscheint der Begriff fir originare
(Leistungs)Recht wenig geeignet.
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Solche Anspriiche grinden aber eben gerade nicht im Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1
GG.

Um auf den BFH zurick zu kommen: Selbstverstandlich statuiert das Grundgesetz
keinen originéren verfassungsrechtlichen Anspruch zivilgesellschaftlicher
Organisationen auf Anerkennung als gemeinniitzig resp. auf die Gewahrung von
Steuerprivilegien. Aber darum ging und geht es im vorliegenden Rechtstreit auch gar
nicht. Vielmehr reklamierte und reklamiert der Beschwerdefihrer eine derivatives
Teilhaberecht, welches im Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG fundiert ist und
vorliegend durch die Freiheitsgrundrechte angereichert wird. Mit anderen Worten: Wird
eine vorteilhafte Stellung durch Gesetz ausgewéhlten ,zivilgesellschaftlichen®
Kdrperschaften eingerdumt, indem sie als gemeinnuitzig anerkannt werden, muss das
unter Beriicksichtigung des Gleichheitssatzes geschehen. Auf diesen grundrechtlichen
Aspekt geht der BFH aber mit keinem Wort ein und schon deshalb liegt in seinen

Entscheidungen eine spezifische Grundrechtsverletzung.

Nichts anderes folgt schlieflich daraus, dass der BFH in Rn. 33 ausfuhrt: ,Auf den
Einwand des Klagers, es liege ein selektiver Entzug der Gemeinniitzigkeit bei nur
einzelnen Kdrperschaften vor, kommt es nicht an. Selbst wenn die Finanzverwaltung
anderen Korperschaften, die nach Mafl3gabe der BFH-Rechtsprechung (s. oben I1.1.)
keine steuerbeginstigten Zwecke verfolgen, die Steuerbegiinstigung nicht entziehen
wurde, wird die Versagung der Gemeinnutzigkeit in Bezug auf den Klager hierdurch nicht
rechtswidrig. Denn hieraus ergibt sich fiir den Klager kein Anspruch aus Art. 3 Abs. 1
GG, ebenfalls als gemeinnitzig anerkannt zu werden. Eine sog. Gleichheit im Unrecht
besteht wegen des Vorrangs des Gesetzes nicht, so dass es keinen Anspruch auf
Fehlerwiederholung bei der Rechtsanwendung gibt. (...) Dies gilt auch fur den Bereich

der steuerrechtlichen Gemeinniitzigkeit".

Und das FG Hessen fuhrt in seiner Entscheidung vom 26.2.2020, im Anschluss an die
Negierung eines Anspruchs auf Gleichheit im Unrecht aus bzw. legt dem
Beschwerdefihrer nahe: ,Vielmehr komme in Betracht, dass dem Verein zur Wahrung
der politischen Chancengleichheit und zur Vermeidung gleichheitswidriger Nachteile bei
der Austbung der Meinungsfreiheit nach Art. 19 Abs. 4 GG in Verbindung Art. 5 Abs. 1,

Art. 9 und Art. 3 Abs. 1 GG das Recht habe, eine am MalRstab des Revisionsurteils vom
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10.01.2019 rechtswidrige Zuerkennung der Gemeinnutzigkeit anderer Kdrperschaften

(untechnisch gesprochen) ,anzufechten‘.***

Gegenuber diesen Ausfuihrungen zur ,,Gleichheit im Unrecht” als solchen ist in der Sache
nichts zu erinnern. Der Rechtsanwender ist gem. Art. 20 Abs. 3 GG an das Gesetz

gebunden und muss seine Entscheidung schon deshalb nicht an in der Vergangenheit

liegenden rechtswidrigen Entscheidungen orientieren.” Eine Rechtsanwendung, welche
sich von einer rechtswidrigen Rechtsanwendungspraxis l0st, gerdt nicht einmal prima
facie in Konflikt mit dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.

Aber darum geht es vorliegend eben nicht. Der BFH verweist im Beschluss vom
10.12.2020 ausdricklich auf seine vorgangige Rechtsprechung aus dem Kontext des
gemeinnttzigen Zweckes ,Umweltschutz* und fiihrt aus, dass die Einflussnahme auf die
politische Willensbildung und die 6ffentliche Meinung fur die Gemeinnltzigkeit

unschéadlich ist, wenn sie ,eindeutig “dienenden’ Charakter* fir die Forderung des

Umweltschutzes nach §52 Abs.2 Satz1l Nr.8 AO* hat® Zudem ergehen die
angegriffenen Entscheidungen im Angesicht der (nicht zu rechtfertigenden)
Ungleichbehandlungen des Beschwerdefiihrers gegeniber Religionsgemeinschaften
und politischen Stiftungen. Der BFH hétte deshalb aus der Perspektive des Art. 3 Abs.
1 GG ertrtern missen, ob seine (vorlaufige, sich vorgeblich aus dem einfachen Recht
ergebende) Auslegung von § 52 AO den Gleichheitssatz verletzt — was (wie noch gezeigt

wird) — im Ubrigen zu bejahen ist.

Il. Materielle Verletzung von Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1.
Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes

Der allgemeine Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, wesentlich Gleiches
gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln.?* Der Gleichheitssatz ist
verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen
Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine

Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche

2 Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 26. Februar 2020 — 4 K 179/16 —, Rn. 44.

Vgl. Heun in: Dreier, GG-Kommentar, Art. 3 Rn. 61; Krieger in: Schmidt-Bleibtreu, GG-Kommentar,
Art. 3 Rn. 19; Wilfried Erbguth/Annette Guckelberger Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018,

22

8 14 Rn. 47
s BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 27.
24 Vgl. hierzu BVerfGE 116, 164, 180; 122, 210, 230; st. Rspr.
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Behandlung rechtfertigen wiirden.?® Das gilt fiir ungleiche Belastungen wie fiir ungleiche

Beguinstigungen.?®
1. Vergleichsgruppenbildung

Durch die (neue) Auslegung des § 52 AO seitens des BFH wird der Beschwerdeftihrer
anders behandelt als alle in § 52 AO in ihrer Auslegung durch die Finanzamter,
Finanzgerichte und letztlich durch den BFH als gemeinniitzig anerkannten
Kdrperschaften. Hervorzuheben sind im vorliegenden Kontext im Hinblick auf die

Nichtrechtfertigung der Ungleichbehandlung folgende Vergleichsgruppen.

Eine Ungleichbehandlung liegt zunachst gegentber allen prima facie ,unpolitischen”
Kdrperschaften, die in 8§52 AO explizit genannt werden, vor, etwa Kleingartner,
Karnevalsvereine, Amateurfunker, Schach- und Hundesportvereine, um nur einige aus

der langen Liste zu nennen.

Die Ungleichbehandlung besteht zudem gegeniber ,politischen® Vereinen, deren
Anliegen in 8§52 AO explizit genannt werden und die deshalb nicht unter
8§ 52 Abs. 2 Nr. 24 AO, die Forderung des demokratischen Staatswesens subsumiert
werden missen. Dazu gehdren etwa Entwicklungshilfevereine, Naturschutzvereine,
Vereine zur Forderung der Hilfe fiir politisch, rassistisch oder religiés Verfolgte, zur
Forderung der Gleichberechtigung von Frauen und Méannern, des Schutzes von Ehe und
Familie oder zur Forderung der Kriminalpravention und zur Férderung der Umwelt. Und
insoweit gilt nach dem Beschluss des BFH, wie ausgeflihrt, dass die Einflussnahme auf
die politische Willensbildung und die o6ffentliche Meinung fir die Gemeinnltzigkeit

unschadlich ist, wenn sie dienenden” Charakter® fir die Fdrderung eines

Gemeinwohlziels, wie dem Umweltschutzes (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AO) hat.”

Als dritte Vergleichsgruppe sind Korperschaften zu nennen, die nach
§ 52 Abs. 2 Nr. 2 AO der Forderung der Religion, oder nach Nr. 25 der Férderung
kirchlicher Zwecke dienen. Wie die Tatbestandsmerkmale sich unterscheiden, wird
durch § 54 AO bestimmt, wonach kirchliche Zwecke von Vereinigungen verfolgt werden,
die ,eine Religionsgemeinschatft, die Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts ist, selbstlos
zu fordern“ beabsichtigen. Unter Nr.2 fallen demnach Religionsgemeinschaften, die nicht

als Korperschaften des offentlichen Rechts anerkannt sind. Letztere erhalten ihre

2 BVerfGE 34, 103, 105.
26 BVerfGE 110, 412, 431; 116, 164, 180; 122, 210, 230.

7 BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 27.
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Steuerbegiinstigung nicht aus der Abgabenordnung, sondern aufgrund von
8§ 5 Abs.1 Nr.9 KStG. Soweit es sich z.B. um die beiden grofRen christlichen Kirchen
handelt, geraten in den Genuss der Gemeinnitzigkeit, Vorfeldvereine, welche die
Kirchen fordern. Was unter der Forderung kirchlicher Zwecke zu verstehen ist, wird in
§ 54 Abs.2 AO sehr weit definiert. Daraus wird u.a. gefolgert, dass Zuwendungen an
solche Vereinigungen auch zweckgebunden zur Finanzierung von
Verwaltungsaufgaben, z.B. zur Besoldung verwendet werden durfen. So sei es
.beispielsweise zulassig, dass ein kirchlicher Forderverein die Einrichtung oder

Beibehaltung einer Pfarrstelle aber auch eine Pfarramtssekretéarin oder eine Kisterstelle

fiir die Gemeinde finanziert.*** Davon zu unterscheiden sind Religionsgemeinschaften,
die keine Korperschaften des &ffentlichen Rechts sind. Diese konnen nach
§ 52 Abs. 2 Nr. 2 AO als gemeinnitzig anerkannt werden, wobei nicht zwischen der
Religionsgemeinschaft selbst und Vorfeldvereinen unterschieden wird. Die Regelung
wird weit ausgelegt: ,Angesichts der Gleichstellung von Religion und Weltanschauung
in Art. 4 Abs. 1 GG ist § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 verfassungskonform dahin gehend

auszulegen, dass auch die Férderung der Weltanschauung erfasst ist.**

Es ergibt sich also eine Ungleichbehandlung zwischen politischen Vereinen der
Zivilgesellschaft wie dem Beschwerdefuhrer und Religionsgemeinschaften, die grds. als
gemeinnitzig eingestuft werden oder explizit von der Korperschaftssteuer
ausgenommen werden. Nun mag man (vorschnell) einwenden, dass diese
Differenzierung angesichts der Unterscheidung in den Zielen und Aktivititen von
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften einerseits und dem Beschwerdeftihrer
andererseits leicht gelingen mag. Das ist indes mitnichten der Fall. Denn die
Differenzierung beruht nach dem BFH maRgeblich darauf, dass der Beschwerdeftihrer
Einfluss auf die politische Willensbildung und 6&ffentliche Meinungsbildung nimmt. Aber
auch Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften beschranken sich in ihren
Aktivitaten keineswegs auf seelsorgerische oder liturgische Praktiken, sie sind vielmehr
in vielen Bereichen ,politisch” sehr aktiv und auf3ern sich gar dezidiert ,politisch”, was
bekanntlich bis zum kaum verklausulierten Wahlaufruf fir einzelne Parteien reicht(e).
Zudem muss mit Blick die alltaglich und vor allem allsonntaglich gehaltenen zahllosen

Lpolitischen und teils parteipolitisch gefarbten Predigten gefragt werden, ob dieser der

2 Cube in: Winheller/Geibel /Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnitzigkeitsrecht 2. Auflage 2020,

8§ 54, Rnr. 44.

Geibel in: Winheller/Geibel /Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnitzigkeitsrecht 2. Auflage 2020,
8§52, Rnr.2.
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jeweiligen Kirche/Glaubensgemeinschaft zuzurechnen sind. All dies war bislang offenbar
kein Anlass zu fragen, ob diese Einflussnahme auf die (partei)politische Willensbildung

und offentliche Meinungsbildung zum Verlust der Gemeinnitzigkeit flihren muss.

Eine Ungleichbehandlung liegt schliefilich darin, dass der BFH eine gleichheitswidrige
Behandlung des Beschwerdefihrers seitens des Finanzamtes bzw. der
Finanzverwaltung fort- und festschreibt, welche den Beschwerdefiihrer anders und eben
schlechter behandelt als Vereinigungen, die mindestens gleicher Weise Einfluss auf die
politische Willenshildung und 6ffentliche Meinungsbildung nehmen und ihre Aktivitaten
gar in enger Verzahnung und gar Kooperation mit ausgewdahlten politischen
Entscheidungstragern ausiiben. Zu nennen sind etwa die als gemeinnitzig anerkannten
Vereine ,Atlantik-Briicke e.V.“ und ,Institut fir Steuern und Finanzen“. Insoweit ist
nochmals daran zu erinnern, dass der urspriingliche GleichheitsverstoR — soweit
ersichtlich — auf eine im Wege der Bundesauftragsauftragsverwaltung ergangenen
Weisung des Bundesfinanzministers vom 9.05.2017 zuriick geht (Anlage 22). In
anderen gleichgelagerten Féllen, etwa ,Atlantik-Briicke e.V.“ und ,Institut flir Steuern
und Finanzen“, ist eine solche Weisung indessen wohl nicht ergangen. Dieser
Gleichheitsverstol3 hat durch die angegriffene Entscheidung des FA Frankfurt am Main

Il sodann AuRenwirkung erlangt und wurde durch den BFH befestigt.

2. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung

a) Gleichheitsrechtlicher Rechtfertigungsmalfstab im Lichte der
Kommunikationsgrundrechte und der verfassungsrechtlichen Bedeutung von

demokratischem Prozess und offentlicher Meinungsbildung

(1) MaBRstab und Kriterien
Lange Zeit kannte die Rechtsprechung des BVerfG bei der Rechtfertigung von
Ungleichbehandlungen je nach Fallkonstellation zZwei unterschiedliche

RechtfertigungsmaRstabe: Die Willkiirformel und die sog. ,Neue Formel“. Nach ersterer

bedarf es fur die Rechtfertigung lediglich irgendeines sachlichen Grundes;30 nach

der ,Neuen Formel” ist Art. 3 Abs. 1 GG dagegen verletzt, wenn zwischen zwei

% BVerfGE 17, 122, 130. Vgl. auch Ipsen, Staatsrecht Il Grundrechte, 23. Aufl. 2020, Rn. 806;

Kirchhof in: Maunz/Diirig, GG Kommentar, 92. EL August 2020, Art. 3 Abs. 1 Rn. 433; Krieger in:
Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG Grundgesetz, 14. Aufl. 2017, Art. 3 Rn. 30; Kischel in:
BeckOK GG, Art. 3 Rn. 24.
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von der Rechtsordnung unterschiedlich behandelten Gruppen keine
Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die
ungleiche Behandlung rechtfertigen  konnten.* Indessen hat das
Bundesverfassungsgericht mittlerweile judiziert, dass sich die Mal3stabe nicht
dichotomisch gegenuberstehen. Vielmehr bedarf eine Ungleichbehandlung ,stets
der Rechtfertigung durch Sachgrinde, die dem Differenzierungsziel und dem

Ausmal’ der Ungleichbehandlung angemessen sind.“* Es gelte ein stufenloser
am Grundsatz der Verhaltnismafigkeit orientierter verfassungsrechtlicher
Prifungsmal3stab, dessen Inhalt und Grenzen sich nicht abstrakt, sondern nur
nach den jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und Regelungsbereichen

bestimmen lassen.

Dabei sind die Anforderungen an die Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung umso
hoher, je mehr das Kriterium der Ungleichbehandlung einem der nach Art. 3 Abs. 3 GG
verbotenen Kriterien ahnelt, je weniger der Betroffene das Kriterium beeinflussen kann

und je mehr die Ungleichbehandlung den Gebrauch grundrechtlich geschutzter

Freiheiten erschwert.” Dagegen sollen die Rechtfertigungsanforderungen bei der

Verfolgung von Férderzwecken, wenn der Staat also nicht ,negativ“, sondern ,positiv*

diskriminiert, unter VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunkten weniger streng sein.”!

(2) Fallbezogene Anwendung der Kriterien

Nun mag man prima vista argumentieren, dass vorliegend eine Ungleichbehandlung im
Kontext staatlich eingeraumter Beglinstigungen in Rede steht und deshalb kein
(besonders) strenger Mal3stab anzulegen sei. Dies ware indessen kurzschlissig. Zum
einen geht es um Verschonungen von staatlichen Belastungen, eben staatlicher
Besteuerung, und mithin ware es vorliegend unzutreffend, einen reinen
Begunstigungssachverhalt zu diagnostizieren — oder wie der BFH wohl annimmt’® einen
bloRen Subventions- bzw. Privilegierungssachverhalt. Entscheidender fur die

Anwendung eines besonders strengen Rechtfertigungsmalfstabs ist indessen, dass die

31 BVerfGE 34, 103, 105.

BVerfGE 135, 126 (143); Kingreen/Poscher, Grundrechte Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, Rn. 527 ff.

Vgl. dazu nur mit Nachweisen Kingreen/Poscher, Grundrechte Staatsrecht Il, 36. Aufl. 2020, Rn.
530.

Vgl. BVerfGE 99, 165, 178.; ferner BVerfGE 113, 167, 227 ff.
BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 32.
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Aberkennung der Gemeinniitzigkeit, also die Ungleichbehandlung, maR3geblich an ein
grundrechtlich geschiitzten Verhalten des Beschwerdefihrers anknipft, ndmlich seinen
Beitrag zur politischen Willensbildung und &ffentlichen Meinungsbildung, was — wie
nachfolgend illustriert wird — nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

gar besondere verfassungsrechtliche Anerkennung verdient.

(a) Verfassungsrechtliches Gewicht der Kommunikationsgrundrechte und
Intensitat der gleichheitsrechtlichen VerhaltnismaRigkeitspriufung

Das Bundesverfassungsgericht hat frihzeitig judiziert, dass die Meinungsfreiheit nicht
nur als individuelles Recht des Einzelnen, sondern gerade als
Kommunikationsgrundrecht eine konstitutive Bedeutung fiir die politische Willensbildung
in einer demokratischen Gesellschaft hat.*® Das Gericht erkannte in seiner Entscheidung
zur Parteienfinanzierung aus dem Jahre 1966, dass das die durch Art. 5 GG
gewdhrleisteten Rechte der freien MeinungsaulRerung, der Presse-, Rundfunk-,
Fernseh- und Filmfreiheit fir eine freiheitliche demokratische Staatsordnung schlechthin
konstituierend sind. Art. 5 GG garantiere auch die freie Bildung der 6ffentlichen Meinung,

so dass sich aus diesem Grundrecht ein grundsétzliches Recht der freien politischen

Betétigung ergélbe.37

Ahnlich richtet das BVerfG das Kommunikationsgrundrecht der Versammlungsfreiheit (in
Verbindung mit der Meinungsfreiheit) aus, etwa in der Brokdorf-Entscheidung: Diese
gewadhrleiste Versammlungen als Ausdruck gemeinschaftlicher, auf Kommunikation
angelegter  Entfaltung. Im  anglo-amerikanischen Rechtskreis  sei  die
Versammlungsfreiheit schon friih als Ausdruck der Volkssouverénitat und demgemani
als demokratisches Birgerrecht zur aktiven Teilnahme am politischen Prozess
verstanden worden. Die Versammlungs- wie die Meinungsfreiheit gehéren zu den
grundlegenden Menschenrechten, welche flir eine freiheitliche demokratische
Staatsordnung konstituierend sind; denn sie erst ermdglichten die standige geistige
Auseinandersetzung und den Kampf der Meinungen als Lebenselement dieser
Staatsform.%® Soweit die angegriffenen Entscheidungen an Beitrdge zur politischen

Willensbildung und &ffentlichen Meinungsbildung im Kontext von Versammlungen

3 BVerfGE 5, 85, 205; 7, 198, 208.
¥ BVerfGE 20, 56, 97 ff.
38 BVerfGE 69, 315, 342 ff.
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anknupfen, um die Gemeinnutzigkeit zu verneinen, berihren sie Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt.

GG in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 GG. %

Zu den Kommunikationsgrundrechten, die fur die Willensbildung in einem
demokratischen Gemeinwesen konstitutiv sind, zahlt zusammen mit der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit die Vereinigungsfreiheit des Art. 9 Abs. 1 GG ®In der Literatur
hei3t es zutreffend, die allgemeine Vereinigungsfreiheit wie die Koalitionsfreiheit
gehdrten zusammen mit den Grundrechtsgewéhrleistungen aus Art. 5 und 8 ,zu den sog.
(echten) Kommunikationsgrundrechten, deren spezifische Funktion in der Sicherung
eines freien gesellschaftlichen Meinungs-, Willensbildungs- und
Selbstorganisationsprozesses besteht.“4! Die Vereinigungsfreiheit lasse sich nicht nur
als Wirtschaftsgrundrecht, sondern auch als Kommunikationsgrundrecht einordnen, da

.vereinigungs- und Koalitionsfreiheit der kommunikativen Verfolgung politischer,

sozialer und privater Zwecke’ diene.“” So komme in einem demokratisch verfassten
Gemeinwesen ,den Vereinigungen eine grof3e Bedeutung bei der politischen
Willensbildung zu. Art. 9 GG ist aus diesem Grund ebenso wie Art. 8 GG eine
Komplementargarantie zur Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG).*® Die
Vereinigungsfreiheit garantiere, dass Burgerinnen und Biirger in sozialen Gruppen zu
einem freien Meinungs- und Willensbildungsprozess innerhalb der demokratischen

Gesellschaft beitragen konnen; Art. 9 Abs.1 GG sei in diesem Sinne ein

Kommunikationsgrundrecht wie auch die Meinungs- und die Versammlungsfreiheit. “
Hindelang fuhrt in seiner Monographie weiter aus: ,Die Gewahrleistungen des Art. 5 Abs.
1 GG werden abgerundet durch die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit der Art. 8
und 9 GG, die spezifische, kollektive Formen der Kommunikation schiitzen. Die von der
Vereinigungsfreiheit geschiitzte Form der Kommunikation ist auf die Durchsetzung
gemeinsamer Ziele vermittels einer auf eine gewisse Dauer angelegten
organisatorischen Verfestigung gerichtet. Die innerhalb der Vereinigung stattfindende

Kommunikation soll individuelle Sichtweisen einzelner Mitglieder strukturieren, biindeln

* Eine selbststédndige Benennung von Art. 8 Abs. 1 GG (i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG) unterbleibt im

Anschluss an die Rechtsprechung des BVerfG zum Verhaltnis von Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt. GG zu
Art. 8 GG vorliegend.

Siehe hierzu Bauer, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 2013, Art. 9, Rn. 20; Merten, in:
Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, 2009, § 165 Vereinsfreiheit.
41 So Scholz, in: Maunz/Dirig, Grundgesetz-Kommentar, 92. Erg.Lief. August 2020, Art. 9, Rn. 8.

2 Epping, Grundrechte, 8. Auflage 2019, Rn. 863 mit Verweis auf Scholz, Koalitionsfreiheit als
Verfassungsproblem, 1971, S. 340
43 Nochmals Epping, Grundrechte, 8. Auflage 2019, Rn. 863.

“ Vgl. Scholz, in: Maunz/Diirig Grundgesetz-Kommentar, Art. 9 GG Rn. 8.
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und untereinander ausgleichen. Am Ende des Willensbildungsprozesses soll eine
gemeinsame Position stehen, der, je nach Anzahl der Mitglieder der Vereinigung, mal
mehr oder weniger Gewicht in der 6ffentlichen Debatte zukommt.“4> Die Willensbildung
in der Vereinigung wird hier tberzeugend in direkte Beziehung zum o6ffentlichen
Meinungsbildungsprozess oder zur politischen Willensbildung gesetzt, weil die interne
Meinungsbildung schlicht nicht von der o6ffentlichen getrennt werden kann. Fast
selbstverstandlich  wird vorausgesetzt, dass Vereinigungsfreiheit mit der
Meinungsfreiheit und der Versammlungsfreiheit vor allem der gesellschaftlichen

Willensbildung diene.

Vor diesem  Hintergrund geht das auch BVerfG  zutreffend von
Kommunikationsgrundrechten im Plural aus.*® Im ersten Urteil zur Parteifinanzierung
heit es sodann, dass Meinungsfreiheit, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit,
Versammlungsfreiheit und Petitionsrecht neben Art. 21, 38 und 28 GG die Freiheit der
Meinungs- und Willensbildung des Volkes sicherten. Die in der &ffentlichen Meinung zum
Ausdruck kommenden Zielvorstellungen, politischen Auffassungen und Stellungnahmen
seien als ,Vorformung der politischen Willensbildung des Volkes" gekennzeichnet
worden. Das Volk bringe seinen politischen Willen nicht nur durch Wahlen und
Abstimmungen zum Ausdruck, weil sich das Recht des Biirgers auf Teilhabe an der
politischen Willensbildung nicht nur in der Stimmabgabe bei Wahlen auf3ere, sondern
auch in der Einflussnahme auf den standigen Prozess der politischen Meinungsbildung,
der Bildung der ,6ffentlichen Meinung‘. In einem demokratischen Staatswesen musse
sich insbesondere die Willensbildung des Volkes frei, offen und unreglementiert
vollziehen, weil die 6ffentliche Meinung die Entschliisse der Staatsorgane beeinflusse.
Es entspreche einer pluralen Demokratie, wenn Gruppen, Verbande und
gesellschaftliche Gebilde verschiedener Art auf die MalBnahmen der Regierung und die
Beschlisse der gesetzgebenden Korperschaften im Interesse ihrer Mitglieder
einwirkten. Naturlich seien es vor allem die politischen Parteien, die zwischen den
Wahlen im Sinn der von ihnen mitgeformten Meinung des Volkes die Entscheidungen
der Verfassungsorgane, insbesondere die Beschliisse der Parlamente, beeinflussten
und so auf die Bildung des Staatswillens einwirken. Uber die Parteien nehme das Volk
auch zwischen den Wahlen Einfluss auf die Entscheidungen der Verfassungsorgane.

Zwischen Parteien, zivilgesellschaftlichen Organisationen und Medien wirkten

45 Hindelang, Freiheit und Kommunikation, 2019, S. 156.
46 Vgl. BVerfGE 12, 113, 125; hinsichtlich der Kunstfreiheit vgl. BVerfGE 81, 278, 289.
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mannigfache Beziehungen, Abhangigkeiten und Einflussnahmen, die den komplexen
Prozess der Meinungs- und Willenshildung ausmachten. Willensbildung des Volkes und

staatliche Willensbildung seien auf vielfaltige Weise miteinander verschréankt.*’

(b) Kollektives zivilgesellschaftliches Engagement und
Kommunikationsgrundrechte, insbesondere Vereinigungsfreiheit

Wenn die die Meinungsfreiheit als fiur die demokratische Ordnung grundlegendes
Kommunikationsgrundrecht*® charakterisiert wird und die Vereinigungsfreiheit als
gleichwertiges Kommunikationsgrundrecht angesehen wird, dann folgt daraus, dass
auch die Vereinigungsfreiheit des Art. 9 GG fiir den politischen Prozess in einem
demokratischen Gemeinwesen konstitutiv ist. Vereinigungen mit einer politischen
Ausrichtung, von denen es zahlreiche in der Bundesrepublik gibt, dienen zunachst der
internen Meinungsbildung und férdern bei dieser internen Meinungsbildung den
rationalen Austausch von Argumenten, weil sie eine Alternative zum ausschlie3lichen
Konsum von politischen Auffassungen durch Massenmedien darstellen. In Vereinen
kann aktiv am demokratischen Geschehen teilgenommen werden. Meinungen kdnnen
geduRert, gebildet und ausgetauscht werden. Die Meinungsbildung in der
Zivilgesellschaft ist flr die staatliche Willenshildung in einer demokratischen
Gesellschaft unabdingbare Voraussetzung und benétigt Vereinigungen, die den
Willensbildungsprozess organisieren und strukturieren. Die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit sind wenig effektive Grundrechte ohne Vereinigungen, die solche
Versammlungen organisieren, inshesondere die Meinungsfreiheit bleibt als Grundrecht

isolierter Trager irrelevant, weil die Meinung ungehort bleibt.

Uber die Meinungsbildung in Vereinigungen der Zivilgesellschaft wird die staatliche
Willensbildung in einer Demokratie an die gesellschaftliche Willensbildung
rickgebunden. Nicht nur die politischen Parteien sind ,Transmissionsriemen” im
Prozess der Willensbildung, sondern ebenso zivilgesellschaftliche Organisationen, die
Uber inr Engagement auf Fehlentwicklungen hinweisen, gelegentlich als ,Feuermelder”
(Habermas) wirken und damit insgesamt nicht nur zur demokratischen Legitimitat,
sondern Uber die damit verbundene Akzeptanz auch zur Stabilitdt der demokratischen
Ordnung beitragen. Gerade in Zeiten, in denen die Akzeptanz dieser Ordnung, die

Zustimmung zur Demokratie schwindet, auch weil der Politik die Rickbindung an

a7 BVerfGE 20, 56, 97 ff.
48 BVerfG, Kammerbeschluss vom 22. Juni 2018 — 1 BvR 2083/15 —, Rn. 15,
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gesellschaftliche Entwicklungen fehlt, ist es geradezu fahrldssig von der bisherigen
Praxis der Forderung auch ,politischer Vereine* durch ihre Anerkennung als

gemeinnttzig Abstand zu nehmen.

Der BFH ordnet die politische Willensbildung ausschlief3lich den Parteien und staatlichen
Organisationen zu, wahrend die Gesellschaft gleichsam als unpolitische erscheint.
Dieser uberkommende Dualismus von Staat und Gesellschaft widerspricht einem
modernen Verstandnis der Beziehung von Gesellschaft und Staat in einer pluralistischen
Gesellschaft. Das BVerfG hat diese Unterscheidung tberwunden und unterscheidet

eher zwischen Gesellschaftlich-Politischem und Staatsorganschaftlichem, wobei auch

das Volk auf der Grundlage von Art. 20 Abs.2 GG als Staatsorgan tatig werden konne.*
Der Prozess der demokratischen Willensbildung muss in der Einheit von Staat und
Gesellschaft gedacht werden, so dass Vereinigungen sind in diesem Prozess die
wichtige Aufgabe Gbernehmen, Meinungen, Interessen usw. zu biindeln, erst zu formen

und auch jenseits der Parteien zu artikulieren.

Vereinigungen sind also gleichsam eine Voraussetzung fur die Wahrnehmung der
beiden anderen Kommunikationsgrundrechte — was allerdings auch vice versa gilt.
Damit tragen Vereinigungen mit politischer Ausrichtung nicht nur zur Willensbildung des
Volkes bei, sie erflllen auRerdem eine wichtige Mittlerfunktion zwischen staatlichen
Institutionen und dem vereinzelten Individuum im Volk, stellen gleichsam einen
Transmissionsriemen zwischen Politik und Volk dar, der von den Parteien, die
gegenwartig an Uberalterung und Mitgliederschwund leiden, allein nicht (mehr)
wahrgenommen werden kann. Vereinigungen sind auRerdem gleichsam Feuermelder

fur politische Fehlentwicklungen, ein Seismograf fiir Probleme.

Im Ruckblick lasst sich das empirisch leicht zeigen: Die Birgerinitiative Umweltschutz

(BBU), deren Gemeinnutzigkeit der BFH 1984 bestatigte, hatte in dieser Zeit den
Protest gegen die Atomkraft zum zentralen Thema und keineswegs allgemein den
Umweltschutz. Inzwischen ist es weitgehend unumstritten, dass die Atomenergie
gefahrlich ist, so dass Deutschland folgerichtig aus der Atomenergiegewinnung
aussteigt. Die Friedensbewegung Anfang der 1980er Jahre protestierte gegen die

Stationierung von Mittelstreckenraketen. Das Ergebnis war der INF-Vertrag, dessen

Zu diesem Ansatz ausfiihrlich Ostermann, Transparenz und éffentlicher Meinungsbildungsprozess,
2019, S. 340.

% BFH, Urteil vom 29. August 1984 — | R 203/81 —, BFHE 142, 51, BStBI |1 1984, 844.
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mogliche Kindigung durch die USA und Russland gegenwartig zu einer allgemeinen
Besorgnis fiihrt. Diese Funktion des Feuermelders erfilllen offenkundig im erhdhten
MalRe Vereinigungen, die politische Bildung, Stellungnahmen und Protest zu ihrem
Aufgabenbereich zahlen. Damit sind Vereinigungen und ihr grundrechtlicher Schutz
ebenso wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit ein wesentliches Element, eine
Voraussetzung der Demokratie, so dass die Rechtsordnung gehalten ist, gerade solche

Vereine zu schiitzen und zu foérdern.

(c) Substantiierung der Nachteile durch die Ungleichbehandlung

Die Abgabenordnung sieht in § 52 die Mdglichkeit vor, dass Korperschaften, d.h.
zivilgesellschaftliche Vereine, Organisationen usw., flir gemeinniitzig erklart werden
kénnen. Mit dieser Gemeinniitzigkeitserklarung kénnen gemal 88 51 und 59 AO
Steuervergilnstigungen verbunden sein. So sind gemeinnitzige Einrichtungen nach § 5
Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Koérperschaftssteuer und nach § 3 Nr. 6 GewStG von der
Gewerbesteuer befreit. Umsatzsteuerrechtlich unterliegen die Leistungen der
Vermoégensverwaltung und der Zweckbetriebe (88 65 — 68 AO) gemeinnlitziger Vereine
regelmaRig dem erméBigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG. Oder:
Gemeinniitzige Vereine werden dadurch beglnstigt, dass die an sie geleisteten

Zuwendungen beim Spender oder Geber steuerlich abziehbar sind (§ 10b EStG; § 9
Abs. 1 Nr. 2 KStG; 8 9 Nr. 5 GewStG).51 Es ist hier nicht erforderlich, die weiteren

steuerrechtlichen Vorteile der Gemeinnitzigkeit aufzuzahlen, weil sich der vom
Gesetzgeber eingeraumte Vorteil so in ausreichendem Malie ergibt. Der Gesetzgeber
hat also mit der Gemeinnutzigkeit ein fir die anerkannte Kérperschaft vorteilhaftes

Rechtsinstitut geschaffen.

Die Anerkennung als gemeinniitzige Organisation ist auRerdem mit faktischen Vorteilen
verbunden. So sind an die Anerkennung auch Sondernutzungsrechte geknipft, wie die
oftmals kostenfreie Nutzung von 6éffentlichen Platzen und R&dumen oder die Gewéhrung
von Sondertarifen fir EDV-Software. Aber auch die Akquirierung von 6ffentlichen Mitteln
fur die von Attac betriebene politische Bildungsarbeit ist an das Kriterium der
Gemeinnitzigkeit geknlpft. Attac konnte jahrlich fir die Bildungs- und Informationsarbeit
ca. 30.000,00 Euro an offentlichen Mitteln einwerben. Fir den Zeitraum von 2014 bis

2020 sind ihr somit 210.000,00 Euro an offentlichen Mitteln entgangen. Erschwerend

o Naheres hierzu: Martini, 8 51 AO, Rn. 5, in: Winheller/Geibel/Jachmann-Michel, Gesamtes

Gemeinniitzigkeitsrecht, 2020.
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kommt hinzu, dass das Anfallen von Erbschaften oder die Schenkung an Attac im Falle
der Aberkennung der Gemeinniitzigkeit nicht mehr nach § 13 Abs. 1 Nr. 16b ErbStG
erbschafts- und schenkungssteuerfrei ware. Entfallen die Voraussetzungen der
Gemeinnitzigkeit, so wird nach § 13 Abs. 1 Nr. 16b lit. b) S. 2 ErbStG die
Steuerbefreiung rickwirkend fur 10 Jahre aufgehoben. Die Finanzamter sind bei der

rickwirkenden Berechnung der Erb- und Schenkungssteuer an die ertragsteuerliche

Beurteilung gebunden (Richtlinie 47 ErbStR 2003, Abs. 1 S. 2).52 Danach werden
Zuwendungen an einen Verein mit der Steuerklasse Il qualifiziert, in der nur ein
Freibetrag von 20.000,00 Euro gewahrt wird. Der Steuersatz betrdgt je nach
steuerpflichtiger Zuwendung dann 30 % (bis einschliel3lich 6.000.000,00 Euro) bzw.
50 % (Uber 6.000.000,00 Euro). Attac rechnet aufgrund des Schenkungs- und
Erbschaftsaufkommen im Zeitraum von 2014 bis 2019 mit einer Steuernachzahlung von
ca. 80.000,00 Euro.

Beweis: Zeugnis des Herrn Dirk Friedrichs, Minchener Stralle 48 in 60329

Frankfurt am Main.

Die Anerkennung als gemeinniitzig ist auRerdem mit symbolischen Vorteilen verbunden.
~.Gemeinnitzigkeit” ist gleichsam ein Gultesiegel, das im gesellschaftlichen Diskurs zu

einem héheren Ansehen der entsprechenden Organisation fiihrt.

(d) Ergebnis

Nach allem streitet das verfassungsrechtliche Gewicht der Kommunikationsgrundrechte
gerade in seiner kollektiven und auf den offentlichen Meinungsbildungsprozess
gerichteten Dimension far einen strenge gleichheitsrechtliche
Verhaltnismagigkeitspriifung der Ungleichbehandlung des Beschwerdeflihrers in Bezug

auf die genannten Vergleichsgruppen.

52 Vgl. Sauer/Schwarz, Aberkennung der Gemeinnitzigkeit: Steuerliche Konsequenzen und

Haftungsfragen, in: Stiftungsbrief, 2011, Nr. 9, S. 167.
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b) Anwendung des Rechtfertigungsmalistabs

Nach diesem Malstab lasst sich die oben ausgemachte staatliche ungleiche
Behandlung der Beschwerdefiihrerin gegenitiber den genannten Vergleichsgruppen

nicht rechtfertigen.

(1) ,,Unpolitische" Kdrperschaften

(a) Kein sachlicher Differenzierungsgrund

Diese hohe Bedeutung der Kommunikationsgrundrechte verschlief3st zunachst dem
Gesetzgeber, die ,politischen Vereine” der Zivilgesellschaft gegeniiber anderen,
Lunpolitischen® Vereinen, die in § 52 AO explizit genannt werden, zu diskriminieren. Dem
hatte auch der BFH bei der Auslegung, ggfs. einer verfassungskonformen Auslegung,
von § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO von Grundrechts wegen Rechnung tragen missen. Der BFH
lehnt eine Gemeinnltzigkeit aber explizit wegen der politischen oder
»allgemeinpolitischen* Aktivitdten des Beschwerdefiihrers ab, was im Widerspruch zur
Wertung des Grundgesetzes, namentlich den Kommunikationsgrundrechten in
Verbindung mit dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes steht. Gerade in
Gegenuberstellung zu ,unpolitischen” Vereinen ist es wegen der besonderen Bedeutung
Lpolitischer Vereine" wie Attac flir den demokratischen Prozess geboten, die Vorschrift
des 8§52 Abs. 2 Nr. 24 (oder Nr. 7) AO so auszulegen, dass jedenfalls keine
Schlechterstellung der ,politischen* Vereine erfolgt. Fur die Schlechterbehandlung des
Beschwerdeflhrers fehlt es letztlich gar an jedem sachlichen Grund; erst recht lasst sich
diese nicht unter Zugrundelegung eines strengen gleichheitsrechtlichen
VerhaltnismaRigkeitsmalistabs begriinden. Fallt es schon schwer zu unterstellen, dass
es zulassig ist, den zivilgesellschaftlichen Beitrag zur politischen Willensbildung und zur
offentlichen Meinungsbildung steuerrechtlich/gemeinnitzigkeitsrechtlich negativ zu
konnotieren, kann eine an diese Unterscheidung anknipfende Qualifikation einer
Korperschaft doch nach Art und Gewicht nicht ausreichen um die Ungleichbehandlung

als gemeinntzig bzw. nicht gemeinnitzig zu rechtfertigen.

(b) Insbesondere: Forderung des demokratischen Gemeinwesens und
Einzelinteressen

Der Bedeutung der Vereinigungsfreiheit fur die demokratische Ordnung der
Bundesrepublik muss bei der Auslegung der Vorschriften zur Gemeinnutzigkeit in der
Abgabenordnung Rechnung getragen werden. Das allerdings geschieht in der

Rechtsprechung des BFH nicht, denn mit den genannten Grundséatzen zur Bedeutung
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der Vereinigungsfreiheit ist die Auslegung des BFH zu § 52 Abs. 1 Nr. 24 AO ,Forderung
des demokratischen Gemeinwesens” nicht vereinbar. Der BFH nimmt im Urteil vom
10.1.2019 ausdriicklich Bezug auf 8§52 Abs. 2 Nr. 24 AO, insinuiert aber mit der
Bemerkung, dass die Verfolgung staatsbirgerlicher Einzelinteressen ausdriicklich
ausgeschlossen ist, dass die MeinungsaulRerungen und Aktionen des
Beschwerdefihrers nur staatsbirgerliche Einzelinteressen verfolgen. Weder werden
Einzelinteressen definiert noch werden die MeinungsaufRerungen und Aktionen von

Attac subsumiert.

Im Urteil vom 10.12.2020 wird diese implizite Ansicht noch einmal aufgegriffen, wenn
der BFH formuliert, gegen eine Steuerbegtinstigung der Einflussnahme auf die politische
Willensbildung und die 6ffentliche Meinung spreche einfachgesetzlich bereits, dass die
.verfolgung von | Einzelinteressen staatsblrgerlicher Art' ausdricklich von der

steuerbeglinstigten Zweckverfolgung“ ausgeschlossen seien.

Forderungen nach einer Transaktionssteuer, einen Stopp des Sozialabbaus, nach einer
umweltgerechten Landwirtschaft oder nach Solidaritat mit dem globalen Stiden — alles
Themen, die auch auf der Agenda des Beschwerdefiihrers stehen — muissten nach

dieser Auffassung Einzelinteressen formulieren.

Eine solche Auslegung ist mit den oben formulierten MaRstdben einer an einer
pluralistischen Kommunikation interessierten Zivilgesellschaft nicht vereinbar. Viele
dieser Forderungen, die mit Aktionen oder Meinungsauf3erungen verbunden sind, sind
erkennbar altruistisch motiviert und formuliert. Und sie betreffen in keinem Fall nur
einzelne Personen mit besonderen Interessen, sondern immer gré3ere Gruppen, deren
Interessen durch den demokratischen Diskurs im Allgemeininteresse aufgehen kénnen
und die immer in Bezug zum Gemeinwohl oder Allgemeininteresse formuliert werden.
Die Forderung nach einer Transaktionssteuer, die zur Griindung von Attac in Frankreich
fuhrte, lasst sich kaum so formulieren und verstehen, dass durch sie Einzelinteressen
durchgesetzt werden sollen. Vielmehr geht es um das Interesse der Gesellschaft an
entschleunigten Finanzmarkten oder an der ErschlieBung neuer Steuerquellen. Dies als
Einzelinteresse zu verstehen, verkennt die die Bedeutung der Vereinigungs- und

Meinungsfreiheit fir den demokratischen Diskurs.

Wahrend der BFH es im Urteil vom 10.12.2020 dabei belasst, in einem Nebensatz auf
Einzelinteressen zu verweisen, fihrt er im Urteil vom 10.1.2019 aus, dass die Ausnahme
in 8 52 Abs. 2 Nr. 24 AO, also der Ausschluss der Verfolgung von Einzelinteressen dazu

fuhre, dass ein Verein weder nach der Satzung noch nach der tatsachlichen
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Geschéftsfihrung tGberwiegend politische Zwecke verfolgen dirfe. Die Tatigkeit der
Kdrperschaft dirfe ,weder unmittelbar noch allein auf das politische Geschehen und die
staatliche Willensbildung gerichtet" sein. Deshalb gehdre weder die Einflussnahme auf
die politische Willensbildung noch die Einflussnahme auf die Gestaltung der offentlichen

Meinung zur Férderung der Allgemeinheit i.S. von § 52 AO.

Die Forderung des ,demokratischen Staatswesens” kdnne nur in der Weise geschehen,
dass ,sich eine Korperschaft umfassend mit den demokratischen Grundprinzipien®

befasst und diese ,objektiv und neutral® wirdigt. Was unter ,Befassen” jenseits der

politischen Bildung zu verstehen ist, bleibt unklar.” Die Forderung dieses ,Befassen*
misse objektiv und neutral geschehen, lasst darauf schlieRen, dass der BFH unter den
Tatbestand in 8 52 Abs. 2 Nr. 24 AO ausschlieRlich die politische Bildung subsumiert,
denn in diesem Kontext, d.h. bei der Subsumtion von § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO, fordert der

BFH ebenfalls, dass die politische Bildung objektiv und neutral erfolgen muisse.

Wie man von den Einzelinteressen — wie der BFH — zum Ausschluss jeglicher politischen
Betatigung kommen kann und den Einfluss auf die Willensbildung pauschal unter die
Einzelinteressen subsumieren kann, bleibt in den Entscheidungen unbegriindet und
damit unverstandlich. Mit Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit den einschlagigen
Kommunikationsgrundrechten und dem Demokratieprinzip ist diese Auslegung des
8§52 AO nicht vereinbar. Nach der Rechtsprechung des BVerfG zu den
Kommunikationsgrundrechten und namentlich der Bedeutung der Vereinigungsfreiheit
im demokratischen Prozess einer pluralistischen Gesellschaft missen Einzelinteressen
in 8 52 Abs. 2 Nr. 24 AO nur als besondere, eigenniitzige Interessen verstanden werden

und nicht im Sinne eines Ausschlusses politischer Ansichten und Meinungen.

Die Beschaftigung mit politischen Fragen, die tUber die Vertretung von Einzelinteressen
hinausgeht, woflir 8 52 Abs. 1 AO die Beispiele liefert, genief3t in einem demokratischen
Staat den besonderen Schutz des Grundrechts auf Vereinigungsfreiheit, so dass das
Tatbestandsmerkmal ,Forderung des demokratischen Staatswesens” in § 52 Abs. 2
Nr. 24 AO verfassungskonform nur dahingehend ausgelegt werden kann, dass
Vereinigungen, die explizit einen Beitrag zur politischen Willensbildung leisten und

leisten wollen, als zivilgesellschaftliche Organisationen anzusehen sind, die nach der

5 Die Kommentarliteratur gibt diese Rechtsprechung in der Regel nur wieder, ohne sie zu bewerten,

vgl. m.w.N. Gersch in: Klein, 52 Abs. 2 Abgabenordnung (15. Auflage 2020), Rn. 48; Alber, in:
Winheller/Geibel/Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinniitzigkeitsrecht, 52 Abs. 2 Nr. 24 (2.
Auflage 2020), Rn. 4 f.
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Wertung der Verfassung gegeniber anderen zivilgesellschaftlichen Vereinigungen, die
explizit nicht oder nur am Rande am gesellschaftlichen, politischen Diskurs teilnehmen

wollen, keinesfalls benachteiligt werden dirfen.

(c) Faktische Beschrankung der Kommunikationsgrundrechte

Das BVerfG hat die Bedeutung der verfassungskonformen Auslegung einfacher Gesetze
mit Blick auf die Kommunikationsgrundrechte besonders fur den Fall betont, dass sie mit
einer ,einschichternden Wirkung* verbunden sind. Es miisse eine ,besonders wirksame
verfassungsrechtliche Kontrolle Platz greifen”, solle das Kommunikationsgrundrecht
nicht in seiner Substanz getroffen werden.>* Genau das aber ist hier der Fall, weil auch
im politischen Prozess und Diskurs, welcher dem ersten BFH-Urteil vom Januar 2019
folgte, der Eindruck entstanden ist, dass die Aberkennung der Gemeinnutzigkeit ein

Hebel zur Einschiichterung unbequemer Vereinigungen zu sein scheint.

Berichtet wird von einer deutlichen Verunsicherung in gemeinnitzigen Vereinen wie
Schach-, Sport oder Karnevalsvereinen, inwieweit sie sich noch politisch auf3ern dirfen,
ohne ihre Gemeinnitzigkeit zu riskieren; inwieweit sie beispielsweise gegen
rechtsextreme Gewalt und Aufmarsche Stellung beziehen dirfen, ohne die steuerliche
Beglnstigung zu verlieren. Im Zuge dieser Verunsicherung hat sich im Juli 2015 die
Allianz “Rechtssicherheit fiir politische Willensbildung” gegrindet. Sie ist ein
Zusammenschluss von gemeinnitzigen Vereinen und Kdrperschaften, mit dem Ziel, die
Gemeinnitzigkeit fir Organisationen der Zivilgesellschaft zu sichern, die Beitrdge zur
politischen Willenshildung leisten. Nach Angaben der Allianz hatte sie vor dem Urteil des
BFH im Februar 2019 etwa 80 Mitgliedsorganisationen. Nach dem Bekanntwerden des

Urteils kamen sehr viele neue Mitglieder hinzu.

Beweis: Zeugnis des Herrn Stefan Diefenbach—Trommer,_

Auch diese indirekte Wirkung auf die Meinungsfreiheit und die Wahrnehmung von

Kommunikationsgrundrechten durch Vereine Uber ihren in der Satzung festgehaltenen

>4 BVerfG, Kammerbeschluss vom 08. Dezember 2010 — 1 BvR 1106/08 —, Rn. 16.
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Zweck hinaus, unterstreicht, dass der BFH den Vorgaben fiir eine verfassungskonforme

Auslegung des § 52 nicht gerecht wird.

(2) Andere , politische” Korperschaften

(a) Gleichbehandlung der Beitrdge =zur politischen Willensbildung und
offentlichen Meinungsbildung

Bezogen auf explizite politischen Anliegen/Zwecke, wie etwa die in 8 52 AO genannten,
besteht fir den Gesetzgeber, unbeschadet seiner Einschatzungsprarogative, die Pflicht
zur Gleichbehandlung der ,politischen” Zwecke und der darauf bezogenen politischen
Willensbildung und 6ffentliche Meinungsbildung. Dem Gesetzgeber steht es wegen des
Gebotes der Gleichbehandlung nicht offen, bestimmte politische Aktivitaten, die in
8 52 AO explizit genannt werden, lber das Gemeinnitzigkeitsrecht zu férdern, andere
dagegen von dieser Forderung auszuschlieRen, weil damit die Chancengleichheit der
politischen Anliegen und im Ergebnis auch der Parteien im politischen Wettbewerb

verzerrt wird.

An diese Pflicht zur Gleichbehandlung ist auch die Judikative gebunden. Nach dem BFH
durfen indessen bestimmte Vereinigungen mit ,politischen” Zielsetzungen (Umwelt)

gemeinnitzigkeitsunschadlich Einfluss auf die politische Willensbildung und die

offentliche Meinung nehmen, ergo (politisch) werben, Stellungnahmen abgeben und
Kampagnen durchfiihren. Damit werden bestimmte politische Themen privilegiert. Denkt
man dies fort, kdnnten bestimmte, der jeweiligen Mehrheit ,genehme* Meinungen auf
diesem Wege gefdrdert werden, womit sich diese Mehrheit ihre Position indirekt sichert,
wéhrend andere ,oppositionelle” Meinungen von der Gleichbehandlung ausgeschlossen
werden. Auch diese Form der Ungleichbehandlung lasst sich nicht rechtfertigen. Im
Wege verfassungskonformer Auslegung des 8§ 52 Abs. 2 Nr. 24 oder Nr. 7 AO hétte der
BFH diese ungerechtfertigte Ungleichbehandlung verhindern missen, indem er die
explizit genannten politischen Ziele nur als beispielsgebend begreift und die ,Férderung
des demokratischen Gemeinwesens" als Generalklausel fir gemeinniitzige politische
Vereinigungen versteht. Dieser Auslegung hat sich der BFH aber verschlossen. Folgt
man dem nicht, misste aus den genannten Griinden mindestens Teile des Katalogs in
8§ 52 AO fir verfassungswidrig erklart werden, weil bestimmte politische Aktivtaten so

bevorzugt werden. Das wird im Hilfsantrag geltend gemacht.

% Vgl. nochmals BFH, Beschluss vom 10. Dezember 2020 — V R 14/20 —, BFHE nn, Rn. 27.
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(b) Keine indirekte Parteienfinanzierung

Die Ungleichbehandlung  von .allgemeinpolitischen*  zivilgesellschaftlichen
Kdrperschaften und anderen zivilgesellschaftlichen Korperschaften kdnnte durch das
wichtige Prinzip der Chancengleichheit der Parteien gerechtfertigt sein. Das BVerfG hat
in stdndiger Rechtsprechung zur Parteienfinanzierung betont, dass das Prinzip der
Chancengleichheit MaRRstab der Parteienfinanzierung sein muss, dass ein ungleicher

politischer Wettbewerb insbesondere nicht dadurch entstehen dirfe, dass einige

Parteien UberméafRig von GrofRspenden profitieren.56 Eine Rechtfertigung der
Ungleichbehandlung kann sich aus diesem Grundsatz ergeben, wenn ,politische
Vereine* — in der uUberholten Diktion des KStG - direkt oder indirekt Uber
Steuerverglinstigungen zur Parteienfinanzierung und zu ungleichen Bedingungen im

Wettbewerb beitragen.

Die direkte steuerbegtinstigte Finanzierung von Parteien hat das BVerfG im Urteil des

zweiten Senats vom 9. April 1992 erértert.”’ Das Gericht hat dort ausgefuhrt, dass der
strikte Gleichheitssatz im Parteienwettbewerb einer durch Zwischenschaltung einer
Kdrperschaft erreichten steuerlichen Beglnstigung von Parteispenden entgegenstehe.
Deshalb enthielte der § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO eine Verbotsnorm, die Kérperschaften die
Verwendung ihrer Mittel zur Unterstitzung oder Forderung politischer Parteien
untersagt. Diese werde durch 8§ 25 Abs. 1 Nr. 2 PartG bestétigt. In diese Reihe gehore
weiter das Verbot, Spenden fur staatspolitische Zwecke als Betriebsausgaben oder
Werbungskosten abzuziehen (88 4 Abs. 6, 9 Abs. 5 EStG, § 8 KStG). Die zustandigen
Stellen missten, so richtet das BVerfG einen Appell an Gesetzgeber und Exekutive,

durch wirksame Vorkehrungen und Sanktionen gewahrleisten, dass das Verbot einer

solchen steuerlichen Entlastung auch beachtet werde.” Inwieweit die Praxis heute
diesen Vorgaben entspricht, kann dahinstehen, weil der Beschwerdefiihrer schlicht kein
Geld an politische Parteien weitergibt. Eine direkte Parteibegiinstigung durch eine
indirekte Parteienfinanzierung in Form der Weitergabe von Spenden oder Ahnliches ist

auszuschliel3en.

Im gleichen Urteil erteilt das BVerfG dem Gesetzgeber aber gewissermafien auch einen

Prufauftrag. Es musse gepruft werden, ob eine zu grof3ziigige steuerliche Begiinstigung

BVerfGE 52, 63; 73, 40.
BVerfGE 85, 264 - 328.
BVerfGE 85, 264, 317 ff.
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von Spenden, auch von Spenden juristischer Personen, an Organisationen des
politischen Vorfeldes, die mit Hilfe der ihnen zugeflossenen Mittel auf den Prozess der
politischen Willensbildung mit dem Ziel einwirkten, die Politik bestimmter Parteien zu
befdrdern, ihrerseits das Recht des Burgers auf gleiche Teilhabe an diesem Prozess

beeintrachtigen kdnne. So kdnne indirekt die Chancengleichheit der politischen Parteien

im Wettbewerb der Meinungsbildung und um die Wahlergunst verletzt werden.”

In der Tat wére es problematisch, wenn zivilgesellschaftliche Korperschaften in den
politischen Ideenstreit zu Gunsten einer Partei eingreifen koénnten und wirden,
insbesondere wenn sie mit einem grof3en Finanzvolumen ausgestattet waren, das zum
Teil steuerlich begiinstigt angesammelt wurde. In einem solchen Fall ware es vertretbar,
die Anerkennung als gemeinniitzig zu entziehen, um die Chancengleichheit der Parteien
zu gewadhrleisten. Zu fordern wéare dann aber eine parteipolitische Neutralitat oder
Distanz und nicht der Verzicht auf allgemeinpolitische Beitrage zum gesellschaftlichen
Diskurs. Der BFH argumentiert jedoch anders. Er fordert zwar auch die parteipolitische
Neutralitat, fordert aber eine deutlich dariiber hinausgehende Enthaltung von politischen
Stellungnahmen, die es allerdings an Bestimmtheit fehlen lassen, was noch zu erértern

ist.

Nimmt man zunachst an, dass parteipolitische Festlegungen und Unterstlitzungen als
indirekte Parteienfinanzierung mit der Gemeinnitzigkeit nicht vereinbar sind, ist
festzustellen, dass der Beschwerdefiihrer parteipolitisch nicht festgelegt ist. Die
Mitgliederstruktur des Beschwerdeflihrers besteht zwar vorwiegend aus einem rot-rot-
grinen Spektrum, aber wie die 6ffentlich bekannt gewordene Mitgliedschaft von Heiner
Geil3ler zeigte, gehdren auch CDU-Mitglieder oder -Anhanger zur Mitgliedschaft. Der
Beschwerdeflhrer begleitet kritisch verschiedene Projekte der bundesrepublikanischen
Politik. So kann man die politische Ausrichtung des Beschwerdefiihrers im
gesellschaftlichen Spektrum als eher links bezeichnen, wobei dies keineswegs

parteipolitisch festgelegt ist.

Die Verortung von Attac im eher linken Spektrum der Gesellschaft wirft die Frage auf, ob
es zu einer indirekten Parteienfinanzierung oder Verfalschung des Parteienwettbewerbs
kommen kann, wenn zivilgesellschaftiche Organisationen eine zwar nicht
parteipolitische, aber dennoch gesellschaftspolitisch zuzuordnende Ausrichtung in der

klassischen Unterscheidung von links und rechts haben. So kénnen gesellschaftliche

BVerfGE 85, 264, 318.
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Diskurse beeinflusst werden, was die Wahlchancen zwar nicht einer Partei, aber eines

.Lagers®, die sich allerdings zunehmend aufldsen, bedeuten kénnte.

Theoretisch ist das mdglich, wenn namlich eine Uberméchtige, weil finanzstarke
zivilgesellschaftliche Organisation bestehen wirde, welche gesellschaftliche Diskurse
stark beeinflusst, mehr oder weniger determiniert oder gar manipulieren kdnnte, wenn
also der pluralistische Diskurs ausgehebelt wirde. Man kann hier das Kriterium
heranziehen, welches das BVerfG auch bei Parteienfinanzierung entwickelt hat. Uber
die ungleiche finanzielle Starke der Spender darf es im Falle der Parteien nicht zu einem
volligen Ungleichgewicht bei der Parteienfinanzierung kommen, ebenso darf es liber die
finanzielle Ungleichheit nicht zu einem starken Ubergewicht von zivilgesellschaftlichen
Organisationen kommen, die den o6ffentlichen Meinungsstreit, den demokratischen
Diskurs tragen. Sient man einmal von - allerdings gerade popularen -
Verschworungstheorien ab, kann man konstatieren, dass eine vollige Gleichheit bei der
Finanzstarke der zivilgesellschaftlichen Organisationen nicht existiert. Gleichzeitig ist
aber keiner dieser Organisationen, jedenfalls soweit sie gemeinnitzig sind (vgl. Anlage
28), ein eindeutiges Ubergewicht zuzuordnen und der Beschwerdefiihrer gehért schon

gar nicht zu den besonders finanzstarken Organisationen.

Fur das Jahr 2018 nahm Attac 1.821.870,00 EUR ein (1.272.203,00 EUR an
Vereinsbeitrdgen, 515.552,00 EUR an Spenden und 34.115,00 EUR an sonstigen
Beitragen). Fur das Jahr 2019 nahm Attac 2.151.786,00 EUR (1.356.423,00 EUR an
Vereinsbeitrdgen, 612.191,00 EUR an Spenden, 183.172,00 als Erbschaft) und 2020
1.882.731,00 EUR (1.339.817,00 EUR an Vereinsbeitragen, 521.914,00 an Spenden
und 21.000 als Erbschaft) ein (vgl. Anlage 27).

Die faktische Situation spricht also nicht daflir, die Praxis der Anerkennung von
Gemeinnitzigkeit auf den Prifstand zu stellen, weil eine (berméchtige oder
diskursméchtige, weil finanzstarke Korperschaft die  Offentliche  Debatte
unverhaltnismaRig majorisierte. Schon gar nicht war oder ist es Attac, dem das gelungen

ware.

(c) Vergleichbarkeit von Parteien und zivilgesellschaftlichen Kérperschaften?
In einer Entscheidung aus dem Jahre 1979 hat es das BVerfG abgelehnt, von einer
Vergleichbarkeit von Parteien und zivilgesellschaftlichen Kérperschaften auszugehen.

Deshalb durften die steuerrechtlichen Regelungen der Parteispenden auch anders —
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zuungunsten der Parteien — gestaltet sein, als die steuerliche Abzugsfahigkeit von

Spenden an zivilgesellschaftliche K(‘jrperschaften.60

Parteien agierten, so das BVerfG, im Felde der politischen Willensbildung im engeren
Sinne oder der Ausubung politischer Macht, was dazu fuhre, dass sich auch Birger und
Bilrgerinnen, die anderer Auffassung sind, sich den Beschlissen der parlamentarischen
Mehrheit beugen mussen. Anders sehe es aus bei Spenden an zivilgesellschaftliche
Organisationen, weshalb fiir diese das strenge Gleichheitsgebot, das fiir Parteispenden

gelten musse, nicht anzuwenden sei.

Dem Ergebnis politscher Willensbildung im staatlichen Raum, fuihrt das Gericht aus,

»sind alle unterworfen, auch diejenigen, die nicht die Parteien der Mehrheit untersttitzt

haben.“** Deshalb sei mit Blick auf das Gleichheitsgebot bei Parteien ein besonders
strenger Mal3stab anzulegen. Das Mitglied einer Religionsgemeinschaft oder einer
Organisation, die gemeinnitzige, mildtatige oder wissenschaftliche Zwecke verfolge,
laufe dagegen nicht Gefahr, ,gegen seinen Willen in den Einflussbereich einer

vergleichbaren Organisation zu geraten, der Spenden in grélierem Ausmald als der

. . «62
seinen zuflielRen.

Zwar seien auch zivilgesellschaftliche Kdrperschaften wie Kirchen, staatspolitische
Vereinigungen und andere Organisationen, denen Spenden steuerbeglnstigt
zugewendet werden kdnnen, in verschiedenen Teilbereichen bestrebt, im Sinne ihrer
Grundiberzeugungen oder der in ihnen organisierten Interessen auf die politische
Meinungsbildung und die Entschliisse der Staatsorgane Einfluss zu nehmen. Dies gelte
fur sie jedoch nur in begrenztem Male. ,Keine dieser Organisationen ist in
vergleichbarer Weise wie die politischen Parteien darauf angelegt, in allen Bereichen an

der politischen Willensbildung des Volkes mitzuwirken und unmittelbar das gesamte

. . « 63
staatliche Geschehen zu beeinflussen.

In der Literatur ist aus den letzten Feststellungen gefolgert worden, dass ein relevanter
Unterschied zwischen einer ,umfassenden“ und einer ,nur in Teilbereichen*
stattfindenden politischen Betdtigung besteht, so dass eine steuerliche

Schlechterbehandlung politischer Parteien mit der Chancengleichheit im politischen

o0 BVerfGE 52, 63.

BVerfGE 52, 63, 67.
BVerfGE 52, 63, 93.
BVerfGE 52, 63, 93 f.
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Wettbewerb in Konflikt gerate, wenn gemeinniitzigen Kdrperschaften eine umfassende

politische Betétigung erlaubt werde.64 Im Grunde werden damit die Uberlegungen des
BVerfG auf den Kopf gestellt, denn stellt man die Unterscheidung zwischen umfassender
und teilweiser politischer Betétigung in den Zusammenhang der Argumentation, wird
recht schnell klar, dass es nicht um die Anzahl der Gegenstdnde oder Felder politischer
Intervention geht, sondern um deren Zielrichtung, die den Unterschied ausmacht und
eine Gleichbehandlung von zivilgesellschaftlichen Korporationen und Parteien nicht
erforderlich macht, so dass aus einer umfangreichen politischen Betatigung nicht auf
eine fehlende Gemeinnutzigkeit geschlossen werden kann. Denn auch bei
umfangreichen Feldern politischer Stellungnahmen, MeinungsaulRerungen, Aktionen
usw. auf Seiten zivilgesellschaftlicher Kooperationen besteht der Unterschied zu den
Parteien schlicht darin, dass letztere nach § 2 ParteiG zu Wahlen kandidieren mussen,
um als Partei zu gelten, was einschlief3t, dass sie jedenfalls auch beabsichtigen, wenn
schon nicht Regierungsverantwortung zu Ubernehmen, so doch legislative Akte, die
wiederum allgemeinverbindlich sind, direkt, ndmlich tber die Arbeit und Abstimmungen
im Parlament zu beeinflussen.®® Wenn das der Grund firr die Verfassungskonformitét der
unterschiedlichen steuerlichen Behandlung von Parteien und zivilgesellschaftlichen,
gemeinnttzigen Organisationen ist, ist es wenig sinnvoll, deren Gemeinniitzigkeit davon
abhangig zu machen, ob sie tagespolitisch oder allgemeinpolitisch agieren oder ,nur* auf
politischen Feldern, die vom Satzungszweck gedeckt sind, abgesehen davon, dass der
Satzungszweck sehr weit formuliert werden kann. Die Unklarheit dieser Abgrenzung ist
ein weiterer Grund fur die Verfassungswidrigkeit der Auslegung des 8 52 AO durch den
BFH.

Letztlich ist die Ungleichbehandlung jedenfalls nicht dadurch gerechtfertigt, dass Uber
die Anerkennung der GemeinnUtzigkeit der Parteienwettbewerb zugunsten einer Partei
oder nur einer Seite verfalscht wiirde oder dass eine zivilgesellschaftliche Organisation

wie Attac Uber politische Betatigungen zu einer Partei wiirde.

o Unger, Rechtsgutachten, erstattet im Auftrag der Gesellschaft fiir Freiheitsrechte e.V., zum Thema

Politische Betatigung gemeinniitziger Kérperschaften, 2020, m.w.N.

So auch Hornung/ Vielwerth, Wie viel Palitik vertragt das Gemeinnitzigkeitsrecht?, in: DStR, 2019,
S. 1499.
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(d) Volksbildung, politische Bildung, Meinungsfreiheit und Neutralitat

Die Auslegung des § 52 (Abs. 2 Nr. 7) AO durch den BFH lasst sich schlief3lich auch
nicht unter Berufung auf ein vorgebliches Neutralitatsgebot rechtfertigen. Vielmehr bleibt
es bei einer nicht gerechtfertigten Ungleichbehandlung des Beschwerdefiihrers, weil der
BFH die Bedeutung der Volksbildung und politischen Bildung fir die Meinungsfreiheit im
demokratischen Prozess und umgekehrt die Meinungsfreiheit im Rahmen

ehrenamtlicher Bildungsarbeit, verkennt.

Die Ungleichbehandlung besteht gegentber zivilgesellschaftlichen Organisationen, die
— nach den MalR3stdben oder besser der subjektiven Einschitzung des BFH — ,objektive
und neutrale* Bildungsarbeit betreiben. Fir diese Ungleichbehandlung fehlt wiederum
eine Rechtfertigung, weil die Meinungsfreiheit, die auch flr die Bildungsarbeit reklamiert
werden kann, vom BFH nicht berticksichtigt, ihre Bedeutung nicht einmal im Ansatz

erkannt wurde.

0] Bildungsarbeit beim Beschwerdefuhrer

Der Beschwerdefuhrer betreibt Bildungsarbeit, die nach § 52 Abs. 2 Nr.7 AO eine
Gemeinnitzigkeit begriinden kann. Die politische Bildung ist als Satzungszweck in
8 2 Abs. 1 und Abs. 2 der Satzung des Beschwerdeflihrers verankert. Dieser Zweck wird
durch Konferenzen und Veranstaltungen, Seminare, insbesondere die Sommerschulen

sowie durch die Bereitstellung von zahlreichen Bildungsmaterialien fiir Schulen verfolgt

und erfiillt.*® In seinem Selbstverstandnis charakterisiert der Beschwerdefiihrer sich als
Bildungsbewegung mit Aktionscharakter, das kritische Gegenexpertisen zu den

vorherrschenden neoklassischen Sichtweisen auf wirtschaftliche, soziale und

Okologische Prozesse entwirft.”’” Dieses Selbstverstandnis von Bildungsarbeit entspricht
der allgemeinen Auffassung von politischer Bildung, die hierunter ,die Gesamtheit der
padagogischen Bemuhungen” fasst, ,Jugendliche und Erwachsene an das Verstandnis,
die Mitverantwortung und die kritisch aktive Teilnahme am politischen Geschehen
heranzufihren. Voraussetzung hierfir sind die Information Uber politische Rechte,

Pflichten und Institutionen sowie die Schaffung eines kritikfahigen Verstandnisses fur die

% Siehe hierzu das umfangreiche Angebot unter

https://www.attac.de/bildungsangebot/bildungsmaterial/ (letzter Abruf am 06.01.2020).

Naheres unter https://www.attac.de/bildungsangebot/bildungsmaterial/selbstverstaendnis-bildung/
(letzter Abruf am 06.01.2020).
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Grundlagen des gesellschaftlich-politischen Lebens, seiner Ordnung und Konflikte und

die Einlbung demokratischer Verhaltensweisen.“*

Die politische Bildungsarbeit des Beschwerdefiihrers ist anerkannt und wird im
16. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung fur die politische Bildung an
beruflichen Schulen sehr begrif3t. Die Bundesregierung stellt dabei fest, dass

.Lehrkréfte und Ausbilderinnen und Ausbilder Bildungsmaterialien, die fir den

Bildungsbereich speziell aufbereitet wurden®, bent'jtigen.69 Weiter heildt es: ,Bislang
existieren fur die politische Bildung in beruflichen Schulen kaum geeignete Materialien.
Im Ubergangsbereich ist die Materialsituation dramatisch. Aufgrund dieses Mangels
stellt die Verbreitung einseitiger, unternehmensnaher Unterrichtsmaterialien in diesem
Kontext eine besondere Herausforderung dar. ... Unterrichtsmaterialien dirfen im
Kontext politischer Bildung bedeutsame Perspektiven nicht vernachlassigen. Konkret
bedeutet das, dass Materialien im Kontext beruflicher Bildung zu einem deutlich
groBeren Teil die Sicht der lohnabhangigen Beschaftigten widerspiegeln miussen.
Entsprechende Materialien von gewerkschaftlichen Anbietern sowie Tragern der
auBRerschulischen Bildung und soziotkonomischen NGOs (wie z. B. Bdckler Schule oder
Attac-Bildung) mussen dringend als Ergebnisse gemeinniitziger Arbeit unterstitzt und
finanziert werden. Wahrend Bildungsmaterialien von unternehmensnahen
(gemeinnitzigen) Stiftungen die Schulen Gberschwemmen, werden alternative kritische

Positionen als interessenpolitische Interventionen behindert — oder mit dem Entzug der

Gemeinnitzigkeit z. T. auch verhindert.*"

(i) Anforderungen des BFH an Bildungsarbeit

Nach Auffassung des BFH fihrt die Bildungsarbeit der Beschwerdefiihrerin aber nicht
zur Anerkennung als gemeinnutzig. Der BFH unterscheidet zwischen Volksbildung und
politischer Bildung. Die Volksbildung ist explizites Tatbestandsmerkmal in § 52 Abs. 2
Nr. 7 AO. Die politische Bildung, so muss man den BFH wohl verstehen, ist nicht Teil
der Volksbildung, sondern ein besonderer gemeinnitziger Zweck, der sich aus der
Zusammenschau der Volksbildung nach 8 52 Abs. 2 Nr. 7 AO und der Forderung des
demokratischen Staatswesens nach § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO ergibt.

% Miller-Heidelberg, Politische Bildung und Biirgerengagement nicht gemeinnitzig?, in Vorgange,

Nr. 227, 2019, S. 160.

Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 16. Kinder- und Jugendbericht,
2020, S. 265.

Ebd.
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In beiden Urteilen fuhrt der BFH aus, dass politische Bildung, die als gemeinniitzig
anerkannt werden wolle, unabhéngige Institutionen voraussetze, die sich selbstandig,
eigenverantwortlich dieser Aufgabe annehmen. Politische Bildung erfasse die
.Diskussion politischer Fragen ,in geistiger Offenheit™ und erlaube die Erarbeitung von
,Losungsvorschlage[n] fur Problemfelder der Tagespolitik“. Sie ziele auf die Schaffung
und Forderung politischer Wahrnehmungsfahigkeit und politischen
Verantwortungsbewusstseins sowie auf die Diskussion politischer Fragen ,in geistiger
Offenheit” ab. Das bedeute, dass politische Bildung, wo sie sich mit den demokratischen
Grundprinzipien befasst und diese wirdigt, ,objektiv und neutral“ erfolgen misse. Nur
dann dirfe sie auch an tagespolitische Ereignisse anknipfen. Gemeinntzige politische
Bildungsarbeit liege nicht vor, wenn sie mit ,der Einflussnahme auf die politische
Willensbildung und auf die Gestaltung der offentlichen Meinung in beliebigen

Politikbereichen im Sinne eines ,allgemeinpolitischen Mandats*“ verbunden sei.
Gemeinnitziger Bildungsarbeit gehe es um die die ,Vermittlung von Kenntnissen oder
Fahigkeiten“, nicht dagegen um die ,Einflussnahme auf politische Willensbildung und
Gestaltung der offentlichen Meinung.“ Politische Bildung sei nicht férderbar, “wenn sie

eingesetzt wird, um die politische Willensbildung und die éffentliche Meinung im Sinne

eigener Auffassungen zu beeinflussen®.” Definiert wird in den Urteilen des BFH nicht,
wie sich Volksbildung von politischer Bildung unterscheidet und wieso politische Bildung
nicht wie andere Bildungsinhalte ein Element oder Teilstiick der Volksbildung ist — so als

ob das Volk nicht politisch gebildet werden sollte.

(i) Pluralismus statt Neutralitat

Diese enge Auffassung der Bildungsarbeit nach § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO entspricht nicht
den grundgesetzlichen Anforderungen an die Meinungsfreiheit in der Bildungsarbeit
zivilgesellschaftlicher Vereinigungen. Als Korperschaft der Zivilgesellschaft kann sich
der Beschwerdefihrer auf die Kommunikationsfreiheiten, namentlich die
Meinungsfreiheit berufen. Geschitzt sind MeinungsaulRerungen mit Werturteilen in Wort
und Schrift, solange sie nicht unwahr sind, weil falsche Tatsachen behauptet werden,
wobei die Darstellung und Erlauterung von Tatsachen in der Regel mit Meinungen

verbunden werden.

Die Meinungsfreiheit findet ihre Grenzen am Recht der persoénlichen Ehre oder dort, wo

Meinungen darauf gerichtet sind, ,Rassenhass, Kriegsliisternheit  und

a BFH, Urteil vom 10. Januar 2019 — V R 60/17 —, BFHE 263, 290, BStBI Il 2019, 301, Rn. 23.
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Demokratiefeindlichkeit* aufkommen zu lassen.” Die Schranken sind durch die
Bildungsarbeit des Beschwerdefihrers nicht Gberschritten. Ihre Grenzen findet die
Meinungsfreiheit nicht dort, wo unterschiedliche Standpunkte, wissenschaftliche
Erkenntnisse oder Theorien in Form von Bildungsarbeit vermittelt werden. Und
selbstverstandlich gehort zu einer kritischen Bildungsarbeit auch das Einbringen und zur
Diskussion stellen der eigenen Meinung. Die Meinungsfreiheit ware also bei der
Auslegung von 852 Abs. 2 Nr. 7 AO zu bericksichtigen gewesen. Der BFH hat es

dagegen versaumt die Vorschrift ist im Lichte der Meinungsfreiheit auszulegen.

Die Meinungsfreiheit ist nach standiger Rechtsprechung des BVerfG™® — wie oben
gezeigt — konstitutiv fur den demokratischen Prozess und die demokratische
Willensbildung, insofern sie als Wettstreit unterschiedlicher Meinungen, als Ringen um
richtige Losungen oder um Wahrheit unterschiedliche Positionen zulasst, die pointiert

vertreten werden dirfen.

Der Wettstreit der Meinungen setzt keine Neutralitdt oder Ausgewogenheit in der

politischen Bildungsarbeit voraus, sondern ebenso wie bei der Rundfunkfreiheit privater

Anbieter™ nur die ungefahr gleiche Chance, dass sich unterschiedliche Meinungen
Gehor verschaffen kénnen. Insgesamt ist Art. 5GG als Grundrecht in einer
pluralistischen Gesellschaft zu verstehen, in der sich verschiedene Meinungen in ihren

unterschiedlichen Ausdrucksformen artikulieren kénnen.

Der BFH verkennt, dass Bildungsarbeit in einer pluralistischen Gesellschaft ihren
Wertgehalt nicht erst durch die Informationsgenerierung und -verbreitung, die ,objektiv
und neutral® vonstattengeht, und eine daran anschlielende Meinungs- und
Willensbildung erlangt. Kennzeichnend fur die pluralistische Bildungsarbeit ist vielmehr,
dass unterschiedliche Anschauungen, Ansichten oder Interpretationen von Fakten und
Werturteilen nebeneinanderstehen und diese allgemein zugénglich sind, sodass jeder
Birger und jede Birgerin sich tber die unterschiedlichen Sichtweisen informieren kann.
Die politische Bildung ist Teil des Meinungsstreits in einer pluralistischen,

demokratischen Gesellschaft.

z BVerfG, Beschluss vom 11. Januar 1994 — 1 BvR 434/87 —, BVerfGE 90, 1 -21, Rn. 69.

BVerfGE 7, 198.

Beim privaten Rundfunk sei ,grundséatzlich eine gleichgewichtige Vielfalt der Meinungen im
Gesamtangebot* zu gewahrleisten. BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 12. Marz 2008 - 2 BvF
4/03 -, Rn. 93, juris; Vgl. BVerfGE 74, 297, 327; 83, 238, 324; 114, 371, 387.
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(iv) Wertebindung von Bildung

Eine Vorstellung, wonach Bildung ,neutral“ sein muisse, ist weder wissenschaftlich
begriindbar noch mit der Wertorientierung des Grundgesetzes vereinbar und
widerspricht der alltéaglich in der Zivilgesellschaft getibten Praxis der Verbindung von
Bildungstatigkeit mit politischem Engagement, das die Wiedergabe der eigenen Position

im gesellschaftlichen Zusammenhang umfasst.

Zundachst lasst sich fragen, ob Bildungsarbeit faktisch neutral sein kann, ob die Auswahl
des Materials, der Inhalte und der Vermittlungsform nicht immer schon einen Wertbezug
haben, der sich gar nicht vermeiden lasst. Man kann moglicherweise Zuriickhaltung
einfordern, etwa fir staatliche Bildungseinrichtungen, aber Neutralitat ist damit nicht
verbunden und sollte es auch nicht sein, wie gleich zu zeigen ist. Die
Wissenschaftstheorie sollte sich spatestens seit der Heisenbergschen Unschéarferelation
von der Idee wissenschaftlicher Neutralitat verabschiedet haben, denn der Beobachter
bestimmt die Ergebnisse der Beobachtung mit. Wenn das flr die exakten
Naturwissenschaften gilt, dann erst recht fir die Geisteswissenschaften. Analog lasst
sich fur die Bildungsarbeit formulieren, dass der Lehrer seine Person notwendigerweise
in verschiedenen Facetten einbringt und theoretisch einbringen muss. Volksbildung oder
der Prozess der Vermittlung von Bildung ist regelmaRlig mit einem Einfluss auf die
politische Willensbildung und &ffentliche Meinung verbunden. Das gilt auch fir explizit
unpolitische Bildungsangebote wie Topfern, lkebana oder Yoga, also Volksbildung im
Sinne des BFH. Sie kdnnen beispielsweise vermitteln: ,Alles ist in Ordnung, um Politik
musst du dich deshalb nicht kimmern.“ Oder sie kénnen vermitteln: ,Die Welt drauf3en
ist unertraglich, besinne Dich auf dein Selbst, meditiere beim Topfern oder beim Yoga,
um gerustet zu sein fur den taglichen Kampf.“ Das geschieht meist nicht explizit aber
doch unterschwellig. Eine Abgrenzung von Bildungsvermittiung und Beeinflussung der
offentlichen Meinung oder von Bildungsvermittiung ohne Wirkungen auf die

gesellschaftliche Willenshildung ist schlicht undenkbar.

Dann muss man fragen, ob politische Bildung nach den MaRRstdben des Grundgesetzes
normativ objektiv und neutral sein sollte. Das Grundgesetz ist nicht wertneutral, sondern
bezieht explizit Position. Das reicht von der Menschenwtirde, tUber die Gleichheit der

Geschlechter bis hin zum positiven Bezug auf die zur ,Befreiung des deutschen Volkes

. T - . " . 75
vom Nationalsozialismus und Militarismus" erlassenen Rechtsvorschriften.”” Das

™ Vgl. BVerfGE 30, 336, 347, 350.
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Grundgesetz ist also keineswegs wertneutral. So wirde politische Bildung, welche die
Werteordnung des Grundgesetzes vermittelt, nicht gemeinnitzig sein kénnen, weil sie

politisch nicht neutral ist, folgte man dem BFH.

(v) Abgrenzung zur Bildungsarbeit von parteinahen Stiftungen

Diese geschilderte Position entspricht auch dem Verstandnis des BVerfG von
Bildungsarbeit im Kontext der Finanzierung von parteinahen Stiftungen. Diese hat es als
verfassungskonform angesehen, solange die Stiftungen keine direkte Parteiwerbung
betreiben. So fuhrt das BVerfG aus: ,Unbeschadet der Abgrenzbarkeit der Tatigkeit der
Stiftungen von derjenigen der politischen Parteien, deren grundsatzlichen politischen
Vorstellungen sie sich verbunden fiihlen, ist nicht zu verkennen, dafl3 ihre Arbeit
insbesondere auf den Gebieten der Forschung, der Materialsammlung und -
aufbereitung, der Publikation, der Pflege internationaler Beziehungen, aber auch der
politischen Bildung im engeren Sinne der ihnen jeweils nahestehenden Partei in einem
gewissen Male zugute kommt. Durch die Tatigkeit der Stiftungen gelangen die Parteien
in den Besitz von Erkenntnissen, die es ihnen erleichtern, ihre Aufgaben wahrzunehmen,
etwa tagespolitische Folgerungen aus langerfristigen gesellschaftlichen Entwicklungen
zu ziehen. Auch wenn die Ergebnisse der in den Stiftungen geleisteten Arbeit der
Offentlichkeit und damit auch allen Parteien zuganglich sind, ergibt sich doch aus ihrer
spezifischen, jeweils der Interessenlage einer bestimmten Partei zugewandten
Aufgabenstellung, dal3 diese daraus regelmafig einen groReren Vorteil ziehen wird als
andere.” Ein solcher Umstand sei aber verfassungsmafig nicht zu beanstanden,
solange die Stiftungen in einer das Gleichheitsgebot respektierenden Weise gefdrdert
wirden.”® Hieraus ist zu schlussfolgern, dass die Meinungsbildung in einer
pluralistischen und demokratischen Gesellschaft auf Grundlage der Vielfalt der
madglichen Meinungen und der Mdglichkeit, diese Meinungen auch zu vertreten und in
die wissenschaftliche Bildungsarbeit einzubringen, erfolgt. Pluralistische Bildungsarbeit
tragt zur Information und Meinungsbildung bei. Auch wenn sie Stellung bezieht, ist daran

nichts auszusetzen, solange und gerade, weil es unterschiedliche Angebote gibt.

(vi) Abgrenzung zu den Anforderungen an die Zentralen fir politische
Bildung
7 BVerfGE 73, 1, 37f.
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Hinzuzufiigen bleibt, dass das BVerfG nicht einmal fiir die ,Bundeszentrale fur politische
Bildung“ ein génzlich ,neutrales” Bildungsangebot fordert, obwohl sie — anders als die
Stiftungen — eine gewisse Monopolstellung hat und der Regierung zuzurechnen ist. Das
BVerfG fuhrte aus: ,Namentlich gestattet sie es der Bundesregierung, die Birger mit
solchen Informationen zu versorgen, deren diese zur Mitwirkung an der demokratischen
Willensbildung bedtrfen. Angesichts dessen ist es verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden, dass die Bundesregierung eine Bundeszentrale fiir politische Bildung
unterhalt, die ihrerseits publizistische Foren flir politische Debatten betreibt.
Eingebunden in einen Bildungsauftrag ist diese auch nicht von vornherein darauf
verwiesen, alle im Rahmen von Art. 5 Abs. 1 GG geschiitzten Meinungen formal gleich
zu behandeln; vielmehr kann sie insoweit auch wertende Unterscheidungen treffen, hat
dabei aber Ausgewogenheit und rechtsstaatliche Distanz zu wahren. Hierbei kénnen
insbesondere Kriterien wie Qualitdit und Reprasentativitdt eine mafgebliche Rolle

spielen.“”

Unter der Pramisse, dass staatlich finanzierte Institutionen oder Stiftungen keiner
absoluten Neutralitdt unterworfen sind, muss erst recht fur bildungspolitische Aktivitaten
von Vereinigungen der Zivilgesellschaft gelten, dass sie wertende Bildungsarbeit
betreiben dirfen. Ehrenamtliche Bildungsarbeit kann erstens nicht vollstandig auf
spolitische Neutralitat* kontrolliert werden und verliert h6chstwahrscheinlich auch ihren

Reiz fur die ehrenamtlichen ,Lehrer”, wenn sie ihre Position nicht vertreten dirfen.

Die unterschiedlichen Wertungen unterschiedlicher zivilgesellschaftlicher Vereine
missen in einer pluralistischen Demokratie nur gleichberechtigt nebeneinanderstehen
und als Angebote im Meinungskampf wahrgenommen werden, um geférdert zu werden.
Das schliel3t moglicherweise Organisationen aus, die bewusst sogenannte ,fake news"
verbreiten, die nationalsozialistische Gewaltherrschaft verteidigen oder parteipolitische
Bildungsarbeit betreiben. All dies trifft auf den Beschwerdefiihrer jedoch nicht zu,
insbesondere ist eine Mitgliedschaft bei Attac mit der Verherrlichung
nationalsozialistischen Gedankenguts unvereinbar und die Beschwerdeflhrerin betont

regelmaRig ihre Uberparteilichkeit.

(vii) Bildungspolitische Beeinflussung der 6ffentlichen Meinung durch
Kampagnen
” BVerfG, Kammerbeschluss vom 17. August 2010 — 1 BVR 2585/06 —, Rn. 23.

59



Der BFH stitzt seine Argumentation nicht auf den Inhalt der , klassischen*
Bildungsarbeit, sondern auf die Verbindung von Bildungsarbeit mit Aktionen oder
Kampagnen, die auf die 6ffentliche Meinungsbildung abzielen. Es liege aul3erhalb des
Rahmens der Gemeinnitzigkeit, wenn durch Bildungsarbeit ,entwickelte Ergebnisse
durch Einflussnahme auf politische Willensbildung und o6ffentliche Meinung mittels
weiterer MafRnahmen durchgesetzt werden* sollen. Danach gestatte die politische
Bildung zwar im Rahmen des steuerbegunstigten Téatigkeitsfelds eigene Auffassungen
zu entwickeln. Dieser steuerbegiinstigte Raum sei jedoch dann verlassen, wenn

zusatzlich zur eigenen Auffassung der Versuch unternommen werde, diesen Gehor zu

verschaffen, um sie im Rahmen der Gemeinnlitzigkeit nach § 52 AO durchzusetzen.”

Die Anerkennung als gemeinnutzig setze gemalf 88 56, 59 und 63 AO voraus, dass der
Verein ausschlie3lich gemeinnitzige Zwecke verfolge. Verfolge er aul3erdem weitere —
nicht als gemeinnutzig anerkannte, aber gleichwohl nicht 6konomische — Zwecke, misse
die Gemeinnitzigkeit aberkannt werden. Die kampagnenmdalige Umsetzung oder
Unterstiitzung von Bildungsarbeit sei nicht als gemeinniitzig anerkannt und damit ein
aufRerhalb des Katalogs von 8§ 52 AO liegender Zweck, so dass auch die Bildungsarbeit
nicht dazu fihren kénne, dass Attac als gemeinniitzig anerkannt werden kénnte. Soweit
sich die Gemeinnitzigkeit Zweck ,politische Bildung“ ergebe, misse sich die
Einflussnahme auf die ,politische Willensbildung und 6ffentliche Meinung“, miissten sich

also politische MeinungsaufRerungen und Aktionen von Attac auf bildungspolitische

Themen beschranken.”

Gegenuber diesen Ausfiihrungen des BFH ist zunédchst anzumerken, dass politische
Bildungsarbeit unumgénglich die politische Willensbildung und offentliche Meinung
beeinflusst und sich nicht auf eine reine theoretische Unterweisung beschranken lasst.
So hatte der Bundesfinanzhof diesen in der Praxis regelmaRig anzutreffenden Umstand
in einer friheren Entscheidung auch erkannt und verstand unter Bildung nicht nur die
theoretische Unterweisung, sondern auch den Aufruf zu konkreter Handlung, sofern sie
Abstand zu ,einseitige[r] Agitation, [...] unkritische[r] Indoktrination oder [...]
parteipolitisch motivierte[r] EinfluBnahme* wahrt.* Eine pluralistisch verstandene
Bildungspolitik zielt schon von vornherein auf die Meinungsbildung im demokratischen

Prozess ab, sie beinhaltet also den Versuch sich ,,Gehor zu verschaffen”. Weiter ist nicht

78 BFH, Urteil vom 10. Januar 2019 — V R 60/17 —, BFHE 263, 290, BStBI Il 2019, 301, Rn. 27.

Ebd., Rn. 23ff.
BFH, Urteil vom 23. September 1999 — XI R 63/98 —, BFHE 190, 338, BStBI Il 2000, 200, Rn. 23.
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recht verstandlich, warum Bildung nicht auch praktisch stattfinden kann, also das
theoretisch Erlernte in praktischen Aktionen oder Kampagnen ,angewendet” und damit
vertieft wird. Soll Bildungsarbeit nur dann gemeinnitzig sein, wenn sie folgenlos bleibt,
im Elfenbeinturm verharrt oder schlimmer noch umgekehrt: Sind Aktionen und
Kampagnen ohne politische Grundkenntnisse erwinscht? Die ,Querdenker-
Demonstrationen* kdnnen wohl schlecht ein Vorbild sein. Bildungsarbeit lasst sich nicht

auf theoretische Unterweisung im Klassenzimmer reduzieren.

Nach allem lasst sich die Aberkennung der Gemeinniitzigkeit durch die angegriffenen
Entscheidungen, insbesondere den Beschluss des BFH, auch nicht darauf stiitzen, dass
im Widerspruch zum Umfang der grundgesetzlich verbiirgten Meinungsfreiheit an die
Artikulation derselben in Gestalt von Aktionen und Kampagne angekntipft wird. Auch
insoweit gilt, dass fiir die Ungleichbehandlung schon kein sachlicher Grund benannt ist,
geschweige denn eine Rechtfertigung nach einem strengen gleichheitsrechtlichen

Verhaltnismaigkeitsmafstab gelingen kann.

(3) Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften

SchlieBlich ist auch die Ungleichbehandlung gegeniber Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften nicht zu rechtfertigen. Auch insoweit fehlt es schon an
einem sachlichen Grund fur die Differenzierung. Folgt man der Rechtsprechung des BFH
durften Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften oder deren
Vorfeldorganisationen politische Stellungnahmen nur zu Fragen abgeben, die einen
direkten Bezug zur Religion/Weltanschauung haben, nicht dagegen zu sog.
allgemeinpolitischen oder tagespolitischen Themen. Gleiches gilt fir die Entfaltung
entsprechender Aktivitdten. Es ist kein Geheimnis, dass die Praxis weit davon entfernt
ist. In Wahlaufruf der katholischen Kirche zur Bundestagswahl 2013 werden
Stellungnahmen zur europédischen Staatsschuldenkrise, Energiewende, Ehe und
Familie, Lebensschutz sowie Flichtlingspolitik abgegeben. ,Mit Sorge beobachten wir
politische Bestrebungen, den Ehebegriff auf gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaften auszuweiten,” heif3t es im Hirtenbrief. Am Verstéandnis von Ehe

als Verbindung von Mann und Frau, die offen fir Nachkommen ist, solle festgehalten

werden.* Im Wahlaufruf zur Bundestagswahl 2009 nehmen die katholischen Bischofe

8 Hirtenbrief zur Bundestagswahl 2013,

https://lwww.dbk.de/fileadmin/redaktion/diverse_downloads/presse_2012/2013-141a-Aufruf-
deutsche-Bischoefe-Bundestagswahl_Hirtenwort.pdf (letzter Abruf am 12.2.2021).
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Stellung u.a. zur Gesundheits- und Rentenpolitik, zur Asylpolitik, Bildungs- und
Arbeitsmarktpolitik. Es heildt dort: ,Menschen, die Uber lange Zeit erwerbstétig sind,
mussen die Aussicht auf ein Alterseinkommen haben, das ihnen ein Leben ohne Armut

ermaoglicht. Armut, insbesondere auch Kinderarmut, ist in unserem wohlhabenden Land

ein Skandal, der dringend Abhilfe verlangt.“82

Nun lasst sich einwenden, dass die zitierten Stellungnahmen von Kirchen, also
offentlich-rechtlichen Koérperschaften kommen, die nicht Uber die Gemeinnitzigkeit
steuerliche Vorteile geniel3en, sondern Uber die explizite Befreiung im KStG. Wenn aber
Vorfeldorganisationen als gemeinniitzig eingestuft werden und diese die Arbeit der
Kirchen in weitem Umfang bezahlen dirfen, dann missen sich diese
Vorfeldorganisationen die Aktivitdten der Kirchen zurechnen lassen. Eine Regelung mit
den gleichen Rechtsfolgen in einem anderen Gesetz kann auf3erdem nicht dazu fuhren,
dass keine Vergleichsgruppen gebildet werden kdnnen, also Ungleichheit festgestellt
werden kann. Wenn man — wie die Literatur — auch noch weltanschauliche Gruppen
nach § 52 Abs. 2 Nr. 2 AO als gemeinnitzig anstuft, kann im Zweifel auch schon die
Differenz  zu 8§52 Abs. 2 Nr. 24 AO wegfallen. Nun misste man nach der
Rechtsprechung des BFH den Religionsgemeinschaften und/ oder ihren
Vorfeldorganisationen den Gemeinnitzigkeitsstatus entziehen, weil sie politische
Aktivitaten aulRerhalb der Religion entfalten, was wohl jenseits der Intention des BFH
liegt. Die Religionsgemeinschaften unterscheiden sich zwar in ihrer Tradition und
Bedeutung von anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen, nicht jedoch im Hinblick auf
ihren Status in der Teilhabe am demokratischen Prozess. Daher sind sie in einer
sakularen, pluralistischen Gesellschaft ein Diskussionsteilnehmer wie andere (kleine)
NGOs auch. Auch im Hinblick auf diese Vergleichsgruppe gibt es also nicht einmal einen
sachlichen Grund und folglich keine Rechtfertigung fur die Ungleichbehandlung. Aus der
Perspektive der Teilhabe am demokratischen Prozess sind Religionsgemeinschaften
und NGOs nicht unterschiedlich zu behandeln. Eine verfassungskonforme Auslegung
des §52 AO hatte diesen Befund etwa in Auslegung des Tatbestandsmerkmals

.Forderung der Demokratie” umsetzen mussen.

5 Hirtenbrief zur Bundestagswahl 2009: https://www.bistum-trier.de/bistum-bischof/bischof/im-

wortlaut/im-hirtenwort/wahlenthaltung-ist-keine-konstruktive-antwort/ (letzter Abruf am 12.2.2021).
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(4) Andere Korperschaften, die allgemein Einfluss auf die politische
Willensbildung und 6ffentliche Meinungsbildung nehmen — z.B. , Atlantik-Briicke
e.V." und ,Institut fur Steuern und Finanzen*

Nicht zu rechtfertigen ist schlief3lich, dass der BFH eine gleichheitswidrige Behandlung
des Beschwerdefiihrers seitens des Finanzamtes bzw. der Finanzverwaltung fort- und
festschreibt, welche den Beschwerdefiihrer anders und eben schlechter behandelt als
Vereinigungen, die mindestens gleicher Weise Einfluss auf die ,allgemeine politische*
Willensbildung und offentliche Meinungsbildung nehmen und ihre Aktivitdten gar in
enger Verzahnung und gar Kooperation mit ausgewdahlten politischen
Entscheidungstragern ausiiben. Auch insoweit fehlt bereits jedweder sachlicher Grund

fur die Rechtfertigung.

Nach der bisherigen Praxis ist eine Reihe von gesellschaftlichen Gruppierungen vollig
unterschiedlicher ,politischer* Couleur als gemeinniitzig anerkannt. Dazu gehdren:
Arbeiterwonhlfahrt, Atlantikbriicke, Bertelsmann-Stiftung, Bund der Steuerzahler, Bund
der Vertriebenen, Centrum fiir Europaische Politik/Stiftung Ordnungspolitik, Deutscher
Bundeswehrverband, Deutsche Gesellschaft fiir Wehrtechnik, EIKE e.V - Europaisches
Institut fir Klima- und Energie, Friedrich August von Hayek-Gesellschaft, Gustav-
Stresemann-Stiftung, Institut Finanzen und Steuern, Institut fur Unternehmerische
Freiheit (IUF), International Campaign for Tibet Deutschland, Journalistenwatch, Mehr
Demokratie, Minchener Sicherheitskonferenz, Robert-Bosch-Stiftung, SJD — Die

Falken, Stiftung Christlich-Soziale Politik, Stiftung Familienunternehmen.

Das ist keine abschlieBende Aufzahlung, macht aber die Bandbreite der als
gemeinnitzig anerkannten Organisationen deutlich. Die meisten dieser Organisationen
verfolgen auch Zwecke der politischen Meinungsbildung, wie sie auch vom
Beschwerdefuhrer verfolgt werden. Dabei @hneln sich auch die Tatigkeiten oder
Angebote formell in einem gewissen Grad.®® Es geht um Diskussionsveranstaltungen,

Schulungen oder auch um sogenannte Kampagnen.

Angefiihrt seien zwei Beispiele: Der Verein ,Atlantik-Briicke e.V.“ ist ein gemeinnitziger
Verein, der laut Eigenbeschreibung das Ziel hat, Zusammenarbeit zwischen
Deutschland, Europa und Amerika auf allen Ebenen zu vertiefen. Sie setze sich fir

Multilateralismus, offene Gesellschaften und freien Handel ein. Als gemeinnutziger und

83 Fir weitere Informationen und eine detaillierte Aufschlisselung der Tatigkeiten siehe Anlage 28.
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Uberparteilicher Verein starke die Atlantik-Briicke den Austausch zwischen Politik und

Unternehmen, aber auch zwischen jungen Fuhrungskréaften und Vertretern der

Zivilgesellschaft jenseits der Parteilinien.** Nach § 2 Abs. 1 ihrer Vereinssatzung vom
20.01.2010 verfolgt der Verein ,Bildungs-, wissenschaftliche, kulturelle und mildtatige
Zwecke sowie die Forderung der Volkerverstandigung. Hierbei will der Verein die Berufs-
und Volksbildung auf nationaler und internationaler Ebene, hier insbesondere in den
Vereinigten Staaten von Amerika, in Kanada und in Europa férdern. Dartber hinaus will
der Verein das Verstandnis fir Deutschland in anderen Staaten, insbesondere in den
Vereinigten Staaten von Amerika, in Kanada sowie den europdischen Staaten, ebenso
das Verstandnis fiir die vorgenannten Staaten in Deutschland férdern und damit einen
Beitrag zur Freundschaft zwischen Deutschland und anderen Staaten leisten. ...“ Nach
8 3 Abs. 1 der Satzung verfolgt sie ,ausschlieZlich und unmittelbar gemeinniitzige und
mildtatige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuerbeglinstigte Zwecke' der
Abgabenordnung.” Der geschéaftsfilhrende Vorstand setzt sich aus ehemaligen

Bundesministern, aktiven Bundestagsabgeordneten und aus Personlichkeiten der

Zivilgesellschaft zusammen.® Die Atlantik-Briicke organisiert regelméafig Konferenzen
und Veranstaltungen und fordert offensiv die Vernetzung ihrer ca. 500 Mitglieder mit

Entscheidungstragern aus Politik und Wissenschaft. Die Mitgliedschaft ist exklusiv,

rekrutiert sich nach eigenen Angaben mehrheitlich aus der Wirtschaft® und wird nach
8 4 Abs. 1 der Satzung nur durch Kooptation erworben. Ein Kooptationsvorschlag wird
vorab vom Vorstand beraten und beschlossen. Die enge Verknipfung zwischen
ehemaligen und aktiven Politikern auf Bundesebene und der Wirtschaft ermdglicht eine
gezielte Beeinflussung von Entscheidungstragern zugunsten des , Think-Tank", der sich
offen fur Freihandel, einer proamerikanischen Auf3en- und Sicherheitspolitik und
wirtschaftliche Liberalisierung einsetzt. Kurz: Die ,Atlantik-Bricke" hat eine politische
Zielsetzung, verfolgt ihre Ziele, indem sie — vergleichsweise erfolgreich — versucht,
Einfluss in der Politik zu gewinnen und ihre Bildungsarbeit erfolgt mit einer klaren
politischen, allerdings nicht mit einer parteipolitischen Ausrichtung. Legt man die

gleichen MalRstdbe wie der BFH beim Beschwerdefluhrer an, misste ,der Atlantik-

& Siehe hierzu die Eigenbeschreibung unter https://www.atlantik-bruecke.org/die-atlantik-bruecke

(letzter Abruf am 06.01.2020).
Naheres hierzu unter https://www.atlantik-bruecke.org/die-atlantik-bruecke/gremien (letzter Abruf
am 06.01.2020).

Zwischen Tradition und Neubeginn: Die Atlantik-Briicke und die deutsch-amerikanischen
Beziehungen, Interview mit Friedrich Merz, in: Atlantik-Briicke e.V. (Hrsg.), Jahresbericht
2010/2011, 2011, S. 9.
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Bricke" die Gemeinnutzigkeit aberkannt werden. Der urspriingliche Gleichheitsverstol
liegt darin, dass anlasslich der im Wege der Bundesauftragsauftragsverwaltung
ergangenen Weisung des Bundesfinanzministers vom 9.05.2017 auch gegeniiber der
Atlantik-Briicke e.V.“ eine solche Weisung hétte ergehen missen. Dieser
Gleichheitsverstold hat durch die angegriffene Entscheidung des FA Frankfurt am Main

Il sodann AufRenwirkung erlangt und wurde durch den BFH bestatigt und befestigt.

Soweit man den hiesigen Ausfuhrungen nicht folgt, ist dem Verein ,Atlantik-Briicke e.V."
unbeschadet der teils persénlichen Verflechtungen zur aktiven Politik und der
Anerkennung ihrer Arbeit durch die Bundesregierung, deren Mitglieder regelmafig
Teilnehmer der Veranstaltungen sind, unverziglich die Gemeinniitzigkeit wegen

Einflussnahme auf die politische Willensbildung zu entziehen.

Als weiteres Beispiel ist der gemeinnitzige Verein ,Institut fir Finanzen und Steuern® zu
nennen, dessen Ziel es ist, den Dialog zwischen Politik, Finanzverwaltung und Wirtschaft
zu fordern. Besonderes Anliegen sei dabei, steuersystematische Zusammenhange
sowie das Zusammenspiel zwischen Einnahmen- und Ausgabenseite transparent zu
machen. Neben der Problemanalyse stehe die Erarbeitung konkreter
Ldsungsvorschlage und deren 6ffentliche Diskussion im Vordergrund.87 Das Institut setzt
sich dabei fur eine ,bewegliche Steuerpolitik” ein, bei der Steuergesetzgebung und
Steuerverwaltungspraxis den Erfordernissen der jeweiligen wirtschaftlichen Situation
angepasst und gleichzeitig die Ausgabenschatzung der o6ffentlichen Hand in den Blick
genommen werde.® Laut ihrer aktuellen Satzung verfolgt sie ,ausschlief3lich und
unmittelbar gemeinnuitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuerbeglinstigte Zwecke*
der Abgabenordnung.” Zweck des Vereins sei ,die Forderung von Wissenschaft und
Forschung auf dem Gebiet des Finanz-und Steuerwesens.“* (8 2 Abs. 1 der Satzung).
Die Einflussnahme des Instituts auf die politische Willensbildung erfolgt durch
Publikationen und Kolloquien mit Ministern, Abgeordneten und Ministerialbeamten,

insbesondere im Vorfeld von Gesetzgebungsverfahren.90 Analog zu den Ausfiihrungen

& Siehe https://www.ifst.de/das-institut/ (letzter Abruf am 06.01.2020).

Ebd.

Satzung einsehbar unter https://www.ifst.de/wp-content/uploads/2020/06/ifst-Satzung.pdf (letzter
Abruf am 06.01.2020).

Hierzu exemplarisch das ifst FORUM vom 30.5.2017 in Berlin zum Thema ,Umverteilung in
Deutschland“ mit unter anderem Bundesfinanzminister Schauble und weiteren Bundestags- und
Landtagsabgeordneten oder die ifst-Jahrestagung am 15.6.2015 in Berlin zur
Erbschaftssteuerreform 2016.
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zur ,Atlantik-Briicke e.V.“ verletzen die angegriffenen Entscheidungen (und die Weisung

des Bundesfinanzministers) den Gleichheitssatz.

Auch diesbeziglich sei abschlieRend der Hinweis auf die engen Austauschprozesse
zwischen Politik, Regierung und Institut und die Frage erlaubt, ob die politische Macht,
die von solchen personellen Verflechtungen ausgeht, zu einem sogenannten ,chilling
effect” innerhalb der Finanzverwaltungen fihrt. Die Exekutive mag, um unliebsame
politische Auseinandersetzungen innerhalb der Landes- und Bundesregierung nicht
fihren zu miissen, ,regierungsnahe* gemeinniitzige Vereine keiner Uberpriifung ihrer
Gemeinnitzigkeit nach den Kriterien des BFH unterwerfen, sondern deren Aktivitaten
dulden. Jedenfalls beschrankt sich die Aberkennungen der Gemeinniitzigkeit bislang
wohl eher auf Organisationen der Zivilgesellschaft, die dem Spektrum der sog.
(politischen) Linken zugeordnet werden. Im Anschluss an die Aberkennung der
Gemeinnitzigkeit des Beschwerdefilhrers ist die Gemeinnitzigkeit der Online-

Petitionsorganisation Campact im Oktober 2019 durch das Finanzamt Berlin aberkannt

worden.* Auch der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN/BDA) wurde die

Gemeinnutzigkeit durch die Berliner Finanzverwaltung im November 2019 aberkannt.®2
3. Ergebnis

Die auf der Aberkennung der Gemeinnutzigkeit ful3ende steuerrechtliche
Ungleichbehandlung des Beschwerdefihrers gegentber den vier genannten
Vergleichsgruppen ist verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen. Demgemal verletzen
die angegriffenen Entscheidungen den Beschwerdefiihrer in seinem Grundrecht aus
Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt.,, Art. 9 Abs. 1 GG und dem

Demokratieprinzip des Grundgesetzes.

lll. VerstoR gegen Gesetzesbindung

Nur der Vollstandigkeit halber sei nachfolgend erlautert, dass der BFH mit seiner
Interpretation der Abgabenordnung auch gegen grundgesetzliche Grundsatze des
demokratischen Rechtsstaates. Die Rechtsprechung ist gemaf Art. 20 Abs. 3 GG an
Gesetz und Recht gebunden. Das ist ein wesentliches Prinzip des Rechtsstaates und
der Demokratie. Die Rechtsprechung darf sich nicht lGber das vom Gesetzgeber

verabschiedete Programm hinwegsetzen. Das aber geschieht mit der (verdeckten)

o Siehe https://www.campact.de/presse/mitteilung/20191021-pm-campact-verliert-

gemeinnuetzigkeit/ (letzter Abruf am 06.01.2020).
92 https://www.neues-deutschland.de/artikel/1129130.vvn-bda-wir-haben-andere-dinge-zu-tun.html
(letzter Abruf am 06.01.2020).
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Anderung der Rechtsprechung durch den BFH, denn seit 1983 gelten die Regeln zur
Gemeinnitzigkeit von zivilgesellschaftlichen Kérperschaften, die vom Gesetzgeber trotz
mehrfacher Anderung der Abgabenordnung in der bisherigen Auslegung nicht revidiert
wurden. Die hier angegriffene Auslegung der Abgabenordnung setzt sich so im Ergebnis
Uber das vom Gesetzgeber gewollte Rechtsprogramm hinweg bzw. widerspricht ihm

schlicht, was mit dem Rechtsstaats- und Demokratieprinzip nicht vereinbar ist.
1. § 52 AO in der Praxis und demokratische Programmierung

Vor der Aufnahme der Gemeinniitzigkeitsregeln in die Abgabenordnung wurden die
Voraussetzungen der Gemeinnttzigkeit in der vergleichsweise unbestimmten Vorschrift
des 8 17 Steueranpassungsgesetz (StAnpG) vom 16. 10. 1934 geregelt, wonach als
gemeinniitzig solche Zwecke galten, durch deren Erfullung ausschlieZlich und
unmittelbar die Allgemeinheit geférdert wurde. Anzunehmen war eine Férderung der
Allgemeinheit dann, wenn die Tatigkeit dem allgemeinen Besten auf materiellem,

geistigem oder sittlichem Gebiet niitzte.

In der Abgabenordnung von 1976 fand sich keine mit 8§52 Abs.2 Nr.24 AO
vergleichbare Regelung.93 Diese wurde erst mit einer Novelle der Abgabenordnung aus

dem Jahre 1983 eingefiihrt. In 8 52 Abs. 2 AO wurde eine Nr. 3 mit folgendem Wortlaut™
eingefugt: ,die allgemeine Foérderung des demokratischen Staatswesens im
Geltungsbereich des Grundgesetzes und Berlin (West); hierzu gehdren nicht
Bestrebungen, die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbuirgerlicher Art verfolgen oder
die auf den kommunalpolitischen Bereich beschrénkt sind.” Das entspricht — mit
Ausnahme des Geltungsbereichs — der geltenden Fassung des § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO.
Kurz: Die Forderung des demokratischen Gemeinwesens ist seit 1983 eine
Voraussetzung, um eine Kdrperschaft als gemeinniitzig anzuerkennen. Die Fassung der
Vorschrift mit insgesamt vier Nummern, die allerdings zusammenfassten, was nicht
unbedingt zusammengehort, wurde im Jahre 2007 erneut novelliert® und etwas erweitert
auf die aktuell geltenden 25 Nummern in Absatz 2. Die Férderung des demokratischen
Staatswesens wurde in Nr. 24 im gleichen Wortlaut beibehalten, in Nr. 7 wurde

aufgenommen ,die Férderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung®.

% BGBI. 1 1976, S. 613.

BGBI. 1 1983, 1577 [1580].
BGBI. 1 2007, S. 2332.
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Auf der Grundlage des StAnpG wurde Uber die Gemeinnutzigkeit des Bundesverband
Birgerinitiativen, BBU, gestritten, dem in den 1970er Jahren zentrale Bedeutung als
Dachverband der Anti-AKW Bewegung zukam. Das Finanzamt wollte die
Gemeinnitzigkeit nicht anerkennen, weil der BBU politische Ziele verfolge, was die
Gemeinnitzigkeit ausschlieBe. Der BFH entschied, dass dies mitnichten der Fall sei.

Eine ,gewisse politische Zielsetzung” sei mit der Gemeinnitzigkeit vereinbar.

Auf der Grundlage des Urteils aus 1984 und der Regelungen in der AO entwickelte sich
eine Praxis, in der zivilgesellschaftliche Vereine, auch solche mit politischer Zielsetzung,
regelmanig als gemeinnitzig anerkannt wurden. Das indiziert die Liste der ,politischen
Vereine®, die als gemeinniitzig anerkannt sind und in der Anlage 28 aufgefthrt werden.
Das indiziert auch die politische Reaktion auf das hier u.a. angegriffene Urteil des BFH
aus dem Januar 2019. Es begann eine intensive Diskussion dartiber, wie § 52 AO neu

zu formulieren ware, um die alte Rechtslage wiederherzustellen, wobei auch aus dem

Regierungslager Signale kamen, dieser Absicht zu folgen.96 Der Beschwerdefiihrer ist
im Jahre 2000 gegriindet worden und wurde vom zustandigen Finanzamt mit
Bescheinigung vom 09.03.2005 vorlaufig als gemeinnitzig anerkannt. Auch bei der
Veranlagung des Vereins fir die Jahre 2006 bis 2009 ging das Finanzamt davon aus,
dass der Verein die Voraussetzungen der Steuerbefreiung als gemeinnitzige

Kdrperschatft erflille.

Seit dem Urteil des BFH aus 1984, das sich Uberdies auf die alte Rechtslage vor 1983
bezog, wurde die AO mehrfach geandert und der 8 52 AO nach der Aufnahme der
.Forderung des demokratischen Staatswesens" im Jahre 1983 noch einmal erweitert,
namlich 2007, und in seinem Anwendungsbereich nicht etwa reduziert. Der Gesetzgeber
handelte in Kenntnis der Praxis, die in den 1980er Jahren begann, also der Tatsache,

dass Korperschaften mit politischen Zielsetzungen als gemeinntitzig anerkannt wurden.

Die Gesetzesbegriindung zur Anderung von § 52 AO von 1983 und 2007 sind wenig

aufschlussreich.”” Aus der langjahrigen Praxis und der Streichung der Regelung zu

spolitischen Vereinen* aus dem KStG kann aber geschlossen werden, dass der

% Vgl. Dalka, Olaf Scholz will Steuerreform fiir Vereine, in: Frankfurter Rundschau (Online),

verdffentlicht am  22.10.2019, https://www.fr.de/politik/olaf-scholz-will-steuerreform-vereine-
13144493.html  (letzter Abruf am  06.01.2020); Anger/Neurer, Scholz will das
Gemeinniitzigkeitsrecht reformieren, Handelsblatt (Online), verdffentlicht am 22.10.2019,
https://lwww.handelsblatt.com/politik/deutschland/nach-campact-entscheidung-scholz-will-das-
gemeinnuetzigkeitsrecht-reformieren/25142352.html?ticket=ST-6312807-
fM7WO0ODbBb4K3rU1rcV6T-ap2 (letzter Abruf am 06.01.2020).

o BT-Drucksache 10/684; BT-Drucksache16/5200.
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Gesetzgeber eben diese Praxis nicht fir &nderungsbediirftig hielt, sondern die Praxis
der Finanzverwaltung in Bezug auf die Gemeinnutzigkeit durch 8 52 AO den
gesetzgeberischen Intentionen entsprach oder entspricht. An diese Programmierung
durch den Gesetzgeber ist die Verwaltung in einem demokratischen Rechtsstaat

gebunden.

Mit den Prinzipien des demokratischen Rechtsstaates ist es dagegen nicht vereinbar,
wenn ein neuer Finanzminister die Verwaltungspraxis gegen die vom Gesetzgeber
offenbar gewollte Rechtslage &ndert. Die Geschichte der Vorschrift und die
rechtsstaatliche Bindung der Verwaltung und der Finanzgerichte selbst, hatte der BFH
bei seiner Auslegung von § 52 AO beriicksichtigen missen. Eine verfassungskonforme
Auslegung hatte dann nicht zu dem Ergebnis kommen kdnnen, dass innerhalb des
Tatbestandsmerkmals ,Forderung des demokratischen Gemeinwesens” zwischen
allgemeinpolitischen und speziellen politischen Zwecksetzungen unterschieden werden

muss.

Der Verweis auf die Gesetzesbindung widerspricht nicht der hdchstrichterlich
anerkannten Moglichkeit, die Rechtsprechung zu @ndern und geht tiber das Problem des

Ruckwirkungsverbotes hinaus.

Das BVerfG hat sich mit dem Problem der Anderung der Rechtslage durch eine
Anderung der Rechtsprechung im Rahmen der Frage auseinandergesetzt, ob die

Absenkung der Promillegrenze beim Fahren unter Alkoholeinfluss durch die

Rechtsprechung des BGH zulassig war.” Das Gericht stellte fest, dass die Anderung
der Rechtsprechung verfassungskonform war und nicht gegen das strafrechtliche
Ruckwirkungsverbot verstiel3, weil gewandelten wissenschaftlichen Erkenntnissen und
verbesserten wissenschaftlich-technischen Methoden Rechnung getragen wurde. Neue

Erkenntnisse kénnten dazu filhren, dass sich die Rechtsprechung &ndert.

Auch in einem frithen Urteil aus dem Jahre 1964 erklart das BVerfG eine Anderung der
Rechtsprechung fiir vereinbar mit dem Vertrauensschutz und R[]ckwirkungsverbot.99 Ein
verfassungsrechtliches Verbot, die Rechtsprechung zu andern, wiirde, so das Gericht,
dazu fuhren, dass die Gerichte an eine einmal feststehende Rechtsprechung gebunden

wéren, auch wenn diese sich im Licht gelauterter Erkenntnis oder angesichts des

BVerfG NJW 1990, 3139, 3140.
BVerfG, Beschluss vom 11. November 1964 — 1 BvR 488/62 —, BVerfGE 18, 224.
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Wandels der sozialen, politischen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse als nicht haltbar

erweist.

Auch in der Literatur wird die Anderung der Rechtslage durch die Rechtsprechung als
Problem des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes und des Rickwirkungsverbotes
diskutiert. Insbesondere im Finanzrecht wird dann weiter diskutiert, ob diese Anderung

ex nunc oder ex tunc wirken solle, ob in jedem aktuell zu entscheidendem Fall also noch

die alte Rechtsprechung zugrunde gelegt werden solle.*®

Die Ausgangslage ist bei der vorliegenden Frage aber eine andere. Geéndert haben sich
weder die Erkenntnislage, noch die sozialen, politischen oder wirtschaftlichen
Verhaltnisse. Geandert hat sich die Auffassung der Finanzverwaltung, insbesondere des
Finanzministers. Entscheidend ist in diesem Fall nicht die Rickwirkung, sondern dass
die Exekutive ihre politische Auffassung durch eine Neuinterpretation der Rechtslage
durchsetzen wollte, womit sie die mehrfach vom Gesetzgeber bestétigte alte Rechtslage
Uberspielen und aushebeln wollte. Der BFH andert die Rechtslage, indem er der
Auffassung der Exekutive folgt und sich damit in rechtsstaatlich nicht vertretbarer, also
verfassungswidriger Weise liber die Programmierung des Gesetzgebers hinwegsetzt. In
Frage steht nicht nur der Vertrauensschutz — dazu im Folgenden — sondern die

Durchbrechung der demokratisch, rechtsstaatlichen Programmierung der Exekutive.
2. Keine Beibehaltung der bisherigen Rechtslage

Der BFH vermittelt den Anschein als ginge es nicht um eine Verletzung der
Gesetzesbindung und auch nicht um Rickwirkung und Vertrauensschutz, indem
suggeriert wird, dass der BFH im Urteil vom 10.1.2019 und im Urteil vom 10.12.2020 die

bekannte Rechtsprechung nur fortsetze. Das allerdings ist nicht haltbar.

Ausgangspunkt ist vor allem die erwdhnte Entscheidung des BFH aus dem Jahre 1984.
Dem Bundesverband Birgerinitiativen Umweltschutz (BBU) war vom Finanzamt die
Gemeinnitzigkeit verweigert worden, weil der BBU ein ,politischer Verein“ nach KStG
sei. Dem war das Finanzgericht nicht gefolgt und hatte den BBU als gemeinniitzig

anerkannt. Das sah der BFH genauso. Die Nichtanerkennung der Gemeinnutzigkeit

wurde vom Finanzamt mit einem Einflihrungserlass zur AbgabenordnunglOl begrindet.

100 Driien, in: Tipke/Kruse, Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung, 163. Erg.Lief. Oktober .2020, § 4

AO, Rn. 115 ff m.w.N.

Einfiihrungserlass zur AO 1977 vom 1. Oktober 1976 IV A 7 - S 0015 - 30/76, BStBI | 1976, 576,
587.
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Dort wurden ausdricklich ‘politische Zwecke (Beeinflussung der politischen
Meinungsbildung, Férderung politischer Parteien u.d.gl.)’ von den gemeinnitzigen
Zwecken i.S. des 8§ 52 Abs. 2 AO 1977 ausgeschlossen.

Diesen Einfuihrungserlass versteht der BFH in der Weise, dass ,eine Forderung der
Allgemeinheit nicht gegeben sein soll, wenn ein solcher politischer Zweck als alleiniger
und ausschliel3licher oder als tiberwiegender Zweck in der Satzung einer Kérperschaft
festgelegt ist und/oder die Vereinigung mit ihrer tatséchlichen Geschéftsfihrung
ausschlieRlich oder Uberwiegend einen politischen Zweck verfolgt. Es kann nicht gelten,
wenn eine als einziger Vereinszweck festgelegte und ausdriicklich im Gesetz (8§ 52
Abs.2 Nr.1 AO 1977) genannte, als gemeinnitzig beglinstigte Tatigkeit nach den

gegebenen Verhaltnissen im Einzelfall zwangslaufig mit einer gewissen politischen

Zielsetzung verbunden ist.“'%

Das heildt aber, dass der Ausschluss von ,Einflussnahmen auf die politische
Willensbildung” sich auf einen Einfihrungserlass aus dem Jahre 1977 stiitzte. Der BFH
musste 1984 nicht weiter ausfihren, was politische Zwecke oder genauer
.Beeinflussung der politischen  Meinungsbildung® sind und diese in
verfassungskonformer Weise auslegen, und er musste nicht prifen, ob das Zitat aus
dem Runderlass mit den Kommunikationsgrundrechten vereinbar ist, weil er im Ergebnis
der umstrittenen Blurgerinitiative das Recht einrAumte, zu politischen Fragen, konkret:

Der Gefahrlichkeit der Atomkraft, Stellung zu nehmen und Aktionen zu organisieren.

Dazu fuhrte der BFH damals aus: Die dkologischen Diskussionen und ,Erkenntnisse
sowie die Art und Reihenfolge der notwendigen MalRnahmen zur Vermeidung und
Beseitigung der Umweltschadigungen haben unzéhlbare Aktivitdten ausgeldst, von
Diskussionen in kleinen Kreisen und Beratungen in wissenschaftlichen und staatlichen
Gremien bis hin zu umfangreichen MaRRnahmen des Gesetz- und des
Verordnungsgebers sowie zu grofden Konferenzen auf nationaler und internationaler
Ebene. Damit ist der Schutz der Umwelt, wie ihn (auch) der Klager als Vereinszweck in
seiner Satzung ausgewiesen hat, zu einem besonders wichtigen Gegenstand der
allgemeinen Politik geworden. Diese Entwicklung laf3t deutlich werden, dal3 eine gewisse
Beeinflussung der politischen Meinungsbildung (zumindest im Bereich des Schutzes der
Umwelt) die Foérderung der Allgemeinheit und damit auch die Gemeinnitzigkeit nicht

auszuschlieBen vermag. Dafiir spricht auch noch die Uberlegung, daR diese Entwicklung

102 BFH, Urteil vom 29. August 1984 — | R 203/81 —, BFHE 142, 51, BStBI | 1984, 844, Rn. 29, juris.
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im politischen Bereich (Umweltpolitik) allgemein, und damit auch den
Gesetzgebungsorganen, bekannt war, als in die AO 1977 erstmals die ‘Férderung ... des
Umweltschutzes ..." ausdriicklich als Forderung der Allgemeinheit in § 52 Abs. 2 Nr. 1
aufgenommen worden ist. Unter diesen Umstédnden kann offen bleiben, ob eine
wirkungsvolle Forderung des Umweltschutzes unter den heutigen Verhltnissen

tberhaupt ohne eine gewisse politische Zielsetzung denkbar und in der Praxis erreichbar

o ., 4103
und zu verwirklichen ist.

Diese Passage hat der BFH im aktuellen Urteil unterschlagen. Hier wird namlich im
Grunde die Bedeutung der Vereinigungsfreiheit fir den politischen Prozess der
demokratischen Willensbildung deutlich. Und der BFH argumentierte 1984 gegen eine
enge Auslegung der Vorschriften zur Gemeinnutzigkeit, gegen einen Ausschluss
politischer Aktivitdten, deren Ausschluss — aufer mit dem genannten Runderlass, der
schwerlich mit héherrangigem Recht vereinbar ist — deshalb auch nicht begriindet wird.
So kann dieses Urteil von 1984 schlechterdings nicht dazu dienen, um den Ausschluss
politischer Aktivitaten aus der Gemeinnltzigkeit zu rechtfertigen. Dennoch, beziehen

sich die folgenden, vom BFH zitierten Urteile auf dieses erste Urteil aus 1984.

Grundlage der Verweigerung der Anerkennung als gemeinnutzig des BBU durch das
Finanzamt waren Sonderregelungen in 85 Abs. 1 Nr.7 KStG 1977 zu ,politischen
Vereinen“, die also von steuerbegiinstigten gemeinniitzigen Vereinen abzugrenzen
waren. Im geltenden KStG findet sich jedoch der Begriff des ,politischen Vereins* nicht
mehr, d.h. die Abgrenzung zum gemeinniitzigen Verein Uiber politische Zwecksetzungen
ist vom Gesetzgeber offenbar nicht gewollt, wasas dazu fihrt, dass der BFH
schlechterdings nicht an die Unterscheidung im alten Urteil anknipfen kann. Auch beruft
sich der BFH im Urteil von 2019 nicht auf den Einfilhrungserlass, dessen Wirksamkeit

und Verfassungskonformitat hatten gepriift werden muissen.

Der BFH nimmt also , entgegen der Intention des Urteils von 1984, eine Unterscheidung
auf, deren Grundlagen, namlich im Einflihrungserlass und im KStG inzwischen obsolet
sind, und die im Urteil von 1984 irrelevant waren, weil dem BBU trotz politischer
Betatigung die Gemeinnutzigkeit zuerkannt wurde. Geklart wurde deshalb keineswegs,
wo deren Grenzen liegen kdnnten. Mit der Unterscheidung des Runderlasses von 1977
begriindet der BFH 2019 die Unterscheidung von dem gemeinnitzigen Zweck

dienenden und anderen politischen Betatigungen. Mit dem Urteil wird keine alte

108 BFH, Urteil vom 29. August 1984 — | R 203/81 —, BFHE 142, 51, BStBI | 1984, 844, Rn. 28.
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Rechtsprechung fortgesetzt, sondern eine neue Rechtsprechung gegen die bis dahin

herrschende Praxis und bestehende, vom Gesetzgeber gewollte Rechtslage begriindet.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Auslegung des § 52 AO durch den BFH nicht
verfassungskonform ist, weil der BFH gegen die rechtsstaatliche Gesetzesbindung oder

zumindest gegen das Ruckwirkungsverbot verstolit.
3. Neuregelung und Klarstellung ist 2020 unterblieben

Im Dezember 2020 wurde mit dem Jahressteuergesetz die Abgabenordnung erneut
geandert, ohne dass der Gesetzgeber eine Anderung oder Klarstellungen an den hier
strittigen Ziffern, also 8 52 Nr. 7 und 24 AO vorgenommen hétte. Der Katalog in § 52 AO

wurde ergénzt um Klimaschutz, Freifunk und die Forderung der Unterhaltung und Pflege

von Friedhofen und die Forderung der Unterhaltung von Gedenkstatten. ™ Die Anderung
der AO ging nach dem Urteil des BFH vom Januar 2019 eine intensive Diskussion um
das Gemeinnutzigkeitsrecht voraus. Eine Klarung hat der Gesetzgeber unterlassen und
die genetische Auslegung wird aufgrund der vorhandenen Materialien nicht einfacher

und bestétigt die neue Rechtsprechung des BFH nicht.

In der Bundestagsdrucksache zur Anderung der AO™ wird die Diskussion um die

Gemeinnitzigkeit so zusammengefasst:

,Die Fraktion der CDU/CSU betonte, dass auf eine gesetzliche Neuregelung der
politischen Betatigung im Gemeinnuitzigkeitsrecht verzichtet worden sei, da die
Rechtslage nach ihrer Auffassung klar sei. Eine gemeinniitzige Kdrperschaft

kénne sich politisch betatigen, wenn der gemeinnitzige Zweck damit verfolgt

werde und Politik nicht der Hauptzweck sei. %

.Die Fraktion der SPD wies darauf hin, dass sie nicht freiwillig auf eine
gesetzliche Regelung der politischen Betatigung im Gemeinnttzigkeitsrecht
verzichtet habe. Es sei ein Kompromiss mit dem Koalitionspartner gewesen. Man
wisse, dass viele Organisationen sich eine entsprechende Regelung gewiinscht

hatten. Damit ware fir Rechtssicherheit gesorgt worden. Die Fraktion der SPD

. . . .. 107
werde das Anliegen weiterhin unterstiitzen

14 BT-Drs. 19/25160.

Ebd.
Ebd., S. 160.
Ebd.

105
106

107
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.Hingegen teile die Fraktion DIE LINKE nicht die Auffassung der Fraktion der
CDU/CSU, dass die Rechtslage bei der politischen Betétigung von

Organisationen im Gemeinnitzigkeitsrecht klar sei. Diese Auffassung werde

auch nicht von Verbanden und Vereinen geteilt.“108

Die Grinen erklarten: ,Weiterhin wirden beim Gesetzentwurf wichtige
Anderungen im Gemeinnitzigkeitsrecht fehlen. Man brauche endlich wieder
Rechtssicherheit flr politisch engagierte gemeinnitzige Organisationen.
Spétestens seit dem Urteil des Bundesfinanzhofs zu Attac im vergangenen Jahr
habe sich die Lage fur gemeinniitzige Organisationen dramatisch verscharft.
Eine klarstellende Protokollerklarung der Koalitionsfraktionen im laufenden
Gesetzgebungsverfahren wére sinnvoll gewesen. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN wolle eindeutig regeln, dass grundsétzlich auch die Einflussnahme auf
die politische Willensbildung zu gemeinniitzigen Zwecken erfolgen darf. Wenn
dies aus Sicht der Fraktion der CDU/CSU heute schon der Fall sein sollte, dann

sollte ein entsprechender Anwendungserlass erfolgen und die Abgabenordnung

entsprechend angepasst werden, um Klarheit zu schaffen.“*”

Eine Positionierung der FDP fehlt.

Zu bericksichtigen ist weiter, dass die Mehrheit der Landerfinanzminister im
September 2020 vorgeschlagen hatte, eine neue Ziffer 11 in 8§ 58 AO mit
folgendem Wortlaut aufzunehmen: Die Steuerverginstigung wird nicht dadurch
ausgeschlossen, dass ,eine steuerbegiinstigte Kdrperschaft bei der Verfolgung

ihrer steuerbegunstigten satzungsmafigen Zwecke politisch tatig wird, wenn ihre

steuerbegunstigte Tatigkeit mit einer politischen Zielsetzung verbunden it

Zusammenfassend lasst sich festhalten: Die Klarstellung der Landerfinanzminister

wurde nicht beschlossen. Sie entspricht im Wesentlichen einer moglichen

Zusammenfassung der neuen Rechtsprechung des BFH. Das also war nicht der

gesetzgeberische Wille. SPD, Linke und Griine pladierten fiir eine Klarstellung, welche

zur alten Rechtslage zurtickkehrte. Auch diese Klarstellung fand keine Mehrheit, well

CDU/CSU die Rechtsalge fur ausreichend klar hielten, ohne die Rechtslage exakt zu

beschreiben. In der Tendenz scheint die Fraktion die Auffassung des BFH zu goutieren.

Ebd., S. 162.
Ebd., S. 163.
BR-Drs. 503/1/20, S. 153.
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Anders gesagt: In der Koalition kam man zu keiner Einigung dartber, inwieweit man

politische Betatigung zulassen will oder inwieweit das geboten ist.

Die neuere Diskussion fuhrt also bei der genetischen Auslegung des
Tatbestandsmerkmals in § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO nicht weiter, eben weil der Gesetzgeber
nicht klar zum Ausdruck brachte, dass er eine Anderung der seit den 1980er Jahren
geltenden Rechtslage will. So bleibt die oben vorgestellte historische Auslegung der
Vorschrift, die mit der neuen Rechtsprechung des BFH nicht tibereinstimmt und folglich

gegen die Gesetzesbindung verstolit.
4. Unbestimmtheit der Abgrenzungen

Zu den rechtsstaatlichen Garantien gehdort das Bestimmtheitsgebot, d.h. Gesetzestexte
mussen erkennen lassen, was von den Adressaten erwartet wird, welches Verhalten
eventuell sanktioniert wird und welche Voraussetzungen fiir eine Beglinstigung erfillt
sein muissen, denn nur so ist die in einem Rechtsstaat garantierte Rechtssicherheit
gewahrleistet. Nun ist zuzugestehen, dass die Formulierung in § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO
.die Forderung des demokratischen Staatswesens" keine préazise Begriffsbhestimmung
enthélt und jedenfalls in der Nahe eines unbestimmten Rechtsbegriffs zu verorten ist.
Das ist verfassungsrechtlich unbedenklich, solange Praxis und Rechtsprechung dazu
fuhren, dass eine klare Rechtslage existiert. Als verfassungswidrige Auslegung eines
Gesetzes muss man es deshalb erst (?) werten, wenn die Rechtslage mit dieser
Auslegung nicht klarer, sondern unbestimmter wird. Genau das trifft aber auf die

Entscheidungen des BFH zu.

Das Tatbestandsmerkmal in § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO wird vom BFH nicht positiv, sondern
allenfalls negativ Uber Abgrenzungen zu unterschiedlichen Formen politischer Tatigkeit
bestimmt, was im Ergebnis misslingt und nicht zu einem bestimmten Inhalt fihrt. Die
erlaubte politische Betadtigung wird Uber die sonstigen in der Vorschrift genannten
gemeinnttzigen Zwecke bestimmt, d.h. um einen dort genannten Zweck, beispielsweise
den Umweltschutz zu verfolgen, durfe eine Kérperschaft auch politisch tatig werden. Der
Zweck ,Forderung des demokratischen Staatswesens” erscheint dabei nicht als
selbstéandiger Zweck und bleibt als mdglicher Grund der Gemeinnitzigkeit schlicht
unberiicksichtigt. Uber die Abgrenzungen zu nicht gemeinnitzigen politischen
Tatigkeiten verliert das Tatbestandsmerkmal jegliche Kontur. Der BFH entwirft in dem
Urteil eine Liste von politischen Aktivitaten, die fir gemeinnitzige Kdrperschaften
unzulassig sind, ohne diese abzugrenzen, zu definieren oder zu erlautern. Schwierig

wird es dann zu bestimmen, welche politischen Aktivitdten mit der Gemeinnitzigkeit
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vereinbar sind. Der Verweis auf ausdricklich geférderte Zwecke, die zwangslaufig mit
politischen Aktivitdten verbunden sind, und auch vereinbar sind, solange sie nicht
uberhandnehmen, erklart nicht den besonderen Gehalt des 8 52 Abs. 2 Nr. 24 AO, der
sich ja von den tbrigen Zwecksetzungen unterscheiden miisste. Kurz: Statt eine Klarung
des unbestimmten Rechtsbegriffs ,Forderung des demokratischen Staatswesens*®

vorzunehmen, wird dieser mit der Entscheidung des BFH vom 10.1.2019 immer unklarer.

Unter den 8 52 Abs. 2 Nr. 24 AO falle, so der BFH im Urteil vom 10.1.2019, nicht die
.Forderung politischer Zwecke", weshalb weder die ,Einflussnahme auf die ,politische
Willensbildung’ noch die Einflussnahme auf die ,Gestaltung der 6ffentlichen Meinung'’ als
Forderung der Allgemeinheit* angesehen werden kénne. Wohl gehdére zur ,Férderung
der Allgemeinheit die kritische 6ffentliche Information und Diskussion“, um
satzungsgemalie politische Zwecke oder gemeinniitzige politische Zwecke der Politik
nahe zu bringen, wenn die ,unmittelbare Einwirkung auf die politischen Parteien und die
staatliche Willensbildung gegenliber der Férderung des steuerbeglinstigten Zwecks in
den Hintergrund trete“. Dabei diirfe die ,Tagespolitik nicht im Mittelpunkt der Tatigkeit
stehen®, sondern misse der Vermittlung der satzungsgemafen Ziele dienen. Der
LAnspruch, umfassend zu allgemeinpolitischen Themen und Fragen Stellung zu
nehmen®, sei mit der Gemeinnitzigkeit nicht vereinbar. Unvereinbar mit der
Gemeinnitzigkeit seien auch ,geringfiigige allgemein-politische Betatigung“. Soweit die
Korperschaft ,politische Zwecke gemeinniitzig verfolgen kann, muss sie sich zudem

Jparteipolitisch neutral* verhalten”

Man kann mit Blick auf die ,Bestimmungen” fragen, ob sich die verschiedenen, nach
dem BFH nicht gemeinniitzigen politischen Betatigungen tberhaupt von mdglicherweise
gemeinnttzigen politischen Betatigungen abgrenzen lassen. Dabei scheint es nicht
sinnvoll zu sein, zwischen tagespolitischen und anderen (schon die Beschreibung fallt
schwer) politischen Aktivitaten zu unterscheiden. Attac ist einst gegriindet worden, um
die Finanztransaktionssteuer (Tobin-Tax) politisch einzufordern. Ist das nun eine
tagespolitische Forderung und wird sie zu einer Ubergeordneten politischen Aktivitéat
oder zu einer Forderung des demokratischen Staatswesens, wenn die Forderung
inzwischen mehr als ein Jahrzehnt auf der Tagesordnung steht und von vielen Politikern
— von der CDU bis in die LINKE — geteilt, aber nicht umgesetzt wird? Und wie viel Zeit
muss vergehen, bis tagespolitische Forderungen zu einer grundsatzlichen politischen

Strategie werden?
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Oder geht es nicht — wie das Wort suggeriert — um die Zeit, sondern um die Komplexitat?
Attac fordert nicht erst seit 2008 eine Re-Regulation der Finanzmérkte und setzt sich mit
Aktionen, Bildungs- und Diskussionsveranstaltungen usw. dafiir ein. Die Regulation der
Finanzmarkte ist bekanntlich eine tGiberaus komplexe Angelegenheit. Ist sie deshalb im
Unterschied zur recht konkreten und deutlich weniger komplexen Tobin-Tax keine
tagespolitische Forderung, sondern eine allgemeinpolitische? Und wie unterscheidet
sich die nicht-gemeinnitzige Einflussnahme auf die ,politische Willensbildung” oder die
.Gestaltung der 6ffentlichen Meinung“ — was immer das sein soll — von der Forderung
des demokratischen Staatswesens? Oder: Wie unterscheidet sich die
allgemeinpolitische Betatigung einer zivilgesellschaftlichen Kooperation von der
allgemeinpolitischen Betatigung der verfassten Studierendenschaft oder sind damit die
gleichen Grenzen gezogen, was unsinnig ware, weil Umweltpolitik aus Sicht der
Studierendenschaft zur Allgemeinpolitik gehért, nach 8§52 AO aber explizit
gemeinnitziger Satzungszweck sein kann?  Tagespolitik und politische

Grundiiberzeugungen bilden einen untrennbaren und flieRenden Ubergang.

Die unklare Auslegung fuhrt in der Zivilgesellschaft zu erheblicher Rechtsunsicherheit,
inwieweit sich gemeinnitzige Koérperschaften politisch duRern dirfen. Darf sich der
Tennisverein beispielsweise nur zur geplanten neuen Sportanlage auf3ern oder darf er
sich fur Integration und Inklusion im Sport aussprechen ohne allgemein- oder
tagespolitisch zu werden? Wie sieht es mit einer Stellungnahme zur neuen
Umgehungsstral3e aus, ist sie nur erlaubt, wenn sie zu Larm auf den Tennisplatzen fihrt
oder auch ansonsten? Und wo hort eigentlich die politische Meinungsauf3erung in den
Karnevalsumzigen auf? Werden die Grenzen in Dusseldorf gesprengt, weil die
Umzugswagen explizit die Politik aufs Korn nehmen? Oder sind das Stellungnahmen im
Rahmen des Vereinszwecks? Die Liste der Fragen lieRe sich beinahe beliebig
fortsetzen, kurz: Die Unbestimmtheit der gesetzlichen Regelung wurde durch die neue
Linie des BFH verscharft.

Eine verfassungskonforme Auslegung des § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO ist dem BFH auf diese
Weise nicht gelungen, weil sie statt zu Rechtssicherheit, zu Rechtsunsicherheiten flhrt,
was im Ergebnis einen VerstoR gegen das vom Rechtsstaat geforderte

Bestimmtheitsgebot beinhaltet.
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IV.Hilfsweise: Verfassungswidrigkeit von 8 52 AO wegen willkurlicher Auswabhl
forderungswiurdiger Vereine

Hilfsweise wird geltend gemacht, dass der Katalog in § 52 Abs.2 AO ohne hinreichend
erkennbare Kriterien bestimmte Kdrperschaften oder Zwecksetzungen als gemeinnitzig
anerkennt, andere dagegen nicht, also bei der Auswahl der Gemeinnutzigkeitskriterien

ohne Rechtfertigung den Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs.1 GG verletzt.

Das Hessische Finanzgericht hat in seinem Urteil vom 26.2.2020 explizit erwogen, die
Verfassungsmalfigkeit der ,Ausgestaltung des Gemeinnutzigkeitskatalogs in Frage zu
stellen. Denn durch die Aufnahme und das Weglassen bestimmter Politikfelder im
Katalog des § 52 Abs. 2 Satz 1 AO hat der einfache Gesetzgeber es in der Hand, die
politische Einflussnahme zugunsten eines ausdriicklichen genannten Zwecks steuerlich
zu begilnstigen und zugunsten nicht ausdrticklich genannter Zwecke die Beglinstigung

nicht zu gewéahren. Der Katalog des § 52 Abs. 2 AO erscheine insoweit schon aus sich

heraus nicht politisch (meinungs-) neutral zu sein.

Der Katalog in § 52 Abs. 2 AO enthélt eine Fllle von recht prézise umschriebenen
Zielen, die von der Altenhilfe Gber die Heimatpflege bis zum Zivilschutz reichen. Einige
gemeinntitzige Zwecke werden dabei generalklauselartig umschrieben wie etwa die
Forderung von Kunst und Kultur (Nr. 5), andere wieder ausgesprochen prazise wie in
§ 52 Abs. 2 Nr. 21 ,(Schach gilt als Sport)“ oder Nr. 23: ,Férderung der Tierzucht, der
Pflanzenzucht, der Kleingartnerei, des traditionellen Brauchtums einschlie3lich des
Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung,
des Amateurfunkens, des Modellflugs und des Hundesports.” Der Naturschutz und
Tierschutz werden neben dem Umweltschutz gesondert aufgefiihrt, nicht dagegen
beispielsweise der Wasserschutz, wohl aber der Hochwasserschutz. Insgesamt
vermittelt der Katalog den Eindruck, dass sich bei der Formulierung Lobbyinteressen
durchgesetzt haben, so dass neben den weiten Begriffen, einige sehr prazise
Bestimmungen den Umfang des Katalogs bestimmen — etwa hinsichtlich der

verschiedenen regionalen Bezeichnungen fir den Karneval (Nr. 23).

Neben vielen explizit politischen Anliegen, wie dem Umweltschutz, der Hilfe fir politisch,
rassistisch oder religios Verfolgte, fir Flichtlinge oder der Forderung der
Entwicklungszusammenarbeit usw. fehlen andere, wie etwa die Lobby-Kontrolle, das

Eintreten gegen Nazismus und Faschismus, die Gleichberechtigung von Intersexuellen

Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 26. Februar 2020 — 4 K 179/16 —, Rn. 105.
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oder auch von Homosexualitdt, Abgeordnetenwatch, die Férderung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse, die Férderung von Frieden oder Pazifismus, das Eintreten gegen
Armut oder Ungleichheit, das Eintreten fir eine Kontrolle der Finanzmérkte oder die
Finanztransaktionssteuer und vieles andere. Subsumiert man die letztgenannten
Fehlenden nicht unter die in §52 Abs.2 Nr.24 AO genannte Forderung des
demokratischen Staatswesens — was die Urteile des BFH wohl gebieten, auch wenn das
Tatbestandsmerkmal nicht wirklich definiert wird —, erscheint die Auswahl der
gemeinniitzigen Aktivitdten ohne Berilicksichtigung des Gleichheitssatzes erfolgt zu sein.
Anders gesagt: Es gibt keinen rechtfertigenden Grund, warum bestimmte Aktivitdten
nicht einmal von einem weiten, unbestimmten Rechtsbegriff als férderungswirdig
anerkannt werden, wahrend andere Aktivitaten prazise umschrieben werden. Die
Auswahl basiert scheinbar allein auf dem Einfluss der diese Interessen jeweils

vertretenden Gruppen in der und auf die Politik.

Mit dieser Auswahl kénnen die Regierungsparteien auf3erdem ihre Position im
offentlichen Meinungsstreit starken, Positionen der Opposition dagegen schwachen,
also ihre Wahlchancen indirekt verbessern. Tatsachlich bleibt der Katalog der
forderungswiirdigen politischen Zwecke im Mainstream, wahrend oppositionelle
Anliegen wie etwa die grundlegende Umgestaltung des Finanzmarktsystems, die
Uberwindung einer Verwertungsokonomie, eine grundsatzliche Anderung in den
6konomischen Nord-Siud-Beziehungen, Abkehr von einer imperialen Lebensweise oder

gegen ,jeder Form von Verschwendung, angefangen bei jener der Nahrungsmittel, die

zu den verwerflichsten gehort“*** nach dem Katalog in 8 52 AO nicht gemeinniitzig sind.
So wird indirekt die herrschende Politik auch in den Wahlchancen gestarkt, wahrend die

Opposition geschwécht wird.

Folgt man weiter dem BFH in der Annahme, dass fir die im Katalog genannten
Aktivitdten der Einfluss auf die politische Willensbildung zuldssig ist, fur politische
Anliegen jenseits dieser Zwecke aber nicht, folgt daraus zwingend eine Bevorzugung
dieser politischen Anliegen, was andere logischerweise benachteiligt und damit auch

deren Chancen im politischen Wettbewerb mindert.

e ENZYKLIKA FRATELLI TUTTI DES HEILIGEN VATERS PAPST FRANZISKUS UBER DIE

GESCHWISTERLICHKEIT UND DIE SOZIALE FREUNDSCHAFT,
http://www.vatican.va/content/francesco/de/encyclicals/documents/papa-
francesco_20201003_enciclica-fratelli-tutti.html (letzter Abruf am 12.2.21).
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Das gilt erst recht, wenn man die obigen Uberlegungen zur Bedeutung der
Kommunikationsgrundrechte in der Demokratie einbezieht. Dann scheint eine
Benachteiligung von zivilgesellschaftlichen Organisationen, die am demokratischen
Prozess patrtizipieren wollen, und Birgerinnen und Birger befdhigen wollen, diesem zu
folgen und sich einzubringen, gegeniber ebenfalls wichtigen, aber in der Demokratie

keineswegs essentiellen Aktivitdten nicht gerechtfertigt.

Eine Rechtfertigung fiir diese Ungleichbehandlung im Katalog und durch Nichtnennung
im Katalog ist nicht erkennbar. Die Ungleichbehandlung ist also verfassungswidrig. Die

Beschwerdeflihrerin wird in ihrem Recht auf gleiche Teilhabe verletzt.

g
N

80



	A. Sachverhalt
	I. Allgemeiner Hintergrund
	II. Verfahrensablauf
	1. Finanzbehördliches Verfahren
	2. Verfahren vor dem Hessischen Finanzgericht im ersten Rechtsgang
	3. Revisionsentscheidung des Bundesfinanzhofs im ersten Rechtsgang
	4. Verfahren vor dem Hessischen Finanzgericht im zweiten Rechtsgang
	5. Verfahren vor dem Bundesfinanzhof im zweiten Rechtsgang


	B. Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde
	I. Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts
	II. Beschwerdefähigkeit
	III. Beschwerdegegenstand
	IV. Beschwerdefrist
	V. Beschwerdebefugnis
	1. Mögliche Grundrechtsverletzung
	2. Qualifizierte Betroffenheit
	3. Verletzung spezifischen Verfassungsrecht

	VI. Erschöpfung des Rechtsweges und Subsidiarität

	C.
	C. Begründetheit
	I. Verletzung von Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes durch Nichtberücksichtigung
	II. Materielle Verletzung von Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 S. 1 1. Alt., Art. 9 Abs. 1 GG und dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes
	1. Vergleichsgruppenbildung
	2. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung
	a) Gleichheitsrechtlicher Rechtfertigungsmaßstab im Lichte der Kommunikationsgrundrechte und der verfassungsrechtlichen Bedeutung von demokratischem Prozess und öffentlicher Meinungsbildung
	(1)  Maßstab und Kriterien
	(2) Fallbezogene Anwendung der Kriterien
	(a) Verfassungsrechtliches Gewicht der Kommunikationsgrundrechte und Intensität der gleichheitsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsprüfung
	(b) Kollektives zivilgesellschaftliches Engagement und Kommunikationsgrundrechte, insbesondere Vereinigungsfreiheit
	(c) Substantiierung der Nachteile durch die Ungleichbehandlung
	(d) Ergebnis


	b) Anwendung des Rechtfertigungsmaßstabs
	(1) „Unpolitische“ Körperschaften
	(a) Kein sachlicher Differenzierungsgrund
	(b) Insbesondere: Förderung des demokratischen Gemeinwesens und Einzelinteressen
	(c) Faktische Beschränkung der Kommunikationsgrundrechte

	(2) Andere „politische“ Körperschaften
	(a) Gleichbehandlung der Beiträge zur politischen Willensbildung und öffentlichen Meinungsbildung
	(b) Keine indirekte Parteienfinanzierung
	(c) Vergleichbarkeit von Parteien und zivilgesellschaftlichen Körperschaften?
	(d) Volksbildung, politische Bildung, Meinungsfreiheit und Neutralität
	(i) Bildungsarbeit beim Beschwerdeführer
	(ii) Anforderungen des BFH an Bildungsarbeit
	(iii) Pluralismus statt Neutralität
	(iv) Wertebindung von Bildung
	(v) Abgrenzung zur Bildungsarbeit von parteinahen Stiftungen
	(vi) Abgrenzung zu den Anforderungen an die Zentralen für politische Bildung
	(vii) Bildungspolitische Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch Kampagnen


	(3) Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
	(4) Andere Körperschaften, die allgemein Einfluss auf die politische Willensbildung und öffentliche Meinungsbildung nehmen – z.B. „Atlantik-Brücke e.V.“ und „Institut für Steuern und Finanzen“


	3. Ergebnis

	III. Verstoß gegen Gesetzesbindung
	1. § 52 AO in der Praxis und demokratische Programmierung
	2. Keine Beibehaltung der bisherigen Rechtslage
	3. Neuregelung und Klarstellung ist 2020 unterblieben
	4. Unbestimmtheit der Abgrenzungen

	IV. Hilfsweise: Verfassungswidrigkeit von § 52 AO wegen willkürlicher Auswahl förderungswürdiger Vereine




